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Zusammenstellung 

der über> und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1969 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 




An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1969 

gabemittein sind 
zugewiesen 


DM 

DM 


1 ! 

2 1 

1 3 

1 4 


01 01 


apL 
529 02 


01 03 
519 01 


Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 


*) 115 000,— 


Kosten für den Empfang im Schloß Brühl aus Anlaß der Ver- 
abschiedung des bisherigen und des Amtsantritts des neuen 
Bundespräsidenten 


Aus Anlaß der Verabschiedung des bisherigen und des 
Amtsantritts des jetzigen Bundespräsidenten mußte aus poli- 
tischen Gründen ein Empfang gegeben werden, der am 
30. Juni 1969 im Schloß Brühl stattfand. Die hierdurch ent- 
standenen Aufwendungen waren unabweisbar. Bei Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1969 waren die Kosten nicht 
zu übersehen; sie konnten somit nicht veranschlagt werden. 

Außerplanmäßige Haushaltsausgabe zu Lasten des Gesamt- 
haushalts. 


288 000,— 


428 247,47 


Unterhaltung der Grundstüdie und baulichen Anlagen 


Aus Anlaß des Wechsels im Amt des Bundespräsidenten 
mußte das Haus des Bundespräsidenten (Villa Hammer- 
schmidt) renoviert werden. Nach Inangriffnahme der Arbei- 
ten hat sich ergeben, daß bei den sanitären Rohrleitungen 
und Objekten, den Heizleitungen und -körpern sowie den 
gesamten elektrischen und fernmeldetechnischen Anlagen 
Reparaturen in einem Umfang durchzuführen waren, die bei 
Aufstellung des Kostenvoranschlages nicht erkennbar waren. 
Außerdem mußten unabweisbare bauliche Veränderungen 
(Bäder, Toiletten, Küchenanlagen und dgl.) durchgeführt wer- 
den, die nicht vorauszusehen waren. Der unabweisbare und 
unvorhergesehene Mehrbedarf ist ferner auf die bauliche 
Instandsetzung des sog. Palmenhauses (Anbau an das Haus 
des Bundespräsidenten) zurückzuführen, das dem jetzigen 
Bundespräsidenten in der Zeit von seiner Amtsübernahme 
am 1. Juli 1969 bis zum Abschluß der Renovierung des 
Hauses des Bundespräsidenten Ende November 1969 vor- 
übergehend als Amtswohnung gedient hat. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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300 000 — 


57 978,43 


Kosten aus Anlaß von Staatsbesuchen und Reisen des 
Bundespräsidenten im Ausland 


Auf Einladung Ihrer Majestät der Königin und Seiner König- 
lichen Hoheit des Prinzen der Niederlande haben der Herr 
Bundespräsident und Frau Heinemann den Niederlanden in 
der Zeit vom 24. bis 26. November 1969 einen Staatsbesuch 
abgestattet. Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 
war dieser Staatsbesuch nicht vorauszusehen. Die Kosten 
hierfür konnten daher bei der Veranschlagung nicht berück- 
sichtigt werden. Da Staatsbesuche politisch bedingt sind, war 
die Mehrausgabe unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


80 000,— 


52 513,99 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Aus Gründen der Sicherheit wurde an der Einfahrt zum 
Dienstgebäude Kaiser-Friedrich-Str. 16 ein Wachhaus mit 
Torsicherung errichtet. Im Zusammenhang damit mußte die 
Einfahrt umgestaltet werden. Bei Abbruch der alten Begren- 
zungsmauer und Aushub der Fundamentgräben ergaben sich 
durch das Vorhandensein alter und nicht wieder verwen- 
dungsfähiger Fundamente besonders schwierige und ver- 
teuernde Zusatzarbeiten. Außerdem waren die vorhandenen 
Eisenteile, die ursprünglich für die Umgestaltung der Ein- 
fahrt ergänzt und umgebaut werden sollten, nicht mehr ver- 
wendbar. Dies konnte bei Aufstellung des Kostenvoran- 
schlags nicht vorausgesehen werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 


Einsparung in Höhe von 20 000 DM bei Kap. 01 01 Tit. 421 02 
und Tit. 453 03; im übrigen Mehrausgabe zu Lasten des Ge- 
samthaushalts. 


170 000,— 


28 451,19 


Teilweiser Ersatz und Ergänzung der Ausstattungsgegen- 
stände im Dienstzimmer des Bundespräsidenten im Bundes- 
präsidialamt, in der Amtswohnung und in den Repräsen- 
tationsräumen des Hauses des Bundespräsidenten 


Nach Durchführung der Renovierungsarbeiten im Hause des 
Bundespräsidenten hat es sich als notwendig erwiesen, in 
der Amtswohnung und in den Repräsentationsräumen über 
das ursprünglich vorgesehene Maß hinaus eine Reihe von 
Ausstattungsgegenständen zu ersetzen bzw. zu ergänzen. 
Dies konnte bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 
nicht vorausgesehen werden. 
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nodi Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. Gemäß § 2 Abs. 2 HG 
1969 ist bestimmt worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine 
Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 01 01 Tit. 421 01 und Kap. 01 03 
Tit. 422 01. 


02 01 277 000,— 

511 01 


02 01 2 626 000,— 
512 02 


02 01 2 200 000 ,— 
513 01 


02 01 80 000,— 
518 02 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 

163 398,40 Geschäftsbedarf 

Die Mehrausgabe ist durch die hohen Umzugskosten im 
Rahmen der Belegung des neuen Abgeordnetenhochhauses 
und die Wiederbelegung der ehemaligen Pressehäuser ent- 
standen. 

Diese Maßnahme war unabweisbar und unvorhergesehen; 
sie konnte nicht zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 411 03. 


275 813,10 Bücher, Zeitschriften, Parlamentsdrucksachen 

Durch unerwartete Zunahme der Parlamentsdrucksachen 
und Erhöhung der Drucksachenpreise sind unvorhergesehene 
Mehrausgaben entstanden. Der tatsächliche Umfang der für 
die Parlamentsarbeit erforderlichen Drucksachen läßt sich 
im voraus nicht übersehen. 

Die Ausgaben waren unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 411 51. 


369 793,56 Post- und Fernmeldegebühren 

Der Mehrbedarf ist auf die verstärkte Inanspruchnahme der 
Fernmeldeeinrichtungen durch die Mitglieder des Deutschen 
Bundestages und der Mitarbeiter der Abgeordneten zurück- 
zuführen. Die Verwaltung des Deutschen Bundestages hat 
keinen Einfluß auf die Benutzung der Fernmeldeeinrichtun- 
gen und damit auf die Höhe der Fernmeldegebühren. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 411 51. 


139 548,04 Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß für die 
Sitzungswochen die ständige Bereitschaft von Mietwagen 
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noch Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 

erforderlich wurde. Außerdem wurde ein Pendelverkehr 
vom Abgeordneten-Hochhaus zum Plenarsaal eingerichtet, 
Hinzu kam, daß der Dienstwagen des Bundestagspräsidenten 
durch einen Unfall im August des Jahres 1969 ausfiel und bis 
zur Lieferung eines neuen Fahrzeuges Ende November ein 
Ersatzwagen angemietet werden mußte. 

Die Ausgaben waren unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 411 03. 


02 01 


apl. 
526 04 


*) 15 478,15 


Aufwandsentschädigungen und Reisekosten für die Mit- 
glieder der Kommission zu Artikel 10 GG sowie sonstige 
Kosten der Kommission 


Der Vorstand des Deutschen Bundestages beschloß in seiner 
Sitzung am 4. Juni 1968, daß die Mitglieder der Kommission 
zu Artikel 10 GG, die nicht dem Deutschen Bundestag ange- 
hören, eine steuerfreie Aufwandsentschädigung und Fahr- 
kosten erhalten. Diese Ausgabe war bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1969 nicht bekannt; sie war unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 411 03. 


02 01 
685 02 


170 000,— 


35 000,— 


Zuschuß an die Deutsche Parlamentarische Gesellschaft 


Die Wohnverhältnisse eines Bediensteten der Gesellschaft 
waren durch die Geburt des fünften Kindes so unzumutbar 
geworden, daß ihm im Rahmen der Wohnungsfürsorge eine 
Wohnung beschafft werden mußte. Da der Gesellschaft hier- 
für keine Mittel zur Verfügung standen, war eine überplan- 
mäßige Ausgabe erforderlich. Eine Zurückstellung der Aus- 
gabe war aus sozialen Gründen nicht möglich. 


Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 411 51. 


02 01 
811 01 


57 000,— 


31 690,17 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Die Mehrausgabe wurde erforderlich, da der Dienstkraft- 
wagen des Bundestagspräsidenten bei einem Unfall so 
schwer beschädigt wurde, daß eine Reparatur nicht wirt- 
schaftlich gewesen wäre. Die sofortige Ersatzbeschaffung 
eines Wagens war erforderlich. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 411 03. 
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Einzelplan 03 — Bundesrat — 


03 01 

23 000,— ; 

1 1 400,25 Kleine Neu-, Um- und 

Erweiterungsbauten 


711 01 i I Die Neugestaltung des Zugangs zum Gebäude des Bundes- 

rates hat weit höhere Kosten verursacht als bei der Planung 
I vorherzusehen waren. Der Mehrbedarf beruht darauf, daß 

unvorhergesehene Bauleistungen zur Vermeidung späterer 
Mehrkosten zu erbringen waren. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. Die Bauarbeiten konnten 
j nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

: Einsparung innerhalb des Einzelplans 03. 


04 01 I 215 000,— 
513 01 I 


04 01 92 500,— : 

514 01 i I 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

34 593,68 Post- und Fernmeldegebühren 

Die Mehrausgabe hatte folgende Ursachen: 

Nachberechnung von laufenden Gebühren 
durch die Deutsche Bundespost für das 
Jahr 1968 im Zusammenhang mit der In- 
betriebnahme einer neuen Fernsprechanlage 


im Bundeskanzleramt 12 783.36 DM 

Einrichtungs- und laufende Gebühren für vier 
neue Fernschreib-Standverbindungen. Die 


Notwendigkeit, diese neuen Verbindungen 
im Zusammenhang mit der Einrichtung eines 
Lage- und Informationszentrums im Bundes- 
kanzleramt herzustellen, ergab sich erst im 
Laufe des Rechnungsjahres 1969 6 055,99 DM 

Einrichtungs- und laufende Gebühren für 
Fernschreib- und Fernsprechanschlüsse an den 
Urlaubsorten des Bundeskanzlers während 


seines Winter- und Sommerurlaubs 7 002,20 DM 

Gebühren für die Verlegung von Neben- 
stellen bei Umzügen innerhalb der Dienst- 
gebäude und Zunahme des Fernsprech- 
verkehrs im Zusammenhang mit der Neu- 
bildung der Bundesregierung 8 752,13 DM 

zusammen ... 34 593,68 DM 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebs unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 04. 


24 196,40 Haltung von Dienstfahrzeugen 

Die Dienstkraftwagen des Bundeskanzleramtes sind im 
Rechnungsjahr 1969 in ungewöhnlichem Maße, insbesondere 
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für Fernfahrten, eingesetzt und beansprucht worden. Dadurch 
sind neben erhöhten Kosten für die laufende Unterhaltung 
(kleinere Reparaturen, Treibstoffe usw.) bei fast allen Fahr- 
zeugen auch Aufwendungen wegen größerer Instandsetzun- 
gen entstanden, deren Notwendigkeit von dem technischen 
Beamten für das Kraftfahrwesen des Bundesministers der 
Finanzen bestätigt worden ist. Die Mehraufwendungen hier- 
für betrugen 17 078,43 DM. 

Durch den Einbau eines Autotelefons in den Dienstkraft- 
wagen des Bundesministers für besondere Aufgaben ent- 
standen außerdem Mehrkosten von 7117,97 DM. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 532 01. 


128 000,— 


47 349,13 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Im Zusammenhang mit der Neubildung der Bundesregierung 
sind für die Ausstattung von Dienstzimmern sowie die Ein- 
richtung von Räumen für den Planungsstab mit modernen 
Geräten und technischen Hilfsmitteln Aufwendungen ent- 
standen, die bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1969 nicht vorherzusehen waren. Die Mehrausgabe war un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 532 01. 


230 000,— 


I 


24 320,43 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

Für die Instandsetzung der Heizungsanlage im Haus 1 waren 
im Rechnungsjahr 1969 15 000 DM veranschlagt. Während 
der Durchführung stellte sich heraus, daß die Schäden an der 
Anlage größer waren als ursprünglich zu übersehen war. 
Dadurch sind Mehrkosten von 4819,52 DM entstanden. 

Im Zusammenhang mit der Einrichtung eines Lage- und In- 
formationszentrums im Bundeskanzleramt waren kleinere 
Um- und Instandsetzungsarbeiten erforderlich, die Kosten 
von 4043,69 DM verursachten. 

Durch die Übernahme des Grundstücks in Bonn, Kiefern- 
weg 12, als Amtswohnung des Bundeskanzlers mußten bau- 
liche Maßnahmen für die Sicherung durchgeführt werden. 
Das verursachte Aufwendungen von 15 457,22 DM. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Kapitels 04 01. 


900,— 


18 093,34 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Gemäß § 44 Abs, 1 des Personalvertretungsgesetzes hat die 
Dienststelle die durch die Tätigkeit des Personalrates ent- 
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stehenden Kosten zu tragen. Nach der Rechtssprechung ge- 
hören hierzu auch die zur gerichtlichen Verfolgung oder Ver- 
teidigung von Rechten der Personaivertretung erforderlichen 
Kosten eines Rechtsanwalts, wenn die Personalvertretung 
nach pflichtgemäßem Ermessen die Vertretung durch einen 
Anwalt für erforderlich gehalten hat. In verschiedenen Ver- 
fahren vor dem Landesverwaltungsgericht Köln und dem 
Oberverwaltungsgericht Münster hat sich der Personalrat 
des Bundeskanzleramtes durch einen Rechtsanwalt vertreten 
lassen, dessen Kosten übernommen werden mußten. Das 
Bundeskanzleramt hat sich in den verschiedenen Verfahren 
ebenfalls durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen. 

Die entstandenen Kosten konnten nicht vorhergesehen wer- 
den. Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 453 01. 


*) 19 125,60 


Kosten des Empfangs der Bundesregierung aus Anlaß des 
20jährigen Bestehens des Nordatlantischen Bündnisses 
(NATO) 


Aus Anlaß des 20jährigen Bestehens des Nordatlantischen 
Bündnisses (NATO) gab die Bundesregierung am 6. Juni 1969 
auf dem Nürburgring einen Empfang. Gäste waren der 
Generalsekretär der NATO, Parlamentarier, die Botschafter 
bei der NATO, die Befehlshaber der alliierten Streitkräfte 
Europa und Europa-Mitte, die Kommandeure der in der 
Bundesrepublik stationierten alliierten Streitkräfte, Militär- 
attaches der NATO-Staaten sowie Vertreter der Behörden. 

Die entsandenen Kosten konnten bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1969 nicht vorhergesehen werden, da 
die Durchführung der Veranstaltung vom Bundeskabinett 
erst am 15. April 1969 beschlossen worden ist. 

Die Ausgabe war aus politischen Gründen unabweisbar. 
Einsparung innerhalb des Kapitels 04 01. 


30 000,— 


248 389,41 


Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland 


Nach den Erfahrungen und Erkenntnissen, die bei der CSSR- 
und Berlinkrise gemacht worden sind, erwies es sich als 
dringend notwendig, im Bundeskanzleramt ein ständig ein- 
satzbereites Lage- und Informationszentrum einzurichten, das 
den Bundeskanzler in Spannungs- und Krisenzeiten sofort 
unmittelbar und umfassend zu informieren in der Lage ist. 
Der Maßnahme war höchstrangige Bedeutung beizumessen. 

Für die Erstausstattung sind folgende Kosten entstanden, die 
bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht 
vorhergesehen werden konnten; 
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3 Elcro-Tel-Geräte 

1 Fernschreibverschlüsselungs-Einrichtung 
1 Großprojektionsanlage 
Kartenwände 

zusammen . . . 


180 180,08 DM 
37 568,18 DM 
23 009,11 DM 
7 632,04 DM 
248 389,41 DM 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 04. 


04 03 
518 02 


50 000,— 


29 489,88 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 


Mitglieder der Bundesregierung, des Parlaments und die 
Amtsleitung erhalten täglich zu ihrer Unterrichtung Presse- 
ausschnittmappen. Um eine termingerechte Vorlage der 
Mappen sicherzustellen, mußten Kopierautomaten (System 
Xerox) in weit größerem Umfange als ursprünglich vor- 
gesehen war, eingesetzt werden. Vervielfältigungen im 
Schreibmaschinen- bzw. Klein-Offset-Druck- Verfahren schie- 
den aus Zeit- bzw. Kostengründen für diese Arbeiten aus. 
Nur durch den Einsatz moderner Kopierautomaten war eine 
schnelle Nachrichtenübermittlung gewährleistet. Der Einsatz 
der Automaten war unabweisbar, der Umfang der Arbeiten 
nicht vorherzusehen. 


Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 532 31. 


04 03 
531 02 


5 500 000,— 


610 257,53 


Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungsfragen 


Die in der Bevölkerung stark diskutierten Probleme auf dem 
Sektor der Wehrpolitik verlangten im Jahr 1969 besondere 
Anstrengungen auf dem Gebiet der Öffentlichkeitsarbeit. Als 
besonders wirksames Mittel mit weiter politischer Aus- 
strahlung erwiesen sich dabei u. a. die Informations- 
veranstaltungen für Kommunalpolitiker. Es mußten weit 
mehr Veranstaltungen als eingeplant durch geführt werden. 
Eine Verlagerung von Mitteln zu Lasten anderer geplanter 
Maßnahmen erwies sich dabei als nicht durchführbar, da 
sonst andere wichtige Teilbereiche der Öffentlichkeit ver- 
nachlässigt worden wären. 

Bei der Veranschlagung der Mittel wurde mit der Not- 
wendigkeit einer verstärkten Öffentlichkeitsarbeit nicht ge- 
rechnet. 


Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 980 01. 


04 03 
531 03 


8 000 000 ,— 


280 353,56 


Öffentlichkeitsarbeit „Inland" 


Die Bundesregierung hielt es für erforderlich, sich dn ihrer 
personellen Zusammensetzung und in ihren politischen Ziel- 
setzungen einer breiten Öffentlichkeit vorzustellen. Dafür er- 
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I 

I 


l 


40 000,— 


schienen der Bundesregierung verschiedene Veröffentlichun- 
gen, insbesondere eine Zeitungsbeilage — wie sie auch von 
der früheren Bundesregierung wiederholt zur Unterrichtung 
der Öffentlichkeit verwendet wurde — , als geeignetes Mittel. 
Die Gesamtkosten dieser Maßnahmen betrugen etwa 
1 230 000 DM. Soweit Mittel nicht vertraglich gebunden 
waren oder Planungen geändert werden konnten, wurden 
diese für das Vorhaben freigemacht. Für den verbleibenden 
Restbetrag waren überplanmäßige Mittel erforderlich. 

Die Maßnahme war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Kapitels 04 03. 


20 767,57 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes in der Beschaf- 
fungsstelle Hannover war der Einbau einer Be- und Ent- 
lüftungsanlage in den Räumen der Fernseherfassung unab- 
weisbar notwendig geworden, da die dort untergebrachten 
Geräte erhebliche Eigenwärme entwickeln. Bei Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1969 konnte mit diesen Ausgaben 
nicht gerechnet werden. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 532 31. 


15 360,83 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


' Im Rechnungsjahr 1969 waren Ersatzbeschaffungen für Kraft- 
fahrzeuge nicht vorgesehen. Der technische Beamte für das 
Kraftfahrzeugwesen im Bundesministerium der Finanzen hat 
jedoch der geplanten Grundüberholung eines Kraftfahrzeugs 
aus wirtschaftlichen Gründen nicht zugestimmt, sondern statt 
dessen eine Aussonderung des Wagens für erforderlich er- 
achtet. 

Außerdem ist ein anderes Fahrzeug durch Totalschaden aus- 
j gefallen. Die Gutachten eines Sachverständigen und des tech- 
nischen Beamten für das Kraftfahrzeugwesen im Bundes- 
ministerium der Finanzen sprachen sich aus wirtschaftlichen 
j Gründen gegen die Wiederherstellung des Fahrzeuges aus. 

I Zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes war eine so- 
i fortige Ersatzbeschaffung notwendig. Bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1969 konnte mit diesen Ausfällen nicht 
gerechnet werden. 

i Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 532 31. 
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Haushalts- 

An über- und 

0 außerplan- 

Tit. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Tit. 

1969 

zugewiesen 

DM 

DM 

1 

I 2 1 

3 j 


Begründung 


4 


05 01 
518 01 


305 000 — 


05 01 
518 02 


89 200,— 


05 01 
532 16 


100 000 ,— 


05 01 
711 01 


118 000,— 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

33 805,75 Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 

Der Mehrbedarf ist im Zusammenhang mit der Anmietung 
des Gebäudes Adenauerallee 133 a als Dienstgebäude ent- 
standen. 

Das Mietobjekt wurde dem Auswärtigen Amt erst im Laufe 
des Rechnungsjahres 1969 angeboten. Die Mehrausgabe 
konnte daher nicht vorhergesehen werden. Sie war im Hin- 
blick auf die notwendige Anmietung unabweisbar. 

Deckung gemäß § 9 Abs. 5 HG 1969 ist vorher in Anspruch 
genommen worden. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 513 01. 


22 908,66 Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 

Der Titel ist — der heuen Haushaltssystematik entspre- 
chend — erstmalig ausgebracht worden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil der Ansatz bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 nur geschätzt 
werden konnte. Sie war zur Aufrechterhaltung des Geschäfts- 
betriebes unabweisbar. 

Deckung gemäß § 9 Abs. 5 HG 1969 ist vorher in Anspruch 
genommen worden. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 513 01. 


13 145,30 


Kosten der deutschen Beteiligung an dem Schiedsgericht nach 
Artikel 9 des Deulschlandvertrages und der Schiedskommis- 
sion nach Artikel 7 des Fünften Teiles des Vertrages zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen 


Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 wurde 
davon ausgegangen, daß die Schiedskommission ihre Tätig- 
keit um die Jahresmitte 1969 einsteilen würde. Die laufenden 
Verfahren konnten jedoch erst bis zum Ende des Jahres ab- 
gewickelt werden. Dadurch erhöhte sich der deutsche Kosten- 
anteil. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war im Hinblick 
auf die internationalen Verpflichtungen unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 532 11. 


15 554,49 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Die Kosten für den Bau einer Aktenverbrennungsanlage im 
Auswärtigen Amt haben sich gegenüber der ursprünglichen 
Bauplanung erhöht, da sich einige zwangsläufige Änderun- 
gen erst während der Bauarbeiten ergeben haben. 
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Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1969 
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DM 

DM 


1 I 2 I 3 


Begründung 


4 


05 02 
532 02 


05 02 
539 99 


05 02 
681 01 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


800 000,— 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 


Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 532 17. 


167 887,72 


Kosten der Kommissionen, Arbeitsdelegationen und inter- 
nationalen Konferenzen, sofern das Auswärtige Amt maß- 
gebenden Einfluß auf die Ausführung hat 


Die Ausgaben konnten bei der Veranschlagung nur geschätzt 
werden. Die Anzahl und die Kosten der tatsächlich erforder- 
lich werdenden Delegationsreisen, u. a. auch die Abrechnung 
der schon Ende 1968 durchgeführten UNESCO-Generalkonfe- 
renz, führten unvorhergesehen und unabweisbar zu einer 
überplanmäßigen Ausgabe. 


Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 


600 OOO,— 


273 985,02 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der auf Schätzung beruhende Haushaltsansatz reichte nicht 
aus, um alle Ausgaben zu decken, die sich bei diesem Titel 
durch die Abwicklung von Staats- und offiziellen Besuchen 
ergaben. Außerdem verursachten Demonstrationsschäden in 
mehreren Fällen Kostenerstattungen an ausländische Vertre- 
tungen in der Bundesrepublik. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Deckung gemäß § 9 Abs. 5 HG 1969 war nicht möglich. 

Einsparung innerhalb des Kapitels 05 02. 


450 000,— 


148 106,85 


Unterstützungen und Beihilfen für Deutsche im Ausland 


Der Haushaltsansatz konnte nur geschätzt werden, weil der 
Bedarf sowohl von der Entwicklung und dem Umfang des 
Reiseverkehrs und der in diesem Zusammenhang notwendig 
werdenden Heimschaffungen als auch von möglichen krisen- 
haften Zuspitzungen der internationalen Lage abhängt. Da 
insgesamt 1 626 425,33 DM verausgabt wurden, denen Rück- 
flüsse in Höhe von 1 028318,48 DM gegenüberstanden, ergab 
sich ein Mehrbedarf von 148 106,85 DM. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 
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Kap^ i 

Tit. ; 


Haushalts- 

betrag 

1969 

DM 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


1 1 2 i 3 


Begründung 


4 


05 02 
686 01 


156 094 500,— 


05 02 3 000 000 — 

686 12 


05 02 1 446 OOO — 

686 19 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

2 352 802,07 Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland (ohne Baumaß- 
nahmen) 

Der Kulturfonds wurde im Jahre 1969 durch Umstände be- 
einflußt, die bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1969 noch nicht erkennbar waren. Die veranschlagten Mittel 
wurden dadurch in einem Umfang zusätzlich beansprucht, der 
die Durchführung der ursprünglichen kulturpolitischen Kon- 
zeption ohne die Bereitstellung überplanmäßiger Mittel nicht 
mehr zuließ. Insbesondere ergab sich infolge der Krise in 
der Tschechoslowakei die Notwendigkeit, zusätzliche Stipen- 
dien an tschechoslowakische Studenten in der Bundesrepublik 
bereitzustellen. Auch die politischen Ereignisse im arabischen 
und afrikanischen Raum sowie in Griechenland machten 
sofortige Hilfsmaßnahmen für Studenten erforderlich, die u. a. 
durch Transferschwierigkeiten in finanzielle Notlage gerie- 
ten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23 (300 000 DM); im 
übrigen Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts 
(2 052 802,07 DM). 


3 472 392,12 Für humanitäre und andere sofortige Hilfsmaßnahmen im 
Ausland außerhalb der Entwicklungshilfe 

Der Mehrbedarf ist auf die große Zahl und den Umfang der 
Katastrophenfälle im Rechnungsjahr 1969 zurückzuführen, 
insbesondere auf die im letzten Quartal des Jahres durchge- 
führten Hilfsmaßnahmen anläßlich der Überschwemmungs- 
katastrophe in Tunesien und des Erdbebens in Banja Luka 
(Jugoslawien). 

Da sich die Bundesregierung der moralischen Verpflichtung 
zur Zahlung von Spendenbeiträgen nicht entziehen kann, war 
die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei 
Kap. 23 02 Tit. 686 30 
Kap. 60 02 Tit. 686 02 
Kap. 06 02 Tit. 686 23 

zusammen 3 472 392,12 DM 


900 000,— DM 
2 500 000,— DM 
72 392,12 DM 


213 197,11 


Beitrag an die Westeuropäische Union (WEU) 


Die Höhe des deutschen Beitrags war bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1969 noch nicht zu übersehen, weil der 
WEU-Hauhalt für 1969 noch nicht vorlag. Der Beitragsschät- 
zung konnte nur der Haushalt der WEU für 1968 zugrunde 
gelegt werden. Die danach veranschlagten Mittel reichten 
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05 02 

apl. 
686 26 


05 02 22 499 000 — 

896 02 


05 03 65 000 — 

51601 



noch Einzelplan 05 — • Auswärtiges Amt — • 

aber zur Leistung des sich später ergebenden deutschen Bei- 
trags nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 

*) 184 485, Deutscher Beitrag zum Erziehungs- und Ausbildungspro- 

gramm der Vereinten Nationen für Flüchtlinge aus dem süd- 
lichen Afrika 

Die Bundesregierung folgte mit ihrem Beitrag in Höhe von 
50 000 $ einer wiederholt vom Generalsekretär der Vereinten 
Nationen ausgesprochenen Bitte. Zahlreiche westliche Regie- 
rungen haben schon zu diesem Fonds beigetragen. Die Bun- 
desrepublik war bisher der einzige größere europäische Staat, 
der sich an keinem der beiden bestehenden Hilfsfonds für das 
südliche Afrika beteiligt hatte. 

Der Erziehungsfonds trägt rein humanitären Charakter; die 
Mittel dieses Fonds sollen der Schaffung von Ausbildungs- 
möglichkeiten für heimatlose Flüchtlinge im südlichen Afrika 
dienen. 

Der Beitrag entspricht auch der Absicht der Bundesregierung, 
in den Vereinten Nationen verstärkt mitzuabeiten. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 


8 688 330,16 Baumaßnahmen zur Förderung des deutschen Schulwesens im 
Ausland 

Die veranschlagten Mittel erwiesen sich als nicht ausreichend, 
weil im Laufe des Rechnungsjahres unvorhergesehene Grund- 
stückskäufe und Baumaßnahmen durchgeführt werden muß- 
ten. In drei Fällen mußte der Bund kurzfristig über vorlie- 
gende preisgünstige Kaufangebote entscheiden, die andern- 
falls von anderen Interessenten wahrgenommen worden 
wären (London, Barcelona und Rom). Bei den Baumaßnahmen 
ist der Mehrbedarf in erster Linie auf zwangsläufige Kosten- 
steigerungen im Ausland zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 

139 763,45 Dienst- und Schutzkleidung, persönliche Ausrüstungsgegen- 
stände 
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nungsjahr 1969 erstmalig gesondert veranschlagt worden. 
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DM 


DM 
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Begründung 


4 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

Der Mehrbedarf ist insbesondere auf eine Verkürzung der 
Tragezeiten bei Dienst- und Schutzkleidung, auf die Einbe- 
ziehung des dienstlichen Hauspersonals der Auslandsvertre- 
tungen in den Kreis der auszustattenden Personen und auf 
die Übernahme der Reinigungs- und Instandsetzungskosten 
auf amtliche Mittel aufgrund der Neufassung der Richtlinien 
über die Beschaffung und Verwaltung von Dienst- und 
Schutzkleidung zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Deckung gemäß § 9 Abs. 5 HG 1969 ist vorher in Anspruch 
genommen worden. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 532 01. 


05 03 
518 01 


12 610 000 — 


1 367 746,90 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Der Mehrbedarf beruht darauf, daß 

durch das Beziehen neuer Diensträume bei verschiedenen 
Auslandsvertretungen erhöhte Mietzahlungen unumgänglich 
wurden, 

abgelaufene Mietverträge fast ausnahmslos nur bei Zahlung 
einer wesentlich höheren Miete (bis zu 100 ®/o mehr) ver- 
längert werden konnten, 

die Zahl der anzumietenden Dienstwohnungen ständig zu- 
nahm 
und 

in steigendem Maße erhebliche Mietvorauszahlungen zu 
leisten waren. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Deckung gemäß § 9 Abs. 5 HG 1969 ist vorher in Anspruch 
genommen worden. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


05 03 
539 99 


230 000,— 


208 205,92 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Die Mehrausgabe ist auf die bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1969 nicht vorauszusehenden Kursverluste 
zurückzuführen, die insbesondere durch die Abwertung des 
französischen Francs (auch in den angeschlossenen Ländern 
mit Franc-Währung) und die Aufwertung der Deutschen 
Mark entstanden sind. 

Deckung gemäß § 9 Abs. 5 HG 1969 war nicht möglich. 


Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 532 01. 
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An über- und 
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1 
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1 
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gabemitteln sind 


zugewiesen 


DM 

DM 


2 i 

3 i 

1 4 


05 03 700 000,— 

686 01 
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Q5Q3 392 000 — 
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05 03 1 000 000,— 

711 51 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

199 779,39 Aufwendungen aufgrund von Schutzmachtverträgen 

Die Mehrausgabe beruht auf höheren Zahlungen an die ver- 
schiedenen Schutzmachtvertretungen, insbesondere für Auf- 
gaben im Mittleren Osten, im Sudan und in Algerien. 

Sie war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 

485 850, — Neubau eines Dienstgebäudes für die Botschaft und eines 

Dienstwohngebäudes für den Botschafter in Brasilia, 3. Teil- 
betrag 

Die Mehrausgabe ist auf eine schnellere Abwicklung des 
Bauvorhabens zurückzuführen, die nicht vorherzusehen war. 
Die Bezahlung angefallener Rechnungen konnte aufgrund der 
abgeschlossenen Leistungsverträge und wegen der gebote- 
nen Wirtschaftlichkeit nicht zurückgestellt werden. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 


59 869,29 Neubau eines Dienstwohngebäudes für den Botschafter in 
Teheran, 1. Teilbetrag 

Der Mehrbedarf ist dadurch entstanden, daß zusätzlich zu 
den geplanten Baumaßnahmen zur Abwendung einer unmit- 
telbaren Gefahr für die Bewohner der Dienerquartiere der 
Botschaft und zur Vermeidung unabsehbarer Schäden am 
Bundesvermögen unverzüglich eine Stützmauer an dem nahe 
der Dienerquartiere vorbeifließenden Bach errichtet werden 
mußte. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 


19 433,04 Neubau eines Dienstgebäudes für die Botschaft, eines Dienst- 
gebäudes für den Botschafter und von Dienstwohnungen in 
Nouakchott, 3. Teilbetrag 

Die Mehrausgabe ist auf eine schnellere Abwicklung des Bau- 
vorhabens zurückzuführen, die nicht vorherzusehen war. Die 
Bezahlung angefallener Rechnungen konnte aufgrund abge- 
schlossener Leistungsverträge und wegen der gebotenen 
Wirtschaftlichkeit nicht zurückgestellt werden. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 
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05 03 1 

1 200 000,— 

41 656,48 ‘ 

Erwerb eines Grundstücks und Erweiterungsbau des Dienst- 


711 76 


gebäudes der Botschaft in London 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß zu den Er- 
werbskosten für das Grundstück unvorhergesehene Kosten 
für einen Agenten und Anwaltskosten hinzukamen; sie war 
unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 


05 03 

apl. 
711 81 


’) 177 840,46 


Bauliche Instandsetzung des Dienstwohngebäudes für den 
Botschafter in Paris 


Die Ausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die bis zum 
Rechnungsjahr 1968 bei Kap. 05 03 Tit, 779 für die bauliche 
i Instandsetzung und den Umbau des von der Französischen 
Regierung zurückgegebenen ehemals reichseigenen Dienst- 
und Dienstwohngebäudes in Paris (Palais Beauharnais) ver- 
anschlagten Haushaltsmittel wegen verspäteter Fertigstel- 
lung nicht voll verausgabt wurden und dafür zur endgültigen 
Abwicklung der Baumaßnahmen 177 840,46 DM im Rech- 
nungsjahr 1969 benötigt wurden. Die Mittel mußten außer- 
planmäßig bereitgestellt werden, weil im Bundeshaushalts- 
plan 1969 ein Titel für diese Maßnahme nicht mehr ausge- 
bracht war. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


05 03 
711 99 


900 000,— 


348 331,17 


Schaffung von Wohnungen für die bei den Auslandsvertre- 
tungen tätigen Verwaltungsangehörigen an Auslandsdienst- 
orten mit besonders ungünstigen Wohnraumverhältnissen 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß über den 
für das Rechnungsjahr 1969 vorgesehenen Erwerb von be- 
bauten und unbebauten Grundstücken zur Schaffung von 
Dienstwohnungen in Brasilia hinaus wegen eines unabweis- 
baren Bedürfnisses audi Dienstwohnungen in Daressalam, 
Melbourne, Montreal und Tananarive erworben werden 
mußten. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 


Einsparung bei Kap, 05 02 Tit. 686 23. 
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noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

2 437 594,16 Erwerb von bebauten Grundstücken für die räumliche Unter- 
bringung der Vertretungen des Bundes im Ausland und für 
die Beschaffung von Dienstwohnungen für Botschafter, Ge- 
sandte und Ständige Geschäftsträger, soweit nicht unter 
Titel 711 02 und folgende besonders veranschlagt 

Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß unvorher- 
gesehen ein Kanzleigebäude in Athen und zwei Etagen in 
einem Bürogebäude in Santiago de Chile als Kanzleiräume 
für die dortige Botschaft erworben werden mußten. Die 
Mehrausgabe war unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 42. Sitzung am 24. April 1969 von der überplanmäßigen 
Haushaltsausgabe in Höhe von 2 133 375 DM für den Er- 
werb des Kanzleigebäudes in Athen zustimmend Kenntnis 
genommen. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 


115 198,98 Erwerb von unbebauten Grundstücken für die räumliche 
Unterbringung der Vertretungen des Bundes im Ausland und 
für die Beschaffung von Dienstwohnungen für Botschafter, 
Gesandte und Ständige Geschäftsträger, soweit nicht im Zu- 
sammenhang mit Neubauten unter Titel 711 02 und folgende 
besonders veranschlagt 

Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß über die im 
Haushaltsplan vorgesehenen Grundstückskäufe hinaus ein 
unbebautes Grundstück in Zagreb zwecks Errichtung eines 
Dienstgebäudes für das deutsche Generalkonsulat erworben 
werden mußte. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und 
unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 


47 274,86 


Beitrag des Bundes an den Europarat 


Die Mittel bei Kap. 05 04 Tit. 686 02 wurden aufgrund der 
Beitragsverpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen des Haushalts des Europarats für das Jahr 1969 ver- 
anschlagt. Da ein Nachtragshaushalt des Europarats zu einem 
zusätzlichen Beitragsanteil für die Bundesrepublik führte, 
wurde eine Mehrausgabe erforderlich. Sie war unvorher- 
gesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 
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06 01 
512 01 


06 01 
513 01 


06 01 
514 01 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


93 000,— 


33 515,01 


Geschäftsbedarf 


Die Mehrausgabe ist durch die intensive Arbeit der neuen 
Arbeitseinheiten {Projektgruppe Regierungs- und Verwal- 
tungsreform, Koordinierungsstelle für elektronische Daten- 
verarbeitung, Lagezentrum und sonstige Reformgruppen) 
sowie durch zusätzliche Ubersetzungsarbeiten außerhalb des 
Hauses, erhöhte Transportkosten und Preiserhöhungen ent- 
standen und war zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes 
unabweisbar. Sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit 425 31. 


230 000,— 


52 508,43 


Bücher und Zeitschriften 


Die Mehrausgabe ist durch die neuen Aufgaben und Auf- 
gabenerweiterungen (Projektgruppe Regierungs- und Ver- 
waltungsreform, Koordinierungsstelle, für elektronische 
Datenverarbeitung, Lagezentrum und sonstige Reform- 
gruppen), für die zusätzliche Bücher, Zeitschriften pp. be- 
schafft werden mußten, entstanden. Außerdem sind bei den 
Druckkosten in und außer dem Hause erhebliche Mehraus- 
gaben angefallen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 453 01. 


450 000,— 


25 068,19 


Post- und Fernmeldegebühren 


Durch die zusätzlichen Aufgaben und Aufgabenerweiterun- 
gen (Projektgruppe Regierungs- und Verwaltungsreform, 
Koordinierungsstelle für elektronische Datenverarbeitung, 
Lagezentrum, sonstige Reformgruppen) ist zwangsläufig ein 
Mehrbedarf an Porto und Fernsprechgebühren entstanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 425 31. 


76 000 — 


29 628,40 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Die Mehrausgabe ist durch mehrere größere Kraftfahrzeug- 
instandsetzungen, Generalüberholungen und den Einbau von 
Austauschmotoren (darunter die Dienstwagen des Ministers 
und eines Staatssekretärs) sowie durch Preiserhöhungen bei 
den Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten entstanden. 
Sie war unvorhergesehen und zur Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebs unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 425 31. 
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194 700 — 


56 611,29 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Die Mehrausgabe ist durch die Beschaffung von Zimmer- 
einrichtungen und Geräten für die Projektgruppe Regierungs- 
und Verwaltungsreform entstanden. Sie war unvorher- 
gesehen und zur Durchführung des der Projektgruppe 
erteilten Auftrages unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 425 31. 


107 500,— 


29 341,63 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Infolge der Unterbringung der Projektgruppe Regierungs- 
und Verwaltungsreform mußten für andere Teile des Bun- 
desinnenministeriums Diensträume im Gebäude Bonn, Hum- 
boldtstraße 14 angemietet werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Durch- 
führung des der Projektgruppe erteilten Auftrages unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 425 31. 


24 000,— 


11 675,25 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 


Die Mehrausgabe ist durch Anmietung eines Ablichtungs- 
gerätes für die Projektgruppe Regierungs- und Verwaltungs- 
reform, die vorübergehende Anmietung eines Fahrzeuges 
für den auf einer längeren Dienstreise des Ministers ausge- 
fallenen Dienstwagen und die Anmietung einer Notrufanlage 
entstanden. Sie war unvorhergesehen und zur Durchfüh- 
rung des der Projektgruppe erteilten Auftrages und zur 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 452 01 und Tit. 453 01. 


50 000,— 


381 650,91 


Kosten für Sachverständige 


Die Mehrausgabe ist in Höhe von rd, 360 000 DM durch die 
Heranziehung von Sachverständigen, Beratungsgesellschaften 
usw. im Zusamenhang mit den Arbeiten der Projektgruppe 
Regierungs- und Verwaltungsreform entstanden. Der weitere 
Mehrbedarf beruht auf der Heranziehung von Sachverstän- 
digen für die Reform des öffentlichen Dienstes und auf der 
Einholung sonstiger Gutachten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Durchfüh- 
rung der erteilten Aufträge unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 425 31. 
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1 Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


527 01 Die Mehrausgabe ist durch neue Aufgaben und Aufgaben- 

vermehrungen (z. B. Projektgruppe Regierungs- und Ver- 
i waltungsreform, Koordinierungsstelle für die Datenverarbei- 
' tung und sonstige Reformgruppen) sowie durch die Erhö- 
I hung des Tage- und Ubernachtungsgeldes ab 1. Januar 1969 
entstanden. Sie war unvorhergesehen und zur Aufrechterhal- 
I tung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

! Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 453 01. 


06 01 100 000, — 18 931,93 Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

527 02 Die Mehrausgabe ist durch eine mehrwöchige Vietnamreise 

von Beamten des Bundesinnenministeriums zur Überprüfung 
der laufenden und neuen Projekte der deutschen humanitä- 
ren Hilfe entstanden. Sie war unabweisbar und unvorher- 
gesehen. Der Unterausschuß Vietnamhilfe des Auswärtigen 
Ausschusses des Deutschen Bundestages hatte diese Reise 
dringend befürwortet. 

Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 453 01. 


06 02 9 000 000, — 2 729 914,85 Kosten der Bundestagswahlen 

632 01 Nach § 51 BWG erstattet der Bund den Ländern zugleich für 

ihre Gemeinden (Gemeindeverbände) die durch die Bundes- 
tagswahl veranlaßten notwendigen Ausgaben durch einen 
festen, nach Gemeindegrößen abgestuften Betrag je Wahl- 
berechtigten. Der Betrag wird vom Bundesinnenministerium 
mit Zustimmung des Bundesrates festgesetzt. Im Bundeshaus- 
haltsplan 1969 wurden nur Mittel in Höhe der Bundestags- 
wahlkosten für 1965 (9 Millionen DM) vorgesehen. Eine Mög- 
lichkeit, die den Gemeinden durch die Bundestagswahl erwach- 
senden notwendigen Kosten an Hand von Kostenaufstellun- 
gen zu ermitteln, besteht nicht. Zum Kostenvergleich konn- 
ten nur die von den Ländern den Gemeinden zu erstatten- 
den Kosten für die Durchführung der Landtagswahlen her- 
angezogen werden. Die Ermittlung dieser Kosten war erst 
nach den letzten Landtagswahlen im Jahr 1968 möglich. Die 
Ist-Ausgaben der gesamten Landtagswahlkosten der letzten 
vier Jahre betrugen rd. 12 Millionen DM. 

Auf der Grundlage dieser Ausgaben wurden die Pauschal- 
beträge je Wahlberechtigten zur Erstattung der Bundestags- 
wahlkosten 1969 festgesetzt. Danach wurde die überplan- 
mäßige Haushaltausgabe in der angegebenen Höhe erfor- 
derlich. 

Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 643 02. 
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06 02 96 825 000, — 129 092,49 Studentenförderung nach dem Honnefer Modell einschließ- 

lieh der Förderung zugewanderter Studenten 

652 0 1 

' Am 9. Oktober 1969 ist der Neuregelung der Vermögens- 
' anrechnung nach dem Honnefer Modell von der Kultus- 
ministerkonferenz zugestimmt worden. Es hat sich als not- 
i I wendig erwiesen, diese Neuregelung nicht wie die übrigen 

! : Bestimmungen des Honnefer Modells am 1. Januar 1970, 

: ' sondern bereits zum Wintersemester 1969/70 in Kraft zu 

I ' setzen. Mit dem Inkrafttreten zum 1. Oktober 1969 wurde 

j I eine zweimalige Berechnung des Vermögens durch die ört- 

I ! liehen Studentenwerke vermieden. 

I I Die Mehrausgabe war aus den vorgenannten Gründen unab- 

i I weisbar und unvorhergesehen. 

j I Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 643 02. 


06 02 285 000,— 

685 06 


06 02 4 500 000,— | 

685 17 i i 


20 000,— j Zuschuß an die Stiftung „Hilfswerk 20. Juli 1944" 

i Im Rahmen der Stiftung „Hilfswerk 20. Juli 1944" ist die 
I „Aktionsgemeinschaft 20. Juli 1944" gegründet worden. Zur 
I Intensivierung der Aufgaben insbesondere zur Finanzierung 
einer Broschüre, die neue Erkenntnisse der Geschichtsfor- 
schung verwerten und den 20. Juli 1944 in diesem Rahmen 
kritisch würdigen soll, ist der Aktionsgemeinschaft als 
Starthilfe eine einmalige Zuwendung von 20 000 DM ge- 
' währt worden. 

Die Mehrausgabe war aus politischen Gründen unabweis- 
bar. Sie war unvorhergesehen, da die Aktionsgemeinschaft 
erst im Juni 1969 gegründet wurde. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 631 01. 


2 445 533,01 Beitrag des Bundes an die Deutsche Bibliothek in Frankfurt 
(Main) 

I 

Nachdem die Deutsche Bibliothek durch Bundesgesetz vom 
31. März 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 265) eine rechtsfähige 
bundesunmittelbare Anstalt des öffentlichen Rechts geworden 
ist, wird sie vom Bund, bis auf einen Teilbetrag des Börsen- 
vereins in Höhe von jährlich 200 000 DM, voll finanziert. Von 
: der Stadt Frankfurt war im Zuge des weiteren Ausbaues für 
I ein von der Deutschen Bibliothek im Jahr 1966 aufgenom- 
menes Darlehen der Zins- und Tilgungsdienst übernommen 
worden. Nach dem Übergang der Bibliothek auf den Bund 
war es aus wirtschaftlichen Gründen geboten, dieses Dar- 
I lehen einschließlich aller Verpflichtungen vorzeitig zurück- 
I zuzahlen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da das Gesetz über 
die Deutsche Bibliothek erst am 2. April 1969 verkündet 
wurde. Sie war aus wirtschaftlichen Gründen zur Einsparung 
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I von Zinszahlungen sowie im Rahmen der Finanzreform nach 
Artikel 104 a Abs. 1 GG, da die Deutsche Bibliothek gesamt- 
staatliche Aufgaben zu erfüllen hat, unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 5. Sitzung am 11. Dezember 1969 von der über- 
planmäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genom- 
men. 

Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 643 01. 


860 000, — 12 411,60 Dotationen des Bundes für die derzeitigen bischöflichen Ver- 

waltungen der ostdeutschen Diözesen jenseits der Oder und 
Neiße sowie für die kirchenregimentlichen Zwecke der 
Evangelischen Kirche der Union für das obengenannte Gebiet 

Nach der zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Katholischen Kirche getroffenen Vereinbarung vom 8./29. Ja- 
nuar 1969 werden Gehaltserhöhungen für Beamte und Ange- 
stellte des Bundes bei der Bemessung der Dotationsbeträge 
entsprechend berücksichtigt, wenn die Pfarrerbesoldung der 
Erzdiözese Köln entsprechend angehoben wird. Mit Wirkung 
von 1. Januar 1969 wurde auf die Dauer von 5 Jahren der 
Pauschalbetrag für die Katholische Kirche auf 465 000 DM 
festgesetzt. Nachdem die Pfarrerbesoldung des Erzbistums 
Köln mit Wirkung vom 1. Januar 1969 um 4 Vo erhöht wor- 
den und die personellen Sachdotationen ab 1. Januar 1969 
6 Vo hinsichtlich der Gehälter der Angestellten gestiegen 
sind, war die Dotationszahlung an die Katholische Kirche 
im Rechnungsjahr 1969 um 12 411,60 DM auf 477 411,60 DM 
zu erhöhen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und aus rechtlichen 
Gründen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit, 631 01. 

980 000, — 88 400, — Zuschuß an die Berliner Festspiele GmbH 

Bei der Berliner Festspiele GmbH ist für das Geschäftsjahr 
1969 ein Defizit von ca. 270 000 DM zu erwarten. Dieses 
Defizit ist vor allem durch unvorhersehbare Kostensteigerung 
bei der Durchführung der Berliner Festwochen, durch höhere 
Personalausgaben auf Grund der im auslaufenden Geschäfts- 
jahr eingetretenen Tariferhöhungen sowie durch die Mehr- 
ausgaben für den Umzug und die Trennungsentschädigungen 
des neuen Geschäftsführers entstanden. 

Bei einer Beteiligung von rd. einem Drittel durch den Bund 
und zwei Dritteln durch das Land Berlin an den nichtgedeck- 
ten Kosten der Berliner Festspiele GmbH waren vom Bund 
rd. 88 400 DM zur Abdeckung des Defizits zu übernehmen. 
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Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Durchfüh- 
rung der im Rahmen der Berliner Festspiele GmbH statt- 
findenden internationalen Filmfestspiele und Berliner Fest- 
wochen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 631 01. 


06 10 
511 01 


115 000 — 


24 368,44 


Geschäftsbedarf 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Mittel 
durch 

— umfangreiche Fahndungs- und Ermittlungsarbeiten, ins- 
besondere in den Fällen Lebach und Hannover, sowie 
durch den Einsatz sonstiger Sonderkommissionen, 

— den Umzug von Bediensteten des Bundeskriminalamtes 
in den Erweiterungsbau, 

— die Vergabe von Ubersetzungsaufträgen an Dritte aus 
Sprachen, für die Übersetzer beim Bundeskriminalamt 
nicht vorhanden sind, 

nicht ausreichten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Erfüllung 
der dem Bundeskriminalamt gestellten Aufgaben unabweis- 
bar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 10 
513 01 


270 000,— 


52 742,02 


Post- und Fernmeldegebühren 


Die Mehrausgabe ist zurückzuführen auf 

— > die Intensivierung der Verbrechensbekämpfung, insbeson- 
dere durch die Erteilung von Aufträgen gemäß § 4 des 
Gesetzes über die Errichtung eines Bundeskriminalpolizei- 
amtes (Bundeskriminalamtes) vom 8. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 165), 

— die Errichtung eines Bildübertragungsnetzes zwischen dem 
Bundeskriminalamt und den Ländern, 

— • die verstärkte Tätigkeit der Arbeitsgruppe zur Einfüh- 
rung der automatischen Datenverarbeitung beim Bundes- 
kriminalamt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1969 der Umfang der durchzufüh- 
j renden Fahndungs- und Ermittlungsarbeiten sowie die Kosten 
I für die Leitungsmieten für das neu eingerichtete Bildüber- 
j tragungsnetz nicht bekannt waren. Sie war unabweisbar, 
weil die Ausgaben zur Durchführung der dem Bundeskrimi- 
nalamt übertragenen Aufgaben geleistet werden mußten. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 812 02. 


24 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1054 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

An über- und 
ü außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 

Tit. 

1969 

DM 

1 

! 2 1 

1 3 ! 

4 



06 10 
514 01 


06 10 
51701 


06 10 
518 02 


06 10 
527 01 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


100 000—1 


25 382,42 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Für die Dauer des Bundestagswahlkampfes mußten für Siche- 
rungsaufgaben zusätzliche Kraftfahrzeuge angemietet wer- 
den, da die beim Bundeskriminalamt vorhandenen Dienst- 
fahrzeuge nicht ausreichten. Hierdurch entstanden erhöhte 
Kosten für Kraftstoffe usw. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war zur Erfül- 
lung der dem Bundeskriminalamt übertragenen Aufgaben 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 09 Tit. 532 01. 


400 000,— 


87 515,17 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Durch die Fertigstellung eines Teils der Erweiterungs- 
gebäude für das Bundeskriminalamt entstanden erhöhte Be- 
wirtschaftungskosten (Heizung, Beleuchtung und Reinigung). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1969 der Zeitpunkt der Fer- 
tigstellung noch nicht feststand und somit die Bewirtschaf- 
tungskosten nicht veranschlagt werden konnten. Sie war 
unabweisbar, weil sie zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes geleistet werden mußte. 

Einsparung bei Kap. 06 09 Tit. 532 01. 


45 000,— 


30 000,— 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 


Für die Dauer des Bundestagswahlkampfes mußten für 
Sicherungsaufgaben zusätzliche Kraftfahrzeuge angemietet 
werden, da die beim Bundeskriminalamt vorhandenen Dienst- 
fahrzeuge nicht ausreichten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war zur Erfül- 
lung der dem Bundeskriminalamt übertragenen Aufgaben 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 09 Tit. 532 01. 


130 000,— 


11 200,94 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

Der Titel ist infolge der Schutz- und Sicherungsaufgaben 
während des Bundestagswahlkampfes 1969 sowie durch die 
umfangreichen Ermittlungen in den Fällen Lebach und Han- 
nover in einem Ausmaße in Anspruch genommen worden, 
daß für die übrigen laufend anfallenden Dienstreisen zur 
Wahrnehmung der dem Bundeskriminalamt übertragenen 
Aufgaben die Mittel nicht mehr ausreichten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 


Einsparung innerhalb des Kapitels 06 10. 
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06 10 60 000, — I 24 553,91 | Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

527 02 j Die Mehrausgabe ist durch Schutz- und Sicherungsaufgaben 

I anläßlich der Auslandsreisen des Herrn Bundespräsidenten, 

i I des Herrn Bundeskanzlers und des Herrn Bundesaußen- 

I I ministers entstanden. 

j I I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil der Umfang 

; ! I der Auslandsdienstreisen bei der Aufstellung des Bundes- 

i I haushaltsplans 1969 nicht bekannt war. Sie war unabweis- 

I j I bar, weil die Dienstreisen in Wahrnehmung der dem Bundes- 

I kriminalamt übertragenen Aufgaben ausgeführt wurden. 

I I I Einsparung bei Kap. 06 09 Tit. 532 01. 


06 10 I 35 000,— 
539 99 


06 10 103 300,— 

81101 i 


31 178,42 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Die Mehrausgabe war erforderlich 

— ■ zur Durchführung vermehrter Stellenausschreibungen 
und den damit verbundenen Vorstellungsreisen und 
ärztlichen Untersuchungen, um den beim Bundeskriminal- 
amt bestehenden Personalmangel beheben zu können, 

— ■ zur Abdeckung von Ansprüchen Dritter aus Kraftfahr- 
zeugunfällen, die Kraftfahrer des Bundeskriminalamtes 
I verursacht haben. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht bekannt war, in wel- 
chem Umfange Ausschreibungen usw. vorgenomen werden 
müssen und wie hoch die Schadensersatzleistungen an Dritte 
aus Anlaß von Kraftfahrzeugunfällen sein würden. Sie war 
j unabweisbar, weil zur Bewältigung der Aufgaben des Bun- 
I deskriminalamtes die freien Stellen besetzt werden müssen 
und die Bewerber auf die ihnen aus Anlaß der Vorstellung 
entstehenden Auslagen einen Rechtsanspruch haben. Ebenso 
haben die bei Kraftfahrzeugunfällen Geschädigten einen 
Rechtsanspruch auf Schadenersatz, 
i 

^ Einsparung bei Kap. 06 09 Tit. 532 01. 


16 571,45 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Die Mehrausgabe ist auf Grund eines erhöhten Sicherheits- 
I bedürfnisses beim Begleitdienst für den Herrn Bundespräsi- 
! denten entstanden. Sie war unvorhergesehen, weil die immer 
: schwieriger werdende Verkehrslage die sofortige Anschaf- 
fung eines Vorausfahrzeuges erforderte. Sie war unabweis- 
, bar, weil die notwendigen Sicherheitsmaßnahmen während 
der Fahrten des Herrn Bundespräsidenten durchgeführt wer- 
I den mußten. 

: Einsparung bei Kap. 06 09 Tit. 532 01. 
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57 248,33 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Im Jahre 1967 wurde der Festungsteil „Südlicher Abschnitt" 
der Festung Ehrenbreitstein in Koblenz für Zwecke des 
Bundesarchivs, insbesondere zur Unterbringung von Nitro- 
zellulosefilmen angemietet. Für erforderliche Umbauarbeiten 
standen 130 000 DM aus Resten bis 1967 zur Verfügung. Nach 
dem vom Staatlichen Hochbauamt Koblenz vorgelegten Ko- 
stenvoranschlag war mit voraussichtlichen Gesamtaufwen- 
dungen von 118 000 DM zu rechnen. Tatsächlich wurden bis 
Ende 1968 für den Umbau 106 227,33 DM aufgewendet. Das 
Staatliche Hochbau amt Koblenz erklärte Ende 1968, daß wei- 
tere Rechnungen nicht zu erwarten seien. Daraufhin wurde 
der bei Titel 205 (alt) vorhandene Ausgaberest in Höhe von 
68 371,78 DM in Abgang gestellt. 

Das Staatliche Hochbauamt Koblenz teilte am 10. Juli 1969 
jedoch mit, daß die Gesamtausgaben für das Bauvorhaben 
163 475,66 DM betrugen. Der Restbetrag in Höhe von 
57 248,33 DM war somit überplanmäßig bereitzustellen. 

Diese Mehrausgabe war unvorhergesehen, da die Umbau- 
arbeiten an der Festung Ehrenbreitstein im Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 noch nicht be- 
endet waren. Sie war auf Grund eingegangener rechtlicher 
Verpflichtungen unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Kapitels 06 13. 


239 400,— 


94 000,— 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Mehrausgabe beruht in Höhe von 84 200 DM auf der 
Mieterhöhung gemäß dem Nachtragsvertrag vom 1. April 1969 
! und in Höhe von rd. 9800 DM auf dem Wegfall von Miet- 
erstattungen für 10 untervermietete Räume im angemieteten 
Dienstgebäude der Bundesforschungsanstalt für Landes- 
kunde und Raumordnung. Sie war unvorhergesehen und auf 
Grund des Mietvertrages unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 425 31. 


303 000,— 


13 183,15 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Durch die Übertragung weiterer Aufgaben auf das Bundes- 
verwaltungsamt insbesondere im Zusammenhang mit der 
verstärkten Durchführung des Zivilen Ersaztdienstes (Erhö- 
hung der Zahl der zu betreuenden Ersatzdienstpflichtigen 
von 3900 auf 6000 im Jahre 1970 und auf 7000 im Jahre 1971) 
war es notwendig, ab 1. April 1970 neue Büroräume anzu- 
mieten. Die Vermittlung der Diensträume war nur durch In- 
anspruchnahme eines Maklers möglich. Die Mehrausgabe 
ist auf die Zahlung der Maklerprovision zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorausgesehen und auf Grund recht- 
licher Verpflichtung unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Kapitels 06 15. 
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06 15 
532 02 


250 000,— I 


111 502,85 


Kosten der maschinellen Aufbereitung der Karteien des Aus- 
länderzentralregisters 


Zur Beschleunigung der Auskunftserteilung und aus 
Rationalisierungsgründen wurde das Ausländerzentral- 
register auf maschinelle Aufbereitung umgestellt. Das 
Bundesverwaltungsamt bedient sich dabei der Daten- 
verarbeitungsanlage des Statistischen Bundesamtes. Die 
Mehrausgabe ist auf die erhebliche Zunahme des beim 
Statistischen Bundesamt angefallenen und aufzubereitenden 
Materials zurückzuführen. Sie wurde durch Minderausgaben 
bei den Personalausgaben des Bundesverwaltungsamtes voll 
abgedeckt. 

Die Zunahme der maschinellen Aufbereitungsarbeiten war 
in dem Umfange nicht vorherzusehen. Die Mehrausgabe 
war zur Aufrechterhaltung des Ausländerzentralregisters un- 
abweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 422 01. 


06 19 
532 32 


1 400 000,— 


395 697,88 


Ausgaben der Ortsverbände 


Aus den Mitteln sind Ausgaben der Ortsverbände des THW 
für die Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben zu 
bestreiten, die zwangsläufig sind und durch Bewirtschaftung 
der Unterkünfte, die Unterhaltung und Ergänzung sowie den 
Ersatz der Arbeitsmaschinen, Geräte und Bekleidung ent- 
stehen. Aus den Mitteln sind ferner Ausgaben für die Aus- 
bildung der Helfer (Ausbildungsmaterial und Entschädigun- 
gen nach besonderen Richtlinien) zu zahlen. 

Die Ansätze des Titels 532 32 (früher: 318) sind in den Haus- 
haltsverhandlungen über die Voranschläge für die Haushalts- 
jahre 1968 und 1969 um jeweils 500 000 DM gegenüber den 
Ansätzen der Vorjahre herabgesetzt worden. Die Kürzungen 
sind mit dem Ziel erfolgt, die in der Zwischenzeit bei den 
Ortsverbänden des Technischen Hilfswerks angesammelten 
Bestände aus der Selbstbewirtschaftung abzubauen. Nach da- 
maliger Ansicht hätten die aufgrund sparsamer Wirtschafts- 
führung angesammelten Beträge ausgereicht, um die Kür- 
zungen der Ansätze auszugleichen, ohne daß die Tätigkeit 
der Ortsverbände eingeschränkt worden wäre. 

Die damalige Schätzung der Bestände ist jedoch überhöht ge- 
wesen. Mit den verfügbaren Ausgabemitteln war eine Fort- 
führung der Tätigkeit der Ortsverbände im Umfang der Vor- 
jahre nicht mehr möglich. Der Überhang der Selbstbewirt- 
schaftungsmittel hat zu Beginn des Rechnungsjahres 1968 nur 
rund 680 000 DM betragen; am Ende des Rechnungsjahres 
1968 sind davon nur knapp 60 000 DM verblieben, die in das 
Rechnungsjahr 1969 übernommen werden konnten. Die im 
Rechnungsjahr 1969 verfügbaren Ausgabemittel waren somit 
nicht ausreichend, um die Ausgaben der Ortsverbände zu 
decken. 
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Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Bil- 
dung des Ansatzes für 1969 verläßliche Schätzungen über die 
angesammelten und somit zusätzlich verfügbaren Selbst- 
bewirtschaftungsmittel nicht Vorlagen; sie war unabweisbar, 
weil insbesondere die Ausbildungstätigkeit in den Ortsver- 
bänden des THW weiter zu betreiben war, wenn die Einsatz- 
fähigkeit der Katastrophenschutzeinrichtung des Bundes er- 
halten bleiben sollte. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 513 22. 


06 25 


*) 96 022,80 


Gemeinschaftsverpflegung 


apL 
522 81 


(Aufwendungen nach § 42 a des Wehrpflichtgesetzes im BGS) 


06 25 

apl. 
643 81 


*) 17 016,03 


Leistungen des Bundes nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 

(Aufwendungen nach § 42 a des Wehrpflichtgesetzes im BGS) 


Um den Personalmangel im Bundesgrenzschutz zu beheben, 
hat der Deutsche Bundestag mit Zustimmung des Bundes- 
rates beschlossen, daß ab 1969 Wehrpflichtige aufgerufener 
Geburtsjahrgänge auch zur Dienstleistung im Bundesgrenz- 
schutz einberufen werden können (§ 42 a des Wehrpflicht- 
gesetzes i. d. F. vom 13. Januar 1969 — Bundesgesetzbl. I 
S. 41). 

Der darauf beruhende Mittelbedarf konnte nicht veranschlagt 
werden, da bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 
die obengenannte Ermächtigung noch nicht in Kraft getreten 
war. Die Ausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war zur 
Erfüllung der dem Bundesgrenzschutz gestellten Aufgaben 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 422 01. 


06 25 
51701 


8 817 000,— 


510 000,— 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Mehrausgabe war zur Abdeckung erhöhter Kosten für 
die Bewirtschaftung von GS-Unterkünften zwingend er- 
forderlich. Sie war unvorhergesehen, weil durch Erhöhung 
der Koks- und Kohlepreise sowie Neuveranlagungen der 
Gebühren für Müllabfuhr, Straßenreinigung, Be- und Ent- 
wässerung unerwartet hohe Kosten entstanden sind, die bei 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht voraus- 
berechnet werden konnten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Beamten des 
BGS aufgrund dienstlicher Verpflichtung in Gemeinschafts- 
unterkünften wohnen und eine ordnungsgemäße Bewirt- 
schaftung der Unterkünfte zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes und der Einsatzbereitschaft gewährleistet sein muß 
und sie im übrigen auf rechtlicher Verpflichtung beruht. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 525 01. 
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’) 615 122,92' Erwerb von Wohnungseigentum für die Unterbringung der 
Kommission für Alte Geschichte und Epigraphik in München, 
Amalienstraße 73 

Die Kommission für Alte Geschichte und Epigraphik in Mün- 
chen, Schellingstraße 10, war bisher in Räumen, die von der 
Universität München angemietet waren, untergebracht. Diese 
i Räume reichten zur Unterbringung des Personals und der 
Bibliothek nicht mehr aus. Außerdem hat die Universität 
auf Freigabe der Räume wegen Eigenbedarfs gedrängt. Für 
die Arbeit der Kommission war eine Unterbringung in der 
Nähe der Universität und der staatlichen bayerischen Münz- 
sammlung unerläßlich. Die Bemühungen, geeignete Räume in 
Universitätsnähe anzumieten, waren erfolglos. Der Erwerb 
eines Grundstücks und die Errichtung eines Dienstgebäudes 
für die Kommission im Zentrum der Stadt München erwies 
sich wegen der hohen Grundstückspreise als nicht durch- 
führbar. 

Es ergab sich schließlich die Möglichkeit zum Erwerb von 
Wohnungseigentum in einem Neubau eines privaten Bau- 
herrn in der Amalienstraße 73. Hier konnten die Räume in 
j der erforderlichen Anzahl und Größe in günstiger Lage für 
eine langfristige Unterbringung und ohne Gefahr der spä- 
teren Kündigung durch einen Vermieter beschafft werden. 
Die Erwerbskosten betrugen insgesamt 634 500 DM zuzüg- 
lich der Erwerbsnebenkosten. Nach dem Kaufvertrag sind 
die Zahlungen nach dem Fortschritt der Bauarbeiten zu ent- 
richten. Für 1970 sind als Restzahlung noch 64 500 DM er- 
forderlich. 

Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 643 02. 


22 000, — 16 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Die Mehrausgabe beruht auf der verhältnismäßig hohen Zahl 
der anhängigen Verwaltungsgerichtsverfahren und auf der 
Tatsache, daß sich der Streitwert bei den bayerischen Ver- 
waltungsgerichten ab 1. Februar 1968 verdoppelt hat. Sie 
war unvorhergesehen und aufgrund des Gerichtskosten- 
gesetzes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 425 31. 


18 000, — 10 000, — Unterhaltung der Grundstücke und bauliche Anlagen 

(Ostkolleg) 

Im Zusammenhang mit den in den Rechnungsjahren 1966 
bis 1968 entstandenen Ausgaben für die Beseitigung der 
Folgen aus dem ölschaden (vgl. überplanmäßige Haushalts- 
ausgaben bei Kap. 06 35 Tit. 303 in den Rechnungsjahren 
1966, 1967 und 1968) sind in den Vorjahren insgesamt 
44 509,15 DM aufgewendet worden. In Höhe dieses Betrages 
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wurden in den vorausgegangenen Jahren an sich notwendige 
Unterhaltsmaßnahmen immer wieder zurückgestellt. Dazu 
gehörten insbesondere die Renovierungsarbeiten im 3. Ober- 
geschoß und im Tagungszimmer. Bei einer Baubegehung im 
Juli 1969 hatte die Baubehörde festgestellt, der Bodenbelag 
I sei in diesen Räumen derart schadhaft, daß zur Vermeidung 
I größerer Schäden und zur Verhütung von Unfällen die ur- 
sprünglich nochmals bis 1970 zurückgestellte Auslegung der 
Räume mit Teppichböden umgehend durchzuführen sei. Hier- 
durch entstanden Gesamtkosten von ca. 16 000 DM, die nur 
zum Teil aus den veranschlagten Mitteln gedeckt werden 
konnten. Außerdem verursachten Reparaturkosten durch drei 
Wasserrohrbrüche den Mehrbedarf. 

Die Mehrausgabe war zur Aufrechterhaltung des Tagungs- 
betriebes und aus wirtschaftlichen Gründen unabweisbar. 
Sie war unvorgesehen, weil die Ursachen erst im Laufe des 
RecJinungsjahres 1969 eingetreten sind. 

Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 53121. 


06 35 
532 31 


316 400,— 


12 000 ,— 


Tagungskosten (Ostkolleg) 


Die Mehrausgabe ist dadurch entstanden, daß 

— die Gesamtzahl der Tagungsteilnehmer im Rechnungs- 
jahr 1969 in unerwartetem Maße gestiegen ist, 

— eine ursprünglich auswärts geplante Tagung für Lehr- 
offiziere und Dozenten der Heeresoffiziersschule Lagen- 
hagen und Hamburg im Gebäude des Ostkollegs durch- 
geführt werden mußte, 

— sich die Verpflegungskosten durch Preissteigerungen er- 
höht haben. 

Für die ursprünglich auswärts vorgesehene Tagung wären 

Kosten in entsprechender Höhe bei Titel 531 21 angefallen, 

die nunmehr dort eingespart wurden. 

Die Mehrausgaibe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Tagungsbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 531 21. 


06 36 


*) 13 856,87 


Ausgaben aus Anlaß der Rechnungsprüfung 


apl. 
539 99 


Bei der Prüfung von Aufwendungen und Erstattungen der 
nichtpausch alterten Kriegsfolgenhilfe und der Kriegsopfer- 
fürsorge in der Zeit nach dem 1. April 1955 bei dem Land- 
kreis Homburg/Saar, dem Unterlahnkreis Diez, den Kreis- 
verwaltungen Moers, Kempen-Krefeld und Düren durch die 
Prüfungsämter der Landkreise wurde festgestellt, daß in den 
Rechnungsjahren 1964 bis 1968 irrtümlich Einnahmen in 
Höhe von 13 856,87 DM als Ersatzleistungen im Rahmen der 
nichtpauschalierten Kriegsfolgenhilfe und der Kriegsopfer- 
fürsorge zu Unrecht mit dem Bund verrechnet worden sind. 
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Diese dem Bund zuviel zugeführten Einnahmen mußten er- 
stattet werden. Die außerplanmäßige Haushaltsausgabe war 
unabweisbar, da die Länder einen rechtlich begründeten An- 
spruch auf die Erstattung der bezeichneten Aufwendungen 
durch den Bund hatten; sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 643 02. 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


07 01 
513 01 


224 500,— 


20 000, — ! Post- und Fernmeldegebühren 

j Im Rechnungsjahr 1969 entstand aus folgenden Gründen ein 
; Mehrbedarf von 39 514,44 DM: 

a) Für Porto und Fernsprechgebühren waren durch die aus 
politischen Gründen notwendig gewordene Intensivierung 
der Reformarbeiten des Bundesministeriums der Justiz 
höhere Ausgaben als veranschlagt angefallen. 

b) Im Sommer 1969 war der damalige Minister Prof. Di. 
Ehmke durch den Wahlkampf häufig abwesend. Wegen 
der Dringlichkeit der Fälle — insbesondere in Staats- 
schutzsachen — war sicherzustellen, daß der Minister 
jederzeit zu erreichen war. Der Dienstkraftwagen des 
Ministers wurde deshalb mit einem Autotelefon ausge- 
stattet. 

c) Das Dienstzimmer des neu ernannten Parlamentarischen 
Staatssekretärs war mit einer Telefonanlage und einer 
Gegensprechanlage auszustatten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 

Sie konnte in Höhe von 19 514,44 DM durch Anordnung der 

Deckungsfähigkeit gemäß § 9 Abs. 5 HG 1969 gedeckt wer- 
den. Der Restbetrag war überplanmäßig zu leisten. 

Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 531 02. 


07 01 
51501 


141 000,— 


26 014,52 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Im Zuge der Neubildung der Bundesregierung wurde für das 
Bundesministerium der Justiz ein Parlamentarischer Staats- 
sekretär ernannt. Der Mehrbedarf ist durch die Einrichtung 
von Dienstzimmern für den Parlamentarischen Staatssekretär, 
den Persönlichen Referenten und durch die Einrichtung eines 
Vorzimmer entstanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da sichergestellt werden mußte, daß der Parlamentarische 
Staatssekretär sogleich nach seiner Ernennung seine Tätig- 
keit aufnehmen konnte. 


Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 532 01. 


32 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1054 



Kap. 

1 Haushalts- 
' betrag 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

1 1 

Begründung 

i 

Tit. 

1 1969 

DM 

1 

i 2 1 

3 1 

4 

07 01 

[ 277 600 — 

noch Einzelplan ( 

13 268,29 

)7 — Bundesminister der Justiz — 
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517 01 


Die Mehrausgabe hat sich dadurch ergeben, daß 

a) die Heizungskosten infolge verlängerter Heizperiode 
und Preissteigerungen für Koks höher waren als im Vor- 
jahr, 

b) das neu angemietete Dienstgebäude, Bonn, Linden- 
straße 37, mit einer Gasheizung ausgestattet wurde. Uber 
die Höhe der zu erwartenden Gaskosten lagen keine 
Richtwerte vor. Die Kosten lagen weit über dem der üb- 
licherweise für öl- bzw. Koksheizung anfällt, 


c) erstmals Wartungskosten für Klimaanlage und Aufzüge 
im neu angemieteten Dienstgebäude Bonn, Heuss-Allee 
2 bis 10 anfielen, 


d) Stromkosten infolge erhöhten Verbrauchs höher waren 
als im Vorjahr. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Kapitels 07 05. 


07 01 
526 05 


100 000 ,— 


I 


43 642,76 


Kosten der Vorbereitung der Strafverfahrensreform, der 
Strafvollziigsreform sowie des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch und der Mitwirkung an der Reform des 
Strafgesetzbuches 


Der Deutsche Bundestag hatte am 9. Mai 1969 u. a. beschlos- 
sen, daß der Gesetzentwurf für das neue Strafvollzugsgesetz 
so rechtzeitig vorzulegen sei, daß er noch in der 6. Wahl- 
periode verabschiedet werden kann. Zur Erfüllung dieses 
Auftrages war es notwendig, daß die Strafvollzugskommis- 
sion zu zwei zusätzlichen Arbeitstagungen und eine Unter- 
kommission der Strafvollzugskommission zu einer weiteren 
Arbeitstagung zusammentraten. 

Außer den Kosten der Kommission (Reisekosten, Sachver- 
ständigen- und Sitzungsvergütungen) von rd. 22 763 DM 
sind 7801 DM für Drucklegungskosten und rd. 30 069 DM für 
Geschäftsbedarf und Bücher entstanden. In Höhe von 
16 900 DM konnte die Mehrausgabe innerhalb des Titels 
ausgeglichen werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da bei einer späteren Durchführung der Sitzungen eine 
Verabschiedung des Gesetzentwurfs zu dem vom Bundestag 
beschlossenen Zeitpunkt unmöglich geworden wäre. 


Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 513 01. 


07 01 
526 09 


90 000,— 


25 514,88 


Kosten der Vorbereitung der Reform der Zivilgerichtsbarkeit 


Die Intensivierung der Arbeiten der Reformkommissionen 
war unabweisbar, da die Kommission für Gerichtsverfas- 
sungsrecht angehalten war, die Vorschläge über den künfti- 
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100 000 — 


gen Aufbau der Zivilgerichtsbarkeit (Drei- oder Vierstufig- 
keit) dem Ministerium bis Ende 1969/Anfang 1970 vorzule- 
gen, und der Kommission für das Zivilprozeßrecht und der 
Kommission für das Recht der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
die Möglichkeit gegeben werden mußte, einen Teil ihrer 
Arbeiter so rechtzeitig zu erledigen, daß noch in der 6. Le- 
gislaturperiode Regierungsentwürfe aus ihrem Aufgaben- 
bereich vorgelegt werden können, die der baldigen Verwirk- 
lichung der Justizreform dienen. 

Durch die intensivierten Arbeiten sind höhere Aufwendungen 
für Kosten der Kommission und der Beteiligung weiterer 
Fachgremien (26 593 DM), für Druckkosten (5355 DM) und 
für sonstige zusätzliche Verwaltungsausgaben (3680 DM) 
entstanden. 

j In Höhe von rd. 9000 DM konnte der Mehrbedarf durch Ein- 

I sparungen innerhalb des Haushaltsansatzes und in Höhe von 
rd. 1 114 DM durch Anordnung der Deckungsfähigkeit gemäß 
§ 9 Abs. 5 HG 1969 gedeckt werden. Im übrigen war die 
Mehrausgabe überplanmäßig zu leisten. Sie war unvorher- 

I gesehen. 

Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 531 01. 


20 823,46 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Infolge der Intensivierung der Reformarbeiten auf den Ge- 
bieten der Verwaltung, des Zivilprozeßrechts, des Gerichts- 
verfassungsrechts, des Eherechts und des Strafvollzugswesens 
und der dadurch bedingten Häufung und Ausdehnung von 
Dienstreisen sowie durch die Erhöhung der Sätze des Tage- 
und Übernachtungsgeldes ist eine Mehrausgabe von 
31 897 DM entstanden. Sie war unabweisbar, da andernfalls 
j die Reformarbeiten so verzögert worden wären, daß eine 
! rechtzeitige Vorlage der Gesetzentwürfe ernstlich gefährdet 
I worden wäre. 


I Nach der Übernahme des Bundesverwaltungsgerichts und 
des Bundesfinanzhofes in den Geschäftsbereich des Bun- 
j desministers der Justiz war eine Teilnahme des Bundes- 
justizministers, eines Staatssekretärs, der Persönlichen Refe- 
1 rentin des Ministers sowie des Pressereferenten an den offi- 
j ziehen übernahmefeiern unerläßlich. Die Aufwendungen 
beliefen sich auf 1526 DM. 


Die Mehrausgabe konnte in Höhe von 12 600 DM gemäß § 9 
Abs. 5 HG 1969 gedeckt werden. Der Restbetrag von 
20 823,46 DM war überplanmäßig zu leisten. Die Mehraus- 
gabe war unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 511 01. 
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noch Einzelplan ( 

15 584,54 

)7 — Bundesminister der Justiz — 

Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Für den neu ernannten Parlamentarischen Staatssekretär 


beim Bundesministerium der Justiz war ein Dienstkraft- 
wagen zu beschaffen. Der Auftrag wurde am 18. November 
1969 vergeben. Die Firma Daimler-Benz AG in Köln teilte 
daraufhin mit, daß das Fahrzeug zur Fertigstellung in der 
ersten Hälfte des Januar 1970 in die Produktion eingeplant 
worden sei. Am 19. Dezember 1969 wurde auf den Kaufpreis 
eine Vorauszahlung von 15 600 DM geleistet. Die Mehraus- 
gabe ist durch die Vorauszahlung entstanden. 


Die Vorauszahlung ist aus folgenden Gründen gerechtfertigt: 
Ohne Vorauszahlung hätte der Kaufvertrag gekündigt wer- 
den müssen, da nicht davon ausgegangen werden konnte, 
daß zum Zeitpunkt der Lieferung Haushaltsmittel zur Verfü- 
gung stehen würden. Die Beschaffung des Dienstkraftwagens 
wäre also verzögert worden. Da die Anschaffung des Dienst- 
kraftwagens für den Parlamentarischen Staatssekretär jedoch 
unabweisbar war und deshalb zum frühestmöglichen Zeit- 
punkt zu erfolgen hatte, mußte eine Verzögerung unter allen 
Umständen vermieden werden. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Gemäß § 2 Abs. 2 
HG 1969 wurde bestimmt, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine 
Anwendung findet. 


Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 518 01. 


07 03 
526 02 


679 200,— 


462 812,48 


Auslagen in Rechtssachen 


In den Verfahren, die vor dem Bundesgerichtshof anhängig 
waren, entstanden gegenüber den veranschlagten Beträgen 
folgende Mehraufwendungen: 

Für Gebühren und Auslagen der Verteidiger 83 415 DM 

Für sonstige Auslagen in Rechtssachen 456 919 DM 

(Von diesem Betrag entfallen auf Kosten für 
die vom Generalbundesanwalt mit den Unter- 
suchungen wegen der im Zusammenhang mit 
dem Überfall auf ein Munitions- und Waffen- 
lager der Bundeswehr in Lebach/Saarland ste- 
henden strafbaren Handlungen beauftragte 
Sonderkommission des Bundeskriminalamtes 
und für die ebenfalls in dieser Kommission 
tätigen Beamten des Saarlandes 325 561 DM) 

zusammen 540 334 DM. 


In Höhe von rd. 68 526 DM konnte die Mehrausgabe durch 
Einsparungen bei den Mitteln ausgeglichen werden, die bei 
demselben Titel für die Erstattung von Gebühren und Aus- 
lagen der Rechtsanwälte und Patentanwälte in Armensachen, 
für Entschädigungen für Zeugen und Sachverständige und 
für die Erstattung von Kosten für die Vollstreckung von 
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noch Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

UntersuchungS’ und Strafhaft veranschlagt waren. In Höhe 
von 8996 DM konnte der Ansatz bei diesem Titel gemäß 
§ 9 Abs. 5 HG 1969 verstärkt werden. Im übrigen mußte die 
Mehrausgabe überplanmäßig geleistet werden. Sie entstand 
aus den prozessualen Gegebenheiten der vor dem Bundes- 
gerichtshof anhängigen Verfahren. Sie war unabweisbar, da 
sie weder dem Grund noch dem Zeitpunkt ihrer Entstehung 
nach von der Verwaltung beeinflußt werden konnte, ohne die 
Aufgaben der Rechtsprechung zu beeinträchtigen. Die Mehr- 
ausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 531 01. 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


08 01 
511 01 


76 500 — 


14 888,96 


Geschäftsbedarf 


Mehrbedarf insbesondere durch Umzugskosten zur Belegung 
des zwischenzeitlich freigewordenen Dienstgebäudes H, 
Bonn, Husarenstraße, sowie infolge Beschaffung dringend 
benötigten Bürobedarfs bei der Bundeshauptkasse aus Anlaß 
der Zentralisierung der Kassengeschäfte des Bundes im 
Raume Bonn. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war im Inter- 
esse eines geordneten Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 02 Tit, 511 01. 


08 01 
527 01 


330 000,— 


16 531,07 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Mehraufwand infolge Erhöhung des Tage- und übemach- 
tungsgeldes aufgrund der Verordnung zur Änderung reise- 
kostenrechtlicher Vorschriften vom 23. Dezember 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S, 1414). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war im Inter- 
esse der Aufrechterhaltung eines geordneten Dienstbetriebes 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 08 02 Tit. 686 01. 


08 01 


apl. 
529 03 


*) 50 051,52 


Kosten der EWG-Finanzministerkonferenz 1969 


Kosten aus Anlaß der Konferenz der EWG-Finanzminister 
1969 in Garmisch-Partenkirchen. Die Ausgabe war unvorher- 
gesehen; wegen ihrer finanzpolitischen Bedeutung war sie 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 686 02. 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — ■ 


08 04 
517 01 


12 000 000 ,— 


620 676,66 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Mehrausgabe wegen gestiegener Reinigungskosten und er- 
höhter Kosten für Heizmaterial wegen des anhaltend kalten 
Wetters zu Beginn des Jahres 1969. Sie war unvorhergese- 
hen und im Interesse der Aufrechterhaltung eines geordne- 
ten Dienstbetriebes unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Kap, 08 04. 


08 04 
527 01 


7 800 000,— 


590 821,98 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Mehrbedarf infolge Erhöhung des Tage- und Ubernachtungs- 
geldes aufgrund der Verordnung zur Änderung reisekosten- 
rechtlicher Vorschriften vom 23. Dezember 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1414). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Interesse 
der Aufrechterhaltung eines geordneten Dienstbetriebes un- 
abweisbar. 


Einsparung innerhalb des Kapitels 08 04. 


08 04 
539 98 


59 649 400,— 


2 024 911,12 


Zuschuß an die Oberfinanzdirektion Berlin (Zoll- und Ver- 
brauchsteuerabteilung und Sondervermögens- und Bauab- 
teilung) 


Die Behörden der DDR haben von ihrer Kontrollstelle Dre- 
witz ein neues Autobahnteilstück in Richtung des West- 
berliner Verwaltungsbezirks Zehlendorf gebaut, das die bis- 
herige Grenzkontrollstelle Berlin-Dreilinden umgeht und 
unmittelbar von dem Avus Verteiler „Zehlendorfer Kleeblatt" 
in die auf Westberliner Seite vorhandene Autobahn einmün- 
det. Als Folgemaßnahme mußten neue Abfertigungsanlagen 
und der erforderliche Stauraum für Lastkraftwagen und Om- 
nibusse geschaffen werden. Die neue Grenzkontrollstelle Ber- 
lin-Dreilinden hat den Betrieb am 15. Oktober 1969 auf- 
genommen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 151. Sitzung am 26. Februar 1969 von der Baumaß- 
nahme zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit, 712 01. 


09 01 
512 01 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


380 000,— 


99 992,50 


Bücher und Zeitschriften 


Im Rahmen des Gesamtansatzes von 380 000 DM standen bei 
Unterteil 3 des Titels 512 01 — Druck- und Buchbinder- 
arbeiten — 235 000 DM zur Verfügung. Aus den Mitteln 
dieses Unterteils 3 werden überwiegend die Kosten für 
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noch Einzelplan 09 > — Bundesminister für Wirtschaft — 

Fotokopien und für das Material zur Herstellung von Druck- 
erzeugnissen bestritten. Unvorhergesehen ergab sich im 
Laufe des Jahres 1969 die Notwendigkeit, aus dienstlichem 
Anlaß in erhöhtem Maße Vervielfältigungen zu fertigen. 
Trotz strenger Einschränkungsmaßnahmen ließen sich die 
wachsenden Fotokopierkosten nicht vermeiden. Schließlich 
erreichte die Ist-Ausgabe bei Unterteil 3 eine Höhe von 
334 499,50 DM; der Anteil der Fotokopiekosten betrug rd. 
65 Vo. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und infolge der Zu- 
nahme der Dienstgeschäfte und fehlender Ausweichmöglich- 
keiten unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 681 01. 


09 01 
526 02 


270 000,— 


199 996,— 


Kosten für Sachverständige 


Die Mehrausgabe beruht auf der im Laufe des Jahres 1969 
aufgetretenen Notwendigkeit, eine Struktur- und Markt- 
analyse über die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie an- 
fertigen zu lassen. Diese Analyse ist als Grundlage für die 
weiteren Überlegungen notwendig, die mit der künftigen 
Entwicklung und Förderung dieses Wirtschaftsbereichs im 
Zusammenhang stehen. Die Ergebnisse der Untersuchung 
werden als Entscheidungshilfe für die staatlichen Stellen, 
die sich auch im militärischen und zivilen Bereich mit der 
Luft- und Raumfahrtindustrie befassen, dringend benötigt. 
Angesichts der anstehenden ungelösten Fragen konnte die 
Untersuchung nicht aufgeschoben werden. Die Gesamtkosten 
der Untersuchung betragen rd. 600 000 DM. Die Industrie 
beteiligt sich an diesen Kosten mit rd. 200 000 DM. Von den 
auf den Bund entfallenden 400 000 DM sind 100 000 DM aus 
dem Ansatz bezahlt worden, die weiteren rd. 200 000 DM 
als überplanmäßige Ausgabe. Der Restbetrag von rd. 100 000 
DM wird im Haushaltsjahr 1970 aus dem Haushaltsansatz 
gezahlt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 68101. 


09 01 
527 01 


370 000,— 


57 304,37 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Die zum 1. Januar 1969 eingetretene Erhöhung der Sätze für 
Tage- und Übernachtungsgeld konnte bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht berücksichtigt werden. 
Darüber hinaus hat sich die Anzahl der Dienstreisen gegen- 
über dem Vorjahr wegen des gestiegenen Umfangs der 
Dienstgeschäfte wesentlich erhöht. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 681 01. 
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09 01 I 1 000 000, — ' 50 680,74 i Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

I 

527 02 Für unabweisbar notwendige Reisen nach Brüssel und Paris 

mußten im Rechnungsjahr 1969 gegenüber dem Vorjahr rd. 
50 000 DM mehr ausgegeben werden, obwohl stets an die 
fachliche Notwendigkeit dieser Reisen — wie auch bei an- 
deren Auslandsreisen — ein besonders strenger Maßstab 
angelegt wurde. Zudem konnte bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1969 die Erhöhung des Auslandstage- 
und Auslandsübernachtungsgeldes ab 1. September 1969 — 
Mehrbedarf rd. 15 000 DM — nicht berücksichtigt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 681 01. 



Kap. 

Tit. 


Begründung 


4 


09 01 

apl. 
712 03 


09 01 

apl. 
812 03 


*) 269 576,88 1 Wiederaufbau einer abgebrannten Bürobaracke auf dem 
I Gelände des Bundesministeriums für Wirtschaft 

Am 3. April 1969 ist ein Teil der Bürobaracke auf dem Ge- 
lände des Bundesministeriums für Wirtschaft abgebrannt. 
Wegen der bestehenden Raumnot war es geboten, die 
Baracke sofort wieder aufzubauen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, übei 
die Regreßfrage kann erst nach rechtskräftigem Abschluß 
des gegen einen Bediensteten laufenden Strafverfahrens ent- 
schieden werden. 

i 

I Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 681 01. 


*) 66 972,50 Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände für die 
wieder aufgebaute Bürobaracke auf dem Gelände des 
Bundesministeriums für Wirtschaft 

Die am 3. April 1969 zum Teil abgebrannte Bürobaracke auf 
dem Gelände des Bundesministeriums für Wirtschaft mußte 
wegen der Raumnot sofort wieder aufgebaut und mit den 
erforderlichen Geräten und Ausstattungsgegenständen aus- 
gestattet werden. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, über 
die Regreßfrage kann erst nach rechtskräftigem Abschluß 
des gegen einen Bediensteten laufenden Strafverfahrens ent- 
schieden werden. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 681 01. 
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noch Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft - — 


09 02 


apl. 
671 01 


*) 14 583,34 


Erstattung von zuviel getilgten Darlehensbeträgen aus An- 
laß der Umwandlung eines Teils der Darlehen zur Entwick- 
lung neuer Fertigungsverfahren, die in den Jahren 1956 
und 1958 aus Kap. A 09 01 Tit. 610 bewilligt wurden, in 
einen verlorenen Zuschuß 


Zur Entwicklung neuer Fertigungsverfahren erhielt eine 
Firma in den Jahren 1956 und 1958 zwei Darlehen in 
Höhe von insgesamt 444 000 DM aus Kap. A 09 01 Tit. 610. 
Im Februar 1969 wurde ein Teilbetrag dieser Darlehen in 
Höhe von 76 500 DM vertragsgemäß in einen verlorenen 
Zuschuß umgewandelt. Da die Darlehensnehmerin die Dar- 
lehen bis auf einen Restbetrag von 61 916,66 DM bereits 
getilgt hatte, war ihr der Differenzbetrag von 14 583,34 DM 
zu erstatten. 

Im Einzelplan 09 des Bundeshaushaltsplans 1969 waren Aus- 
gabemittel zur Finanzierung von neuen Fertigungsverfahren 
nicht veranschlagt. Eine Erstattung aus Kap. 09 02 Tit. 182 02 
— Tilgung von Darlehen, Hypotheken und dergleichen — war 
ebenfalls nicht möglich, da die Darlehensnehmerin in den 
Jahren 1968 und 1969 keine Tilgungsleistungen erbracht hat 
(§ 70 Abs. 1 RHO). Die Auszahlung des Betrages von 
14 583,34 DM konnte daher nur im Wege einer außerplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe erfolgen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 681 01. 


09 02 
683 26 


145 000 000,— 


09 02 


apl. 
862 04 


26 064 816,93 


Zuschüsse zur Stabilisierung des Absatzes von Kokskohle 
an die Eisen- und Stahlindustrie 


Die Mitgliedsländer der Europäischen Gemeinschaften sind 
zur teilweisen Erstattung der Zuschüsse verpflichtet. Das 
unerwartete Ausbleiben dieser Rückzahlungen hat in Ver- 
bindung mit konjunkturbedingtem Ansteigen der Absatz- 
hilfe zu der Mehrausgabe geführt. Eine vorzeitige Einstellung 
der Zuschußgewährimg zu Lasten des deutschen Steinkohlen- 
bergbaus hätte dessen Neuordnung gefährdet und kam im 
Hinblick auf die Erklärung der Bundesregierung bei Grün- 
dung der Ruhrkohle AG nicht in Betracht. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 5. Sitzung am 11. Dezember 1969 von der überplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 68101. 


*) 2 430 000,— 


Maßnahmen zur Sicherung der deutschen Erdölversorgung 


Aufgrund der im Bundeshaushaltsplan 1969 bei Kap. A 09 02 
Tit. 862 04 ausgebrachten Verpflichtungsermächtigung zu 
Lasten des Rechnungsjahres 1969 wurde der Deutschen Erdöl- 


40 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlp eriode 


Drucksache VI/ 1054 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1969 

gabemittein sind 

DM 

zugewiesen 

DM 


1 1 

1 2 1 

3 i 

1 4 


noch Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 

Versorgungsgesellschaft mbH — DEMINEX — - ein Darlehen 
für das Aufschlußvorhaben Jordanien in Hohe eines Teil- 
betrages von 2 430 000 DM gewährt. 

Da im außerordentlichen Haushalt nur ein Leertitel aus- 
gebracht war, mußte die Ausgabe im ordentlichen Haushalt 
außerplanmäßig geleistet werden. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 683 11. 


09 05 
518 01 


513 700 — 


29 869,17 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Mieterhöhung für das angemietete Dienstgebäude Frank- 
furt/Main, Bockenheimer Landstraße 38. Die Mieterhöhung 
wurde vom Vermieter mit erhöhten Kosten begründet und 
stützte sich auf den Mietvertrag (nach Ablauf von fünf Jahren 
Neufestsetzung des Mietzinses). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 681 01. 


09 05 
526 01 


5 000,— 


12 603,26 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Mehrausgabe zur Abwicklung erledigter und noch schwe- 
bender Verwaitungsstreitverfahren, die bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaushaltsplans 1969 nicht vorausgesehen 
werden konnten; sie war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 09 05 Tit. 519 01. 


09 08 
526 01 


10 000 ,— 


27 583,61 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


In der Kartellverwaltungssache Bundeskartellamt gegen In- 
teressengemeinschaft Deutscher Fensterglashütten hat der 
Bundesgerichtshof am 5. Februar 1968 beschlossen, die 
Rechtsbeschwerde des Bundeskartellamtes gegen den Be- 
schluß des Kartellsenats des Kammergerichts vom 28. De- 
zember 1966 auf Kosten des Bundeskartellamts zurückzu- 
weisen und ihm gleichzeitig auferlegt, nach § 77 Satz 2 GWB 
die durch sein erfolgloses Rechtsmittel veranlaßten Kosten 
zu tragen. Diese beliefen sich aufgrund des Beschlusses des 
Kammergerichts vom 6. Juni 1969 auf 37 968,33 DM. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1969 der Beschluß des Bundes- 
gerichtshofs noch nicht vorlag; sie war wegen der bestehen- 
den Rechtsverpflichtung unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 68101. 
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09 09 

330 000 — 

1 

71 994,69 

Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und 


51701 


Nach § 6 Abs. 1 des Verwaltungsabkommens Bund/Land 
Niedersachsen vom 7./8. März 1963 hat der Bund 58,5 v. H. 
der Hausbewirtschaftungskosten des gemeinsamen Dienst- 
gebäudes der Bundesanstalt für Bodenforschung und des 
Niedersächsischen Landesamtes für Bodenforschung in Han- 
nover zu tragen. 


Die Kosten für Reinigung und Wartung des Dienstgebäudes 
sind infolge von Lohnerhöhungen ab Januar 1969 gestiegen. 
Auch die Neuordnung der kommunalen Versorgungstarife 
für Be- und Entwässerung, Müllabfuhr und Straßenreinigung 
sowie der Wasserverbrauch zur Kühlung neu installierter 
Maschinen haben zu einer erheblichen finanziellen Mehr- 
belastung des Titels geführt. Außerdem sind für die Wärme- 
versorgung des Dienstgebäudes sowie durch Installation und 
Inbetriebnahme neuer Geräte, Maschinen und Apparate in 
den Laboratorien unerwartet mehr Heizöl und Elektrizität 
verbraucht worden. 


Die entstandenen Mehrkosten waren im Interesse einer 
ordnungsmäßigen Bewirtschaftung des Dienstgebäudes un- 
abweisbar und bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1969 nicht vorauszusehen. 


Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 681 01. 


09 12 
515 01 


5 000 — 


48 739,32 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Der tatsächliche Umfang und die Kosten der erstmaligen Aus- 
stattung der Behörde, die im August 1968 ihre Tätigkeit auf- 
nahm, waren unvorhergesehen. Die überplanmäßige Haus- 
haltsausgabe war für den geordneten Ablauf des Dienst- 
betriebes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 09 12 Tit. 526 02. 


09 12 
517 01 


45 000,— 


17 942,64 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


I Die tatsächliche Höhe der anfallenden Bewirtschaftungs- 
I kosten des neubezogenen Dienstgebäudes war unvorher- 
I gesehen. Die überplanmäßige Haushaltsausgabe war für den 
I Ablauf eines geordneten Dienstbetriebes unabweisbar. 


! Einsparung bei Kap. 09 12 Tit. 526 02. 
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Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 01 


160 000,— 


29 989,68 


Bücher und Zeitschriften 


512 01 


1 

I 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe für die 
Beschaffung von in- und ausländischer Literatur und für 
Vervielfältigungen im Zusammenhang mit dem Erlaß von 
EG-Verordnungen und der Erörterung des Mansholtplans. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 


1001 
513 01 


371 000,— 


! 


1001 
515 01 


108 000,— 


1001 
519 01 


42 000,— 


69 845,93 


Post- und Fernmeldegebühren 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe infolge 
vermehrten Fernsprechverkehrs in agrar-, währungs- und 
wirtschaftspolitischen Fragen. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 


19 400,— 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Unvorhergesehener und unabweisbarer Mehrbedarf für die 
Ausstattung des Dienstzimmers des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs, die Zimmer des Persönlichen Referenten und der 
Sekretärin im Zusammenhang mit der Neuorganisation der 
j Bundesregierung. 

i 

I Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 686 01. 


i 


1 1 000 ,— 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


Unabweisbarer und unvorhergesehener Mehrbedarf durch 
Sturmschäden und Wasserrohrbrüche sowie durch die bau- 
lichen Veränderungen zur Beschaffung von Büroräumen für 
den Parlamentarischen Staatssekretär. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 


10 01 
527 01 


260 000,— 


45 000,— 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Unvorhergesehener und unabweisbarer Mehrbedarf infolge 
Erhöhung der Sätze des Tage- und Ubernachtungsgeldes 
durch die am 1. Januar 1969 in Kraft getretene Verordnung 
zur Änderung reisekostenrechtlicher Vorschriften vom 23. De- 
zember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1414). 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 44. 


10 01 


526 000,— 


52 795,32 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


527 02 


Unabweisbarer und unvorhergesehener Mehrbedarf infolge 
Erhöhung der Reisekostenvergütung durch die am 1. Septem- 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

her 1969 in Kraft getretene Auslandsreisekostenverordnung 
vom 25. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1438) und durch 
die Zunahme der Reisen in EG-Angelegenheiten. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 44. 


10 02 
882 31 


135 906 000,— 


12 777 507,13 


Zuweisungen für Investitionsbeihilfen für landwirtschaftliche 
Betriebe 


Die Länder hatten für diese Maßnahme ursprünglich einen 
Bedarf an Bundesmitteln in Höhe von rd. 400 Millionen DM 
angemeldet. Das erhebliche Ungleichgewicht zwischen den 
benötigten Beträgen einerseits und den zur Verfügung ste- 
henden Bundesmitteln andererseits zwangen zu einer rigo- 
rosen Verschärfung der Bedingungen für diese Maßnahme 
(Senkung des Beihilfesatzes von 15 auf 10 v. H., Annahme- 
stopp per 15. März 1969, Ausschluß von Viehaufstockungen). 

Trotzdem reichten die zur Verfügung stehenden Mittel nicht 
aus. Die außergewöhnliche Zunahme der Beihilfeanträge 
konnte nicht vorhergesehen werden. 

Den bis 15. März 1969 eingereichten Anträgen lagen bereits 
von den zuständigen Behörden genehmigte Betriebsentwick- 
lungspläne zugrunde. Wenn hierdurch auch ein Rechtsan- 
spruch auf die Gewährung einer Investitionsbeihilfe nicht ge- 
geben war, so konnte die Landwirtschaft zumindest in diesen 
Fällen doch mit den ihr durch das EWG-Anpassungsgesetz in 
Aussicht gestellten Hilfen rechnen. Ein völliges Versagen 
jeglicher Investitionshilfe auch in diesen Fällen, in denen 
alle Voraussetzungen für die Gewährung einer Beihilfe im 
Zeitpunkt des Antragstopps bereits erfüllt waren, hätte das 
Vertrauen der Landwirtschaft zur Agrarpolitik des Bundes 
empfindlich belastet. Insoweit ist die Unabweisbarkeit der 
Ausgaben gegeben. 

Der Deutsche Bundestag hat die Mehrausgabe durch An- 
nahme des Entschließungsantrages der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der SPD - — ■ Umdruck 727 (Verwendung der durch 
das spätere Inkrafttreten der 4. Novelle 1969 — frei gewor- 
denen Mittel insbesondere für Investitionsbeihilfen in der 
Landwirtschaft) — in seiner 243. Sitzung am 26. Juni 1969 
im Grundsatz gebilligt. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 656 51. 


10 02 


apL 
652 08 


*) 152 159,25 


Betriebsbeihilfen zur Verbilligung von Gasöl für die Land- 
wirtschaft nach dem Verkehrsfinanzgesetz und nach dem 
Grünen Plan 


Auf Grund von Rechtsmittelentscheidungen waren im Rech- 
nungsjahr 1969 Nachzahlungen auf die Gasölbetriebsbeihilfe 
1967 und frühere Jahre zu leisten. Die Ausgaben für die 
Nachzahlungen konnten bei der Aufstellung des Bundes- 
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10 02 


apL 
683 01 


haushaltsplans 1969 nicht vorhergesehen werden. Sie waren 
jedoch wegen des Rechtsanspruchs auf Zahlung unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 


*) 40 000 000,— 


Maßnahmen zum Ausgleich von Folgen währungspolitischer 
Maßnahmen bei Obst und Gemüse sowie Eiern und Geflügel 
in der Zeit vom 29. September bis 31. Dezember 1969 


Die bis zum 31. Dezember 1969 gültige Grenzausgleidisrege- 
lung erfaßte nur einen Teil der von den währungspolitischen 
Maßnahmen betroffenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse der 
Bundesrepublik. Anträge der Bundesrepublik auf weiterge- 
hende Schutzmaßnahmen zugunsten der deutschen Landwirt- 
schaft sind von der EG-Kommission abgelehnt worden. Da- 
durch sind der deutschen Landwirtschaft bis zum 31. Dezem- 
ber 1969 erhebliche Wettbewerbsnachteile bei Obst und Ge- 
müse sowie Eiern und Geflügel entstanden. Zur Wiederher- 
stellung der Wettbewerbsgleichheit innerhalb des Gemein- 
samen Marktes waren daher bei diesen Waren sofortige 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 

Unter Zugrundelegung der Verkaufserlöse für die Jahre 
1968/69 ergaben sich aus den währungspolitischen Maß- 
nahmen Einkommensverluste in Höhe von 29 Millionen DM 
für den Sektor Obst und Gemüse und 11 Millionen DM für 
den Sektor Eier und Geflügel. 

Die währungspolitischen Maßnahmen und ihre Folgen waren 
im Zeitpunkt der Verabschiedung des Haushaltsgesetzes un- 
vorhersehbar. Ein sofortiger Ausgleich der den Obst- und 
Gemüseerzeugern sowie den Legehennenhaltern und Geflü- 
gelmästern aus den währungspolitischen Maßnahmen ent- 
standenen Schäden war unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des deutschen Bundestages hat von 
der außerplanmäßigen Ausgabe in seiner 5. Sitzung am 
11. Dezember 1969 zustimmend Kenntnis genommen. 

Außerplanmäßige Haushaltsausgabe zu Lasten des Gesamt- 
haushalts. 


10 02 
514 71 


1 085 000 — 


242 830,51 


Haltung von Fischereischutzbooten 


Zur Aufrechterhaltung des Betriebes der Fischereischutzboote 
waren unerwartet Werft- und Reparaturarbeiten unabweis- 
bar durchzuführen. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 44. 
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10 02 
685 08 


4 000 000 — 


7 050 000,— 


Zuschüsse für Messen, Ausstellungen, Lehrschauen und Kon- 
gresse im In- und Ausland sowie Ausfuhrwerbung einschließ- 
lich Einrichtung und laufende Unterhaltung von Handelszen- 
tren im Ausland 


Die deutschen Exporteure von Agrarerzeugnissen haben 
durch die währungspolitischen Maßnahmen der Bundesregie- 
rung erhebliche Verluste bei der Abwicklung von Export- 
geschäften erlitten. Um ihnen einen teilweisen Ausgleich zu 
geben, war es erforderlich, wirkungsvolle, mit dem EWG- 
Vertrag zu vereinbarende Maßnahmen der Absatzwerbung 
in Form einer deutschen Werbekampagne zu fördern. 

Deckung durch Mehreinnahmen bei Kap. 60 01 Tit. 025 02. 


10 03 
682 82 


400 000 000, — Betriebsmittelzuweisungen an die Einfuhr- und Vorratsstel- 
len zur Beschaffung von Vorräten 

Infolge der hohen Getreideernten 1968 und 1969 sowie ins- 
besondere wegen der erheblichen Einfuhren durch die 
Schwäche des französischen Termin-Franc hat sich der Mittel- 
bedarf der Einfuhr- und Vorratsstellen unvorhergesehen we- 
sentlich erhöht. Die Einfuhr- und Vorratsstellen hatten des- 
halb einen unabweisbaren Bedarf an höheren Mitteln für die 
Warenfinanzierung. Eine Finanzierung der größeren Waren- 
mengen durch Erhöhung des Konsortialkredits war unwirt- 
schaftlich und unzweckmäßig, weil die Kosten des Konsortial- 
kredits der Einfuhr- und Vorratsstellen in Höhe von bis zu 
10,7 ^/o wesentlich höher als die Kosten einer Kreditaufnahme 
des Bundes waren. Außerdem war den wiederholt geäußer- 
ten Bedenken der Deutschen Bundesbank gegen die Finan- 
zierung von Dauervorräten durch Kreditmittel Rechnung zu 
tragen. 

Es war daher unabweisbar, die Betriebsmittel der Einfuhr- 
und Vorratsstellen durch eine überplanmäßige Haushaltsaus- 
gabe um einen Betrag von rd. 400 Millionen DM zu erhöhen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 5. Sitzung am 11. Dezember 1969 von der überplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


10 03 


apl. 
683 96 


*) 25 244 309,18 


Gewährung von Zuschlägen für die Zeit vom 27. Oktober bis 
31. Dezember 1969 bei Maßnahmen der gemeinsamen Agrar- 
marktorganisationen infolge der DM-Aufwertung 


Die Aufwertung der Deutschen Mark hatte eine Verminde- 
rung der von der Gemeinschaft in Rechnungseinheiten fest- 
gelegten Agrarpreise in DM zur Folge. Da der Wert der 
j Rechnungseinheit nicht geändert wurde, war es erforderlich, 
die durch die notwendig werdenden Preissenkungen eintre- 
tenden Einkommensverluste der deutschen Landwirtschaft 
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10 03 
683 83 


j für eine Übergangszeit durch geeignete Beihilfemaßnahmen 

I auszugleichen. 

Durch Entscheidungen der EG-Kommission ist die Bundes- 
republik ermächtigt worden, für die Zeit vom 27. Oktober 
bis 31. Dezember 1969 die im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarmarktorganisationen in Rechnungseinheiten festgesetz- 
ten Interventions- und Ankaufspreise sowie die Beträge für 
sonstige Maßnahmen in bestimmtem Umfang zu erhöhen und 
bei der Ausfuhr nach Mitgliedstaaten und Drittländern be- 
stimmte Zusatzbeträge zu gewähren. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen, da die DM-Aufwertung 
und die dadurch erforderlich gewordenen Beihilfemaßnahmen 
für die Landwirtschaft bei Verabschiedung des Bundeshaus- 
haltsplans 1969 nicht bekannt waren. Sie war unabweisbar, 

I weil sie dazu diente, das Agrarpreisniveau in Deutschland 
: vorläufig aufrechtzuerhalten, um anhaltende Schwierigkeiten 

j und Nachteile für die deutsche Landwirtschaft zu vermeiden. 

I 

i Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 652 82 (24 517 654,72 DM) und 

i Tit. 683 82 (726 654,46 DM). 

390 100 000, — j 136 026 552,90 Erstattungen bei der Ausfuhr von pflanzlichen und tierischen 

Erzeugnissen 

Die Mehrintervention im abgelaufenen Getreidewirtschafts- 
jahr und die dadurch unabweisbar gewordene Ausfuhr von 
Interventionsgetreide wurde in erster Linie durch die be- 
kannten Währungsdisparitäten, insbesondere durch die 
Schwäche des französischen Termin-Franc, die zu einer Mehr- 
einfuhr von rd. 1,2 Millionen t Weizen und Gerste aus Frank- 
reich führten, verursacht. Hierdurch und durch die hohen 
Getreideernten 1968 und 1969 war im Sommer 1969 eine 
äußerst angespannte Lagerraumsituation eingetreten. Um die 
gesetzlichen Verpflichtungen der EG-Marktorganisation er- 
füllen zu können und wirtschaftlich zu verfahren, mußte von 
bestehenden Exportmöglichkeiten Gebrauch gemacht wer- 
den. Der hierdurch entstandene Mehrbedarf konnte im Zeit- 
punkt der Verabschiedung des Bundeshaushaltsplans 1969 
nicht vorhergesehen werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die BRD zur Zahlung 
von Erstattungen nach den EG-rechtlichen Bestimmungen ver- 
pflichtet ist. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 7. Sitzung vom 29. Januar 1970 von der überplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Deckung durch außerplanmäßige Einnahmen bei Kap. 10 03 
Tit. apl. 099 85 (42 236 136,68 DM), im übrigen Mehrausgabe 
zu Lasten des Gesamthaushalts (93 790 416,22 DM). 
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10 03 

7 300 000,— 

1 335 250,35 

Zuweisungen für Erstattungen bei der Erzeugung von Kar- 


652 81 


toffelstärke und von Kartoffeln zur Herstellung von Stärke 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da die Erstattungs- 
sätze vom 1. Juli 1969 an nochmals angehoben wurden und 
nicht damit zu rechnen war, daß die Produktionsmenge der 
Kartoffelstärke gegenüber den Vorjahren noch gesteigert 
werden würde. Sie war unabweisbar, da nach der VO (EWG) 
Nr. 1354/69 der Kommission vom 15. Juli 1969 auf die für 


Kartoffelstärke zu gewährenden Erstattungen bei der Er- 
zeugung ein Rechtsanspruch besteht. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 5. Sitzung am 11. Dezember 1969 von der überplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 652 82 


10 03 
683 87 


59 900 000,— 


22 646 128,79 


Erstattungen bei der Produktion von Waren aus landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen 


Infolge der unerwarteten Steigerung der Produktion von 
Getreidestärke (Stärke aus Mais, Weichweizen und Bruch- 
reis) und der Erhöhung des Erstattungssatzes durch den EG- 
Ministerrat war ein Mehrbedarf an Erstattungsmitteln ent- 
standen. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da die Bundesrepublik zur Zahlung der Erstattungen 
nach Bestimmungen der EG verpflichtet ist. 

Deckung durch außerplanmäßige Einnahmen bei Kap. 10 03 
Tit. apl. 099 85. 


10 03 
683 88 


26 100 000,— 


4 418 402,55 


Frachthilfe für Getreide 


Durch den Export eines Teils der Getreideüberschüsse, die 
Räumung von Getreidelagern zur Aufnahme der sehr hohen 
Getreideernte 1969, die vermehrte Denaturierung als auch 
dadurch, daß zu Beginn des Rechnungsjahres 1969 die rest- 
lichen Überschüsse der Rekordernte 1968 sowie nichtdeut- 
sches, infolge der Franc-Schwäche eingeführtes Getreide zur 
Intervention gebracht wurde, waren umfangreiche Beförde- 
rungsleistungen notwendig. 

Die Mehrausgabe war aufgrund dieser erhöhten Transporte 
unvorhergesehen; sie war zur Sicherung des Getreidepreis- 
niveaus unabweisbar. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 5. Sitzung am 11. Dezember 1969 von der überplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 652 82. 


48 



Kap. 

Tit. 


10 07 
512 01 


10 07 

539 98 
apL 


10 08 
537 01 


Deutscher Bundestag ■ — 6. Wahlperiode Drucksache VI/1054 



An über- und 


Haushalts- 

1 *) außerplan- 


betrag 

j mäßigen Aus- 

Begründung 

1969 

gabemittein sind 


j zugewiesen 


DM 

1 DM 

1 


2 

3 1 

4 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


45 000 — 


I 


165 100 — 


54 706,90 I Bücher und Zeitschriften 

Das Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft ist im 
Rechnungsjahr 1969 unerwartet mit der Durchführung der 
Aktion „Abgabe verbilligter Butter an Empfänger bestimmter 
sozialer Hilfen" beauftragt worden. Die unvorhergesehene 
und unabweisbare Mehrausgabe war durch den Druck der 
Gutscheinkarten entstanden. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 


*) 22 038,93 I Rückzahlung von Gebühren aus früheren Rechnungsjahren 
sowie dafür zu zahlende Zinsen 

Auf Grund des Beschlusses des Bundesverwaltungsgerichts 
I vom 28. Mai 1968 — VII B 108.67 — mußte das Bundesamt 
! für Ernährung und Forstwirtschaft die Gebührenbescheide 
I aus dem Rechnungsjahr 1958, soweit sie nicht unanfechtbar 
I geworden sind, aufheben und die vereinnahmten Gebühren- 
• beträge nebst Zinsen zurückzahlen. Die Rückerstattungen 
' sind überwiegend im Rechnungsjahr 1968 aus den Gebühren- 
I einnahmen bei Tit. 3 geleistet worden. Wegen des Wegfalls 
I der Gebührenerhebung vom 1. Juli 1968 an mußten die rest- 
lichen Rückzahlungen im Rechnungsjahr 1969 als apl. Aus- 
gaben bei Tit. apl. 539 98 nachgewiesen werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen des vor- 
genannten Beschlusses unabweisbar. 

: Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 


46 309,63 j 


Betriebsausgaben für Versuchsfelder und Gewächshäuser 


Die Prüfungsaufgäben des Bundessortenamtes für Pflanzen- 
gattungen und -arten sind nach dem Sortenschutzgesetz vom 
20. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 429) und dem Saatgut- 
verkehrsgesetz vom 20. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 444) 

I erweitert worden. Demnach mußten für den notwendigen 
I Anbau der Prüfsorten die Prüfflächen erweitert und die Ver- 
suchsfelder verstärkt aufbereitet werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, insbesondere auch 
die erstmaligen höheren Betriebsausgaben für den am 1. Ja- 
nuar 1969 von der Max-Planck-Gesellschaft übernommenen 
landwirtschaftlichen Betrieb Scharnhorst. Sie war zur Erfül- 
lung der obliegenden Aufgaben unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 wurde bestimmt, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung innerhalb des Kapitels 10 08. 
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10 10 430 000,— 

517 01 I 


10 15 116 000,— 

517 01 


53 624,12 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe, die 
trotz sparsamer Wirtschaftsführung entstand, ist auf die 
unerwartet frühzeitige Fertigstellung der Neubauten und 
I Inbetriebnahme der damit errichteten technischen Anlagen 
I sowie auf den Betrieb der neu installierten Wasserdruck- 
j erhöhungsanlage für eine ausreichende Wasserversorgung 
I der Dienstgebäude der Anstalt in Braunschweig, auf die not- 
wendige Heizung der Dienstgebäude und Gewächshäuser 
wegen der teilweise extrem kühlen Witterung in den Mo- 
naten Mai, Juni, August und September und auf den hohen 
Wasserverbrauch während der Hitzeperiode im Juli 1969 
zurückzuführen, 

Einsparung bei Kap. 10 11 Tit. 425 01. 


50 000, — Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe zur 
Deckung der notwendigen Kosten für die Bewirtschaftung 
der Gebäude und Räume infolge vorzeitiger Inbetriebnahme 
der Neubauten für das Laborgebäude II (Dezember 1968) 
und für das Technikum (Mai 1969), die erst zum Ende des 
! Rechnungsjahres 1969 erwartet worden war. 

Einsparung bei Kap. 10 15 Tit. 425 01 (40 000 DM) und 

Tit. 456 01 (10 000 DM). 


10 16 
539 99 


1100, — ' 16 465,79! Vermischte Verwaltungsausgaben 

! Unabweisbarer Mehrbedarf wegen Regelung von Schadens- 

ersatzansprüchen infolge Unfallschäden durch Dienstwagen 
der Bundesanstalt für Fleischforschung an privaten Kraft- 
fahrzeugen. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 10 16 Tit. 425 01 (9000 DM) und 

I i Tit. 711 01 (7465,79 DM). 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

11 01 120 000, — 17 420,22 Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

527 01 ' In den letzten Wochen der 5. Legislaturperiode sind zahl- 

I : I reiche Gesetze im Bereich der Sozialpolitik verabschiedet 

I I worden, für die der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 

I ' odnung die Federführung hatte. Im Zusammenhang mit der 

; Beratung dieser Gesetze im Parlament war eine Vielzahl 

i von Kontakten mit Verbänden, Organisationen und Körper- 

' schäften erforderlich, die in diesem Umfang und auch in 

I i dieser Intensität nicht vorherzusehen waren. Die damit zu- 
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sammenhängenden Dienstreisen waren wegen ihres unmit- 
telbaren Zusammenhangs mit der dringlichen Gesetzgebung 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 01 Tit. 422 02. 


Förderung der Arbeitsaufnahme in Berlin 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß 1969 die 
Zahl der Personen, die unter Mitwirkung der Arbeitsämter 
eine Arbeit in Berlin aufgenommen haben, gegenüber dem 
Vorjahr stark zugenommen hat (von 18 213 um 12 167 auf 
30 380 oder um rd. 67 v. H.). 

Diese Entwicklung konnte bei der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1969 auch unter Berücksichtigung der ab 
1. Oktober 1968 verbesserten Leistungen nicht vorhergesehen 
werden. Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Erhal- 
tung und Steigerung der Berliner Wirtschaft in hohem Maße 
von einer quantitativen und qualitativen Verbesserung des 
Arbeitskräftepotentials in Berlin, zu der die Gewährung von 
Leistungen nach den Richtlinien zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme in Berlin maßgebend beiträgt, abhängt. 

Einsparung bei Kap. 1113 Tit. 616 01. 


1102 — I *) 872 900,— I Überbrückungshilfe an Grenzgänger nach Frankreich 

! 1 

apl. j Auf Beschluß der Bundesregierung ist den in Deutschland 

681 04 ' wohnenden und in Frankreich beschäftigten Grenzgängern 

I j zum Ausgleich der durch die französischen und deutschen 

j I j währungspolitischen Maßnahmen erlittenen Nachteile eine 

I einmalige nach sozialen Gesichtspunkten gestaffelte über- 
I brückungshilfe gewährt worden. Von den für diese einmalige 
i Leistung geschätzten Ausgaben von 1,3 Millionen DM konn- 
j ten im Rechnungsjahr 1969 nur 872 900 DM geleistet werden. 

Im Hinblick auf die soziale Härte, die durch diese Maßnahme 
ausgeglichen werden sollte, war die Ausgabe unabweisbar; 

I sie war unvorhergesehen. 

I Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 681 15. 

11 02 

apl. 

681 05 


*) 43 163, — I Deutsch-japanisches Austauschprogramm für junge Fach- 
arbeiter 

j Anläßlich des Besuchs des Herrn Bundeskanzlers in Japan 
im Mai 1969 ist auf Anregung der japanischen Regierung ein 
I deutsch-japanisches Austauschprogramm für junge Facharbei- 
' ter vereinbart worden. Das Austauschprogramm dient der 
■ Erweiterung der Kenntnisse vor allem auf dem Gebiet der 
Berufsausbildung. Die Kosten werden für die japanischen 


1 1 02 10 000 000,— : 4 366 755,59 

681 02 i 
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noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung ■ — 

j Teilnehmer von japanischer Seite, für die deutschen Teil- 

nehmer von deutscher Seite getragen, wobei der Bund die 
Flugkosten übernimmt. Die finanzielle Beteiligung des Bun- 
des entspricht der sozial- und außerpolitischen Bedeutung des 
Programms. 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans war nicht vor- 
herzusehen, daß die japanische Regierung im Jahre 1969 auf 
diplomatischem Wege an die deutsche Regierung mit dem 
Wunsche herantreten würde, das Austauschprogramm zu ver- 
einbaren. Dem Wunsche der japanischen Seite, mit dem Pro- 
gramm noch 1969 zu beginnen, konnte sich die Bundesregie- 
rung unter den gegebenen Umständen nicht verschließen. Die 
Kosten der vorgesehenen Beteiligung waren daher unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 02 Tit. 681 03. 


11 04 


apL 
711 01 


*) 14 097,14 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Das Bundesinstitut für Arbeitsschutz in Koblenz war zu- 
nächst nur in einem gemieteten Dienstgebäude in der 
Schlachthofstraße 48 untergebracht. 


Infolge Aufgaben- und Personalvermehrung reichten die 
Diensträume in der Schlachthofstraße einschließlich der 
Räume eines neu hinzugekommenen Erweiterungsbaus nicht 
mehr aus. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat daher 1968 das bundeseigene bebaute Grundstück in 
Koblenz-Oberwerth, Rheinau 10, übernommen, wodurch der 
dringendste Raumbedarf des Bundesinstituts gedeckt wurde. 

Das Gebäude hatte vorher als Wohnung gedient. Bevor es 
seinem jetzigen Verwendungszweck zugeführt werden 
konnte, mußten Toiletten, Bad und Kücheneinrichtungen aus- 
und die Räume umgebaut werden. Ferner mußten die neuen 
Diensträume mit Beleuchtungskörpern ausgestattet werden. 
Die Instandsetzungsarbeiten konnten entgegen den Erwar- 
tungen im Rechnungsjahr 1968 nicht abgeschlossen werden. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 04 Tit. 812 01. 


11 08 
515 01 


12 500,—- 


I 


112 083,51 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Die in Schwarmstedt bei Hannover errichtete staatliche Er- 
satzdienstgruppe mußte mit Mobiliar und sonstigen Ausstat- 
tungsgegenständen versehen werden. Die Gegenstände wur- 
den aus dem Bereich des Bundesministers der Verteidigung 
gegen Werterstattung übernommen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
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' Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 

I seiner 179. Sitzung am 3. Juli 1969 zustimmend Kenntnis 
i davon genommen, daß für den weiteren Ausbau des Zivilen 
Ersatzdienstes über- und außerplanmäßige Haushaltsmittel 
I ! bereitgestellt werden müssen. 

j Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 643 01. 


1108 I — *) 49 676,54 i Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Es handelt sich um die Kosten der Bewirtschaftung der Unter- 
künfte für die in Schwarmstedt bei Hannover errichtete staat- 
liche Ersatzdienstgruppe. Die Bewirtschaftung hat die Bundes- 
vermögensstelle in Soltau übernommen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 179. Sitzung am 3. Juli 1969 zustimmend Kenntnis 
davon genommen, daß für den weiteren Ausbau des Zivilen 
Ersatzdienstes über- und außerplanmäßige Haushaltsmittel 
bereitgestellt werden müssen. 

Einsparung bei Kap, 11 08 Tit. 643 01. 


•) 67 051,37 i Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

I Die Unterkünfte der in Schwarmstedt bei Hannover errich- 
I teten staatlichen Ersatzdienstgruppe waren überholungsbe- 
i dürftig und mußten innen und außen (Dächer der Baracken) 
renoviert werden. 

■ Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 179. Sitzung am 3. Juli 1969 zustimmend Kenntnis 
davon genommen, daß für den weiteren Ausbau des Zivilen 
Ersatzdienstes über- und außerplanmäßige Haushaltsmittel 
bereitgestellt werden müssen. 

j Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 643 01. 

1 1 09 I 2 750 000,^ — 149 525,25 | Zuschüsse für Betreuungsmaßnahmen 

684 01 


Die dringend notwendig gewordene Intensivierung und Ver- 
besserung der außerbetrieblichen Beratung und Betreuung 
der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Familien in 
Deutschland erforderten neben Tariferhöhungen, unabweis- 
baren Kostensteigerungen im Bereich der Sachaufwendungen, 
der verbesserten Einzel- und Familienbetreuung sowie der 
Aus- und Fortbildung deutscher und ausländischer Sozial- 
arbeiter und Sozialbetreuer seit dem Abschluß der deutsch- 
jugoslawischen Anwerbevereinbarung vom 12. Oktober 1968 


11 08 

apl. 
519 01 


apl. 
517 01 
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einen zusätzlichen Beratungs- uid Betreuungsdienst der 
jugoslawischen Arbeiter. 

i ^ Auf Wunsch der Bundesregierung hat die Arbeiterwohlfahrt, 

j Bundesverband e. V. in Bonn, die bisher schon die türkischen 

i Arbeitnehmer betreut, die Betreuung auch der Jugoslawen 

übernommen. Sie hat seit Mitte des Jahres 1969 diese zusätz- 
liche Aufgabe, für die sie selbst keine eigenen Mittel mehr 
zur Verfügung stellen kann, in Angriff genommen. Bisher 
sind von ihr in Zusammenarbeit mit den zuständigen jugo- 
slawischen Stellen in der Bundesrepublik insgesamt 20 Sozial- 
! Betreuer (davon einer in der Zentrale der Arbeiterwohlfahrt 

I Bonn) nach einschlägiger Ausbildung bzw. Vorbereitung in 
i den verschiedenen region'alen Beratungsstellen eingesetzt 
! worden. Damit sind die Voraussetzungen dafür geschaffen, 

: daß den jugoslawischen Arbeitnehmern vergleichbare Be- 
I 1 treuungseinrichtungen zur Verfügung stehen wie den aus- 

! ländischen Arbeitnehmern anderer Anwerbeländer. 

I I 

^ I Die zusätzlichen Ausgaben für diesen Zweck waren im Hin- 

j blick hierauf und auf die deutsch-jugoslawische Vereinbarung 

I über die Regelung der Vermittlung jugoslawischer Arbeit- 

nehmer und ihrer Beschäftigung in der Bundesrepublik 
' Deutschland unabweisbar. Die Mehrausgabe war unvorher- 

gesehen, weil erst durch Notenwechsel vom 4. Februar 1969 
zwischen dem jugoslawischen Außenministerium und der 
Deutschen Botschaft in Belgrad festgestellt worden ist, daß 
auf beiden Seiten die innerstaatlichen Voraussetzungen für 
die Anwendung der Vereinbarung erfüllt sind. 

Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 853 02. 


1110 I 4 000 000, — I 363 576,50 Versehrtenleibesübungen 

671 01 I ! Die Mehraufwendungen sind darauf zurückzuführen, daß sich 

I I I sowohl der Bestand an Versehrtensportgruppen als auch die 

Anzahl der Versehrtensportler erhöht haben. Außerdem sind 
die Kosten für die Ausstattung mit Sportgeräten gestiegen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Da sie auf gesetz- 
licher Verpflichtung beruht, war sie unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 1110 Tit. 642 01. 


11 10 20 000 ',— 
681 07 


14 608,77 Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf Grund 
, des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 

Die Mehraufwendungen sind darauf zurückzuführen, daß die 
' Zahl der Versorgungsberechtigten stark gestiegen ist. Die 
Mehrausgabe war unvorhergesehen. Da sie auf gesetzlicher 
Verpflichtung beruht, war sie unabweisbar. 

. Einsparung bei Kap. 1 1 10 Tit. 642 01 . 


54 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksach e V I/ 1 054 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1969 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 1 
gabemittein sind I 
zugewiesen ; 


Begründung 

i 

DM 

DM 




2 

3 


4 


noch Einzelplan 11 — Bundesniinister für Arbeit und Sozialordnung — 

1110 ! 10 100 000, — 347 657,91 Versorgungsbezüge (Leistungen nach dem Bundesversor- 

: — j gungsgesetz auf Grund des Häftlingshilfegesetzes) 

381 12 I 

! Die Mehraufwendungen sind darauf zurückzuführen, daß die 

I Zahl der Anspruchsberechtigten nicht in dem erwarteten Aus- 

' j maß abgenommen hat. 

i i ‘ 

! Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Da sie auf gesetz- 

j lieber Verpflichtung beruht, war sie unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 642 01. 


11 10 2 300 000,— 

686 01 I 


717 654,90 Versorgungsleistungen auf Grund inter- und supranationaler 
Verträge und Übereinkommen 

Die Mehraufwendungen beruhen im wesentlichen darauf, daß 
die auf Grund des Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Spanischen Staat über Kriegsopferver- 
sorgung vom 29. Mai 1962 zu erbringenden Versorgungs- 
leistungen höher waren als ursprünglich angenommen wor- 
den war. Im Rechnungsjahr 1969 ist eine im Vergleich zu den 
ursprünglichen Erwartungen größere Zahl alter Versorgungs- 
anträge erledigt und damit ein höherer Nachzahlungsbetrag 
fällig geworden. Außerdem wurden durch die stärkere Inan- 
spruchnahme der Heil- und Krankenbehandlung auf Grund 
des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich über Kriegsopferversorgung und 
' Beschäftigung Schwerbeschädigter vom 7. Mai 1963 sowie 
, durch Kostensteigerungen erhöhte Ausgaben verursacht. 

i Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Da sie auf gesetz- 
' lieber bzw. vertraglicher Verpflichtung beruht, war sie unab- 
j weisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 642 01. 


11 10 120000 000,— 
893 01 


11 13 4 000 000,— 

646 04 


29 932 039,15 


Kapitalabfindungen 


j Die veranschlagten Mittel reichten trotz Anlegung eines 
strengen Maßstabes wider Erwarten zur Bedienung der ein- 
I gegangenen Anträge auf Kapitalabfindung nicht aus. Die 
[ Bereitstellung zusätzlicher Mittel war aus sachlichen und 
politischen Gründen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 1 1 13 Tit. 616 01. 

! 


1 435 363,08 I Kosten der Nachversicherung gemäß §§ 23 und 23 a des 
Gesetzes zur Regelung der Verbindlichkeiten nationalsozia- 
listischer Einrichtungen und der Rechtsverhältnisse an deren 
Vermögen 

j Die Mehraufgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Zahl 
1 der Nachversicherungsfälle zugenommen hat und die Bun- 


55 



Drucksache VI / 1^54 Deutscher Bund estag ■ — 6. Wahlperiode 




An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1969 

gabemitteln sind 1 


zugewiesen | 



DM 

DM 


1 

2 

: 3 

4 


noch Einzelplan 11 -- Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

desversicherungsanstalt für Angestellte die Unterlagen für 
den Abrechnungszeitraum bis Ende 1968 früher als erwartet 
vorlegen konnte. 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher 
Verpflichtung und war deshalb unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 1 1 13 Tit. 616 01 . 

11 13 65 000 000, — 2 828 794,57 ! Erstattung der Familienwochenhilfe an die Träger der gesetz- 

646^09~ liehen Krankenversicherung 

' Die Forderungen der Träger der gesetzlichen Krankenver- 

1 Sicherung nach § 205 d RVO a. F., die zunächst auf rd. 265 Mil- 
lionen DM geschätzt worden waren, belaufen sich nach Vor- 
liegen aller Nachweisungen der Krankenversicherungsträger 
' ' auf rd. 276 Millionen DM. Die auf das Rechnungsjahr 1969 ent- 

! sprechend der Vorschrift des Artikels 5 des Finanzplanungs- 

! I gesetzes und unter Berücksichtigung von Verrechnungen ent- 

' i fallende Rate betrug rd. 67,8 Millionen DM. 

Die Mehrausgabe beruhte auf rechtlicher Verpflichtung und 
, I war deshalb unabweisbar. Bei der Aufstellung des Bundes- 

; I haushaltsplans 1969 war die genaue Flöhe der Forderungen 

der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung noch nicht 
' bekannt; die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 1 1 13 Tit. 616 01. 


11 13 : 32 000 000 — 

681 01 ‘ 


1 135 756,38 


Fremdrenten in der Unfallversicherung 


Die Mehrausgabe ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, 
daß die Kosten für die ärztliche Versorgung und für ortho- 
pädische Hilfsmittel gestiegen und die Rentenerhöhungen 
auf Grund des 12. Rentenanpassungsgesetzes nicht — wie bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 angenommen 
worden war — in voller Höhe durch Rentenabgänge ausge- 
glichen worden sind. Außerdem sind die Ausgaben dadurch 
gestiegen, daß entsprechend der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 26. Juni 1969 (Umdruck 727) Empfängern 
von Fremdrenten in der landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung die gleichen Zulagen gewährt worden sind, die Schwer- 
verletzte der landwirtschaftlichen Unfallversicherung erhal- 
ten haben, für deren Jahresarbeitsverdienst nach § 780 RVO 
Durchschnittssätze festgesetzt sind. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 1 1 13 Tit. 616 01. 
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12 01 

195 000,— 

14 917,32 

Bücher und Zeitschriften 

51201 



Mehr für Antragsvordrucke usw. im Zusammenhang mit der 
Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des kombi- 
nierten Verkehrs und des Gleisanschlußverkehrs. 


■ 

' 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht mit einer der- 
art großen Anforderung von Vordrucken gerechnet werden 
konnte. Sie war für die Durchführung des Programms zur 
Förderung des kombinierten Verkehrs und des Gleis- 
anschlußverkehrs unabweisbar. 




Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 892 21. 

12 01 

374 000 — 

56 059,95 

Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

527 01 

1 

i 


Mehr durch Erhöhung der Sätze des Tage- und Ubernach- 
; tungsgeldes der Reisekostenvergütungen sowie infolge un- 
vermeidbarer erhöhter Reisetätigkeit in Auswirkung des 
verkehrspolitischen Programms der Bundesregierung. 




: Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 




Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 532 13. 

12 01 

470 000,— 

60 017,97 

Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

527 02 

j 


Mehr infolge Erhöhung der Reisekostenvergütungen bei 
Auslandsdicnstrciscn und durch unvermeidbare erhöhte 
Reisetätigkeit aufgrund internationaler Verpflichtungen in 
Auswirkung des verkehrspolitischen Programms der Bundes- 
regierung. 




Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 




Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 532 13. 

1201 

527 03 

220 000,— 

1 

46 989,63 

Reisekostenvergütungen für Reisen in Personalvertretungs- 
angelegenheiten und in Vertretung der Interessen der 
Schwerbeschädigten 




Mehr für Reisen in Personalvertretungsangelegenheiten, ins- 
besondere von Mitgliedern des Gesamtpersonalrats der 
Bundesanstalt für Flugsicherung und der Stufenvertretungen 
der Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 685 04. 
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12 02 — *) 136 254,74 Ausgleich von besonderen Härten aus Anlaß des Explosions- 

Unglücks am 22. Juni 1969 auf dem Bahnhof Hannover-Linden 

apl. 

681 30 Aufgrund des Kabinettsbeschlusses vom 25. Juni 1969 hat 

I i der Bundesminister für Verkehr den Leiter der Abteilung 

j Eisenbahnen des Bundesverkehrsministeriums zum Sonder- 

bevollmächtigten ernannt und beauftragt, in Hannover un- 
i verzügiich an Ort und Stelle den durch das Explosions- 

I Unglück am 22. Juni 1969 Geschädigten schnelle und un- 

j bürokratische Hilfe zu leisten. Die hierfür erforderlichen 

I ; finanziellen Mittel wurden von der Bundesregierung bei 

I Kap. 12 02 apl. Tit. 681 30 außerplanmäfMg bis zur Höhe von 

500 000 DM bereitgestellt. 

Die Sonderkommission hat in über 400 Fällen unverzüglich 
^ und rasche Hilfe geleistet. 

; Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 892 21. 


12 02 91 000 000, — 3 126 662,95 Betriebsbeihilfe für Verkehrsbetriebe zur Verbilligung von 

Gasöl zum Betrieb schienengebundener Fahrzeuge 

682 07 

j Mehr infolge unerwarteter Zunahme des Verbrauchs an Gas- 

' öl. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 892 21. 


12 02 : 372 000 000,— 

682 12 ^ 


48 000 000, — Ausgleich von betriebsfremden Lasten der Deutschen Bundes- 

I bahn (Versorgungsbezüge) 

; Mehr durch Erhöhung der Versorgungsbezüge aufgrund des 
j Zweiten Besoldungsneiiregeiungsgesetzes (2. BesNG) in- 
j folge Zahlung der überbrückungszuiage für Besoldungs- und 
! Versorgungsempfänger für 1969 und durch Strukturschwan- 
I kungen der Zugänge des berechtigten Personenkreises. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 661 1 1 und Tit. 682 1 1 . 


12 02 1 365 200,— 


52 413,99 Beiträge an internationale Organisationen 


686 02 


Mehr für den Beitrag der Bundesrepublik Deutschland an 
das Departement af State, Washington, für Kosten des Be- 
triebes eines internationalen Eiswachdienstes im nord- 
atlantischen Ozean. Der Beitrag richtet sich nach der Gesamt- 
bruttotonnage der Handelsschiffe, die während der Eissaison 
durch die eisberggefährdeten Bereiche fahren. Die Abrech- 
nung der anteiligen Kosten erfolgt jährlich nachträglich. Der 
von der Bundesrepublik Deutschland im Rechnungsjahr 1969 
zu leistende Betrag zu den Gesamtkosten 1968 beträgt 
210 515,99 DM gegenüber dem geschätzten Ansatz bei 
Kap. 12 02 Tit. 686 02 Ziff. 8 der Erläuterungen von 145 000 
DM. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 532 13. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

200 000, — 45 321,58 Eisbrechdienst sowie Abwendung von Eis- und Hochwasser- 

! gefahr 

Mehrbedarf wegen des vorzeitigen Einsatzes der verwal- 
tungseigenen Eisbrechfahrzeuge im Winter 1968/69 und aus 
Anlaß außerordentlicher Instandsetzungskosten aus diesem 
Einsatz. 

i 

Die Inanspruchnahme überplanmäßiger Mittel war zwangs- 
läufig. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 539 02. 


12 03 I 2 300 000,— 
719 08 i 


289 584,12 Abwicklungsarbeiten auf dem deutschen und deutsch- 
(Vorgriff) luxemburgischen Abschnitt der Mosel 

Nach Inbetriebnahme der Schiffahrt auf der ausgebauten 
Mosel sind insbesondere auf der deutschen Ausbaustrecke 
noch Restarbeiten auszuführen sowie Auflagen in den 
wasserrechtlichen Ausbauverfahren zu erfüllen. Die Inter- 
nationale Mosel GmbH hat die Bauleitungskosten für diese 
Restarbeiten im Rechnungsjahr 1967 mit 4,2 Millionen DM 
pauschal abgegolten. Bei der Aufstellung des Katalogs der 
Restarbeiten, die noch von der IMG mbH zu bezahlen sind, 
sind auch die Kosten für die noch durchzuführenden um- 
fangreichen Katasterfortführungsmessungen und Grenz- 
herstellungen als Baukosten aufgenommen worden. Hierüber 
besteht mit den französischen Vertretern jedoch keine Über- 
einstimmung. Sie soll in einer Regierungsverhandlung, in der 
auch die Erhöhung der Pauschale für Rauleitungskosten an- 
gestrebt wird, herbeigeführt werden. Zur Zahlung der Löhne 
der Meßgehilfen sowie für Lohn- und Gehaltserhöhungen 
war die Inanspruchnahme zusätzlicher Haushaltsmittel im 
Wege des Vorgriffs auf die Mittel für 1970 unabweisbar. 
Diese Entwicklung konnte bei der Ermittlung des Haushalts- 
bedarfs für 1969 nicht vorhergesehen werden. 


12 10 j 4 100 000,— 
534 1 1 I 


461 386,73 Forschungs- und Entwicklungsarbeiten auf dem Gebiet des 
Straßenwesens 

Das Forschungs- und Entwicklungsprogramm 1969 mußte 
nachträglich um zwei wichtige Untersuchungen, und zwar 
um eine Betonversuchsstrecke zwischen Darmstadt und 
Heidelberg sowie um die zentrale Verkehrsdatenerfassung 
erweitert werden. Außerdem ergaben sich Mehrkosten bei 
der Abrechnung von über. 30 Forschungsaufträgen infolge von 
Lohn- und Gehaltserhöhungen und in Auswirkung der Mehr- 
wertsteuer. Die Mehrkosten betrugen Insgesamt 500 000 DM. 

Einsparung bei Kap. 12 10 Tit. 760 10 Kz. 10 10. 
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400 000 — 


1 150 000 — 


220 631,46 Veröffentlichungen und Beschaffungen technischen und 
wissenschaftlichen Materials auf dem Gebiet des Straßen- 
wesens 

Der Bundesfernstraßenbau findet in weiten Bevölkerungs- 
kieisen nicht immer das nötige Verständnis. Insbesondere 
ergeben sich bei der Freimachung der Trasse oft erhebliche 
Schwierigkeiten, die sich auf die Baudurchführung nach- 
teilig auswirken. Mit der kostenlosen Verteilung von ca. 

! 4 Millionen Exemplaren eines farbigen Kartenblattes, das in 

etwa das Schema des jetzigen und künftigen Verkehrsnetzes 
zeigt, ist der Bevölkerung ein Eindruck vermittelt worden, 
wie durch den Ausbau des Bundesfernstraßennetzes dem 
stark wachsenden Straßenverkehr Rechnung getragen, der 
I Unfallgefahr durch Lenkungs- und Entlastungsmaßnahmen 
begegnet und wie die Gesamtstruktur des Bundesgebietes 
mit Hilfe des Straßenbaues verbessert wird. 

' Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
, bar, um kostspielige Verzögerungen beim Grunderwerb 
i durch mangelhafte Aufklärung der Bevölkerung zu vermei- 

I den. 

i 

Einsparung bei Kap. 12 10 Tit. 760 10 Kz. 10 10. 

258 176,27 Herstellung der Kraftfahrzeug- und Anhängerbriefe sowie 
sonstiger Vordrucke 

Die Zahl der von den Kraftfahrzeugzulassungsstellen ange- 
forderten Fahrzeugbriefe hat die nach der Trendermittlung 
erwarteten Mengen beträchtlich (rd. 25 %) überschritten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der ge- 
setzlich vorgeschriebenen Zuteilung der Fahrzeugbriefe un- 
abweisbar. 

Die überplanmäßige Haushaltsausgabe wird durch Mehr- 
einnahmen bei Kap. 12 12 Tat. J 11 01 — Ziffer a der Erläute- 
rungen — - gedeckt. 


210 000, — 37 820,71 Kosten der Veröffentlichung der Verlustanzeigen im Ver- 

kehrsblatt 

Die Zahl der Anträge auf Aufbietung von Kraftfahrzeug- und 
Anhängerbriefen und -scheinen und von Führerscheinen hat 
die nach der Trendermittlung erwartete Höhe beträchtlich 
(rd. 10 Uo) überschritten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der 
gesetzlich vorgeschriebenen Aufbietungen unabweisbar. 

Die überplanmäßige Haushaltsausgabe wird durch Mehr- 
einnahmen bei Kap. 12 12 Tit. 111 01 — Ziffer c der Erläute- 
rungen — gedeckt. 
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12 14 : 42 200 — ' 

81101 ! 


22 034,90 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

^ Der beim Zentralamt des Deutschen Wetterdienstes in Offen- 
bach eingesetzte Lkw Mercedes Benz — Baujahr 1955 — 
wurde bei der Überprüfung durch das Technische Uber- 
wachungsamt Darmstadt als nicht mehr für Verkehrs- und 
betriebssicher erklärt; die weitere Zulassung im Verkehr 
wurde verweigert. Nach dem Gutachten des Kraftfahrzeug- 
sachverständigen war aus Gründen der Wirtschaftlichkeit 
eine Reparatur nicht mehr durchzuführen, da diese den Zeit- 
wert erheblich überstiegen hätte. Es mußte daher eine Er- 
satzbeschaffung vorgenommen werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

; Einsparung bei Kap. 12 14 Tit. 513 24. 


I 


12 15 


apl. 
422 04 


12 15 
522 01 


2 300 000,— 


*) 391 650, — I Erschwerniszulage für Beamte des gehobenen Flugverkehrs- 
I kontrolldienstes und für Beamte des nicht technischen Be- 
I triebsdienstes der Bundesanstalt für Flugsicherung 

' Die Mittel wurden für die Gewährung einer Erschwernis- 
zulage für Beamte des gehobenen Flugverkehrskontroll- 
^ dienstes und für Beamte des mittleren nichttechnischen Be- 
triebsdienstes der Bundesanstalt für Flugsicherung benötigt. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 422 01. 


462 846,36 


Kraftstrom und Betriebsstoffe 


Durch den weiteren Ausbau der Sekundärradar- Anlagen in 
Düsseldorf, Frankfurt, Hamburg, Hannover, Köln-Bonn und 
München sowie der Hellanzeige-Anlage in Frankfurt mußten 
die Anschlußwerte um insgesamt 91 KW erhöht werden. 
Außerdem brachte die Inbetriebnahme neuer Klimaanlagen 
bei den Flugsicherungsstellen eine weitere Erhöhung der 
Anschluß werte um insgesamt 108 KW mit sich. 

Dadurch ist ein unvorhergesehener und unabweisbarer 
Mehrbedarf entstanden. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 515 04. 


12 15 
527 01 


330 000,— 


33 163,68 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Durch die Erhöhung der Sätze für Tage- und Übernachtungs- 
gelder und durch die höhere Einstufung in den Reisekosten- 
i stufen sind Mehrkosten entstanden, die zwangsläufig und 
I bei der Veranschlagung nicht vorauszusehen waren. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 
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51 000, — 22 034,90: Erwerb von Dienstfahrzeugen 

1 Das bei der FS-Leitstelle München eingesetzte Wartungs- 

fahrzeug (VW-Bus) wurde bei einer Überprüfung als nicht 
j mehr für Verkehrs- und betriebssicher erklärt. Nach dem 

Gutachten des Kraftfahrzeugsachverständigen war aus Grün- 
i den der Wirtschaftlichkeit eine Reparatur nicht mehr durch- 

I ; zuführen, da diese den Zeitwert erheblich überstiegen hätte. 

I I Es mußte daher eine Ersatzbeschaffung vorgenommen wer- 

j I den. Außerdem sind Mehrausgaben durch Preiserhöhungen 

I entstanden. 

: Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 

i Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


36 000,— 


19 650,26 1 Ausgaben im Zusammenhang mit der Untersuchung von 
Flugzeugunfällen 

Durch mehrere Flugzeugunfälle, für deren — durch Gesetz 
gebotene — Untersuchung ein besonders großer technischer 
Aufwand erforderlich war, sind Mehrkosten entstanden, die 
zwangsläufig und bei der Veranschlagung nicht vorauszu- 
sehen waren. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 661 01. 

i 

4 338 203,29 ! Deutsche Lufthansa AG Köln, Abgeltung von Eingangs- 
abgaben und Selbstverbrauchsteuerzahlungen 

Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
Ausland hat die Deutsche Lufthansa ab 1. Januar 1968 auch 
die Selbstverbrauchsteuer (§ 30 des Umsatzsteuergesetzes 
vom 29. Mai 1967 — Bundesgesetzbl. I S. 545) zu entrichten, 
i Bei der Ermittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon aus- 
gegangen worden, daß die Deutsche Lufthansa diese Selbst- 
1 verbrauchsteuer nicht selbst aufzubringen hat. Ihr sollen zur 
Erhaltung ihrer Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen 
Luftverkehrsunternehmen im internationalen Linienverkehr 
; die entsprechenden Beträge als Zuschüsse zur Verfügung ge- 
j stellt werden. 

Nach der berichtigten Umsatzsteuer-Jahreserklärung 1968 
der Deutschen Lufthansa AG hat sie an Selbstverbrauch- 
steuer für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehör- 
teilen im Ausland für das Jahr 1968 5 513 861,98 DM und 
für das 2. Halbjahr 1969 498 963,79 DM gezahlt. Hiervon 
hat die Deutsche Lufthansa bereits in 1968 1 421 218,15 DM 
! und in 1969 253 404,33 DM, zusammen also 1 674 622,48 DM, 
erhalten, so daß ihr noch 4 338 203,29 DM zu erstatten sind. 

! Dieser Betrag ist ihr als Zuschuß zur Verfügung gestellt 
worden. 

i Der Ausgabe stehen gleichhohe Einnahmen bei Kap. 60 01 
Tit. 021 01 gegenüber. 
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Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 01 I 3 100 000,— 299 320,59; Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

517 01 Die Mehrausgabe ist auf die nicht vorhergesehene Erhöhung 

I der Kosten für Reinigung, elektrische Energie, Heizung und 

^ I sonstige Dienstleistungen sowie auf die zusätzliche Bewirt- 

i j Schaffung von drei Feldhäusern, einer Baracke und eines von 

I I der Standortverwaltung übernommenen Gebäudes zurückzu- 

i ! führen. Sie war zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes 

i I unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Kapitels 14 01. 


14 01 


527 01 


1 300 000,— 1 


I i 

14 01 I 1 600 000,— 
527 02 


14 01 
535 51 


2 600 000,— I 


i 


350 000, — ' Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

; Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie ergab sich durch 

a) die Erhöhung der Sätze des Tage- und Ubernachtungs- 
geldes ab 1. Januar 1969, 

b) eine unabweisbare Zunahme der Reisetätigkeit im Zu- 
sammenhang mit der Einführung neuer Waffensysteme, 
häufigere Teilnahme von Angehörigen des Ministeriums 
an Lehrgängen (Fachoffiziere, elektronische Daten- 
verarbeitung) und verstärkte Tätigkeit von Prüfgruppen 

; des Ministeriums im nachgeordneten Bereich. 

: Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 451 01 und Tit. 453 01. 


79 490,47 i Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie ergab sich durch 

a) die Änderung der Verordnung über die Reisekosten- 
vergütung bei Auslandsdienstreisen vom 25. August 1969, 

b) eine unabweisbare Zunahme der Reisetätigkeit im Zu- 
sammenhang mit der Einführung neuer Waffensysteme 
(MRCA, Phantom, FH 70, Lenkwaffenzerstörer). 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 453 01. 


200 000,— I Psychologische Verteidigung 

Die psychologische Verteidigung erforderte unabweisbare 
zusätzliche Maßnahmen, die zu der unvorhergesehenen 
Mehrausgabe führten. 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 441 01 und Tit. 453 01. 


14 01 i 800 000, — 230 887,33; Zur Verfügung des Bundesministers der Verteidigung für 

Zwecke des militärischen Abschirmdienstes 

535 71 

' , Nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zu Artikel 10 des 

; ; Grundgesetzes ergab sich mit der Übernahme militärischer 
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1401 
812 01 


14 02 


apl. 
529 04 


I 


Abschirmmaßnahmen von den Stationierungsstreitkräften 
unabweisbar die Notwendigkeit zu zusätzlichen Ausgaben. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

! Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 441 01. 


47 681,43 Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland 

Die Mehrausgabe ist auf die Beschaffung von Geräten zu- 
rückzuführen, die notwendig waren, um alle nachgeordneten 
Dienststellen in kürzester Zeit mit aktuellen Informationen 
I und führungswichtigen Weisungen zu versehen und um 
; den Nachrichtenfluß vom und zum Ministerium zu verbes- 
i sern und zu beschleunigen. 


I Die Mehrausgabe war zur Verbesserung der Informations- 
! wege im Dienstbereich des Bundesministers der Verteidi- 
gung unabweisbar. Sie war unvorhergesehen. 

i Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 441 01. 


*) 20 000, — I Zur Verfügung des Bundesministers der Verteidigung für 
außergewöhnliche Ausgaben, die zur Durchführung von 
Tagungen und Veranstaltungen mit NATO-Dienststellen in 
der Bundesrepublik Deutschland als unabweisbare Auf- 
wendungen entstehen 


I Im Zusammenhang mit dem 20. Jahrestag der Gründung der 
NATO führten verschiedene Gremien des Bündnisses kurz- 
fristig anberaumte Veranstaltungen und Reisen in der Bun- 
desrepublik Deutschland durch. Die Veranstaltungen und 
j die damit verbundenen repräsentativen Aufwendungen wur- 
I den nicht vorhergesehen. Da sich die Bundesrepublik den 
. repräsentativen Verpflichtungen aus militärpolitischen Grün- 
I den nicht entziehen konnte, war die Ausgabe unabweisbar. 

i Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 529 02. 


14 02 
532 01 


9 400 000,— 


I 


414 465,35 


i 


Abgeltung von Schadensersatzansprüchen Dritter, soweit es 
sich nicht um Ansprüche aus Übungsschäden handelt 

Bei der Abgeltung von Schadensersatzansprüchen Dritter ist 
eine Beeinflussung der Ausgaben durch Bewirtschaftungs- 
maßnahmen nicht möglich. Die Höhe der Ausgaben kann bei 
diesem Titel nur geschätzt werden. 

Die Mehrausgabe beruht hauptsächlich auf dem Ansteigen 
der Reparaturkosten bei Kraftfahrzeugschäden. Sie war un- 
vorhergesehen. Da die Abgeltung von Schadensersatzansprü- 
chen auf Rechtsverpflichtung beruht, war die Mehrausgabe 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 527 12. 
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14 03 

5 500 000 — 

1 860 453,58 

Allgemeine Aus- und Fortbildungskosten 

525 11 



Die durch die nachträgliche Preisprüfung bedingte lange 
Laufzeit der Schlußabrechnungen der Ausbildungskosten bei 
der Deutschen Lufthansa führte zu Nachzahlungen gegen- 
über den für die Jahre 1966 bis 1968 tatsächlich geleisteten 
Abschlagszahlungen und damit zu der unvorhergesehenen 
und unabweisbaren Mehrausgabe. 




Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 532 21. 

14 03 

5 190 000 — 

3 281 817,68 

Vermischte Verwaltungsausgaben 

539 99 



Für Zwecke der Ausbildung und aus Gründen der Einsatz- 
bereitschaft der Truppe mußten verstärkt Übungen mit ge- 
panzerten Kettenfahrzeugen außerhalb von Truppenübungs- 
plätzen durchgeführt werden. Dies führte zwangsläufig zu 
vermehrten Übungsschäden und deren Beseitigung zu der 
unvorhergesehenen und unabweisbaren Mehrausgabe. 




Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 681 42 und Kap. 14 03 
Tit. 521 01. 

14 03 

1 035 000 — 

115 000,— 

Zuschuß an den „Verband der Reservisten der Deutschen 
Bundeswehr e. V." 

685 11 





Die gegenüber der ursprünglichen Veranschlagung zur bes- 
seren Ausschöpfung des Wehrpotentials unvorhergesehene 
intensivere Betreuung der Reservisten machte den Ausbau 
des Verbandes notwendig. Im Zuge dieses Ausbaues mußten 
für die verstärkte wehrpolitische Öffentlichkeitsarbeit, für 
den Ausbau der Verbandszeitschrift und für den verstärkten 
Einsatz von Bezirksgeschäftsführern unabweisbare Mehr- 
ausgaben geleistet werden. 




Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 522 01. 

14 04 

350 000,— 

249 128,68 

Vermischte Verwaltungsausgaben 

539 99 



Die Mehrausgabe ist zurückzuführen auf die Zahlung von 
Verlegungskosten infolge Rationalisierungsmaßnahmen der 
Bundeswehrverwaltung (Zusammenlegung von Dienststel- 
len, Umwandlung von StOV in Außenstellen usw.), infolge 
Fertigstellung von Neubauten und infolge der Übernahme 
von bisher von den Stationierungsstreitkräften genutzten 
Liegenschaften. Außerdem führte die Übernahme von Kas- 
senverlusten auf den Bundeshaushalt anläßlich der Freigabe 
des Wechselkurses und der DM-Aufwertung bei den Zahl- 
stellen der Verwaltungsstellen im Ausland zu einem Mehr- 
bedarf. 




Die Ausnutzung bundeseigener Unterbringungskapazitäten 
führte letztlich zur Einsparung von Bundesmitteln an ande- 
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^ I 

14 08 i 40 940 000—1 

443 22 ■ ~ 257 450,59 , 

40 682 549,41 


rer Stelle. Die Dienststellenverlegungen und damit der Mit- 
telbedarf wurden bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1969 im endgültigen Umfange nicht vorhergesehen; sie wa- 
ren unabweisbar. Die Mehrausgaben aufgrund der Kassen- 
verluste waren ebenfalls unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 518 23. 


2 626 736,45 Inanspruchnahme ziviler Krankenpflegeeinrichtungen und 
sonstiger Einrichtungen des Gesundheitswesens 


Vom Sollbetrag in Höhe von 40 940 000, — DM 

sind auf Grund des Haushaltsvermerks 
über die gegenseitige Deckungsfähigkeit 
zur Deckung der Ausgaben des Titels 
552 22 verwendet worden 257 450,59 DM 

Mithin waren verfügbar 40 682 549,41 DM 


Die Mehrausgabe entstand in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehr- 
soldgesetzes. Die Erhöhung der Pflegekostensätze der zivi- 
len Krankenanstalten sowie allgemeine Lohn- und Preisstei- 
gerungen verursachten die Mehraufwendungen. 

‘ Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtung unabweisbar. 

j Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 453 13 und Kap. 14 05 

■ Tit. 525 41. 


14 08 I 20 000 000,— 
522 01 ! 



2 011 570,69 Arzneien, Verbandmittel, Brillen und orthopädische Hilfs- 
mittel 

Die Mehrausgabe ist in Erfüllung des Anspruchs auf unent- 
geltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 Abs. 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsoldgeset- 
i zes entstanden. Sie ist auf den Anstieg der Arznei- und Ver- 
I bandmittelpreise und die Erhöhung des Tarifs für Leistungen 
I der Augenoptiker zurückzuführen. 

^ Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
! stehenden gesetzlichen Verpflichtung unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 10 I 238 560 000,— ; 
522 01 I 


20 798 303,20 Gemeinschaftsverpflegung 

Mehrausgabe infolge Erhöhung der Zahl der Wehrsoldemp- 
; länger. 

Nach der Ermächtigung bei Kap. 14 03 Tit. 423 01 kann die 
Zahl der Wehrpflichtigen um die Zahl der nicht in Anspruch 
genommenen Planstellen für Berufssoldaten und Soldaten 
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noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 

j auf Zeit überschritten werden. Hiervon wurde Gebrauch ge- 
1 j macht. 

i Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
j stehenden gesetzlichen Zahlungsverpflichtung nach § 3 des 
Wehrsoldgesetzes unabweisbar. 

i I Einsparung bei Kap. 14 11 Tit. 516 01. 


14 10 
522 11 


4 631 000 — 
- 25 497,90 


4 605 502,10 


410 974,96 


übungsverpflegungszuschuß 

Vom Sollbetrag in Höhe von 4 631 000, — DM 

sind aufgrund des Haushaltsvermerks 
über die gegenseitige Deckungsfähigkeit 
zur Deckung der Ausgaben des Titels 
522 12 verwendet worden 25 497,90 DM 


Mithin waren verfügbar 4 605 502,10 DM. 

Der Mehrbedarf ist entstanden, weil nicht vorhergesehen 
worden ist, daß im Rechnungsjahr 1969 erheblich mehr 
Übungen als in den vergangenen Jahren durchgeführt wur- 
den. Es handelte sich dabei insbesondere um Übungen in 
Kompanie- oder Bataillonsstärke, die durch den Kompanie- 
chef bzw. Bataillonskommandeur befohlen wurden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 14, 522 37 und 522 41. 


14 10 I 40 000,— 
522 18 


14 10 1 369 000,— 

522 18 


19 325,39 Verpflegungszuschuß bei Leistungswettkämpfen 

I Vermehrte Trainings- und Wettkampfvorhaben sowie Zu- 
I nähme des Leistungstrainings zur Vorbereitung auf die 
' Olympischen Spiele erforderten einen Mehrbedarf für die 
I Bereitstellung des Verpflegungszuschusses. Der Umfang die- 
I ser Trainings- und Wettkampfvorhaben und des Leistungs- 
trainings war bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1969 noch nicht bekannt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 51. 

531 179,02 Nachtdienstverpflegungszuschuß 

Anläßlich verschiedener besonderer Vorkommnisse (z. B. 

I Überfall auf das Munitionsdepot Lebach) wurde es erforder- 
^ lieh, die Sicherung und Bewachung von Bundeswehrliegen- 
schaften zu verstärken und damit zunehmend Nachtdienst 
I durch Soldaten leisten zu lassen. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 37 und Kap. 14 22 Tit. 
i 67101. 
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14 10 1 

1 331 000,— 1 

437 688,181 

Mehrkosten einer Verpflegung von anderer Seite 


522 31 


Mehrbedarf, weil 


— aufgrund des erheblich erweiterten Truppendienstkatalo- 
ges in verstärktem Umfang Verpflegung von anderer 
Seite in vereinfachter Form bereitgestellt werden mußte, 

— Soldaten der Bundeswehr nicht mehr mit Charterflugzeu- 
gen der Deutschen Lufthansa, sondern mit bundeswehr- 
eigenen Passagierflugzeugen zum Ubungs- und Ausbil- 
dungsaufenthalt in die USA und zurück befördert wurden 
und während der Flüge Unternehmerverpflegung bereit- 
gestellt werden mußte, 

— durch die Errichtung neuer Dienststellen an abgelegenen 
Orten für weitere Soldaten Verpflegung von der Bundes- 
wehr nicht bereitgestellt werden konnte. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 11 Tit. 516 01. 


14 10 
522 32 


665 000,— 


76 073,23 


Mehrkosten für die Verpflegung der bei den Streitkräften 
anderer Staaten an der Truppenverpflegung teilnehmenden 
Soldaten, Beamten und Arbeitnehmer der Bundeswehr 


Der Mehrbedarf ist entstanden, weil nicht vorhergesehen 
worden ist, daß im Rechnungsjahr 1969 anläßlich der Ver- 
sorgung der Besatzungen der Zerstörer „Lütjens“ und „Möl- 
ders“ mit amerikanischer Verpflegung — sie wird an Bord 
der beiden Zerstörer zubereitet — Mehrkosten entstehen 
würden. Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans war da- 
von ausgegangen worden, daß die erforderlichen Verpfle- 
gungsmittel aus den Verpflegungseinrichtungen der US- 
NAVY beschafft werden könnten und somit kaum Mehrko- 
sten anfallen würden. Es hat sich jedoch ergeben, daß auch 
Verpflegungsmittel auf dem teueren amerikanischen Lebens- 
mittelmarkt beschafft werden mußten, so daß Mehrkosten 
je Verpflegungsteilnehmer und Tag in Höhe von 1,50 DM 
entstanden sind. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 36. 


14 10 
522 33 


280 000,— 
- 511,82 


279 488,18 


22 380,10 


Mehrkosten für Schon-, Diät-, Zusatz- und Sonder- (Wunsch-) 
kost aus Lazarettküchen auf ärztliche Anordnung 


Vom Sollbetrag in Höhe von 280 000, — DM 

sind aufgrund des Haushaltsvermerks über 
die gegenseitige Deckungsfähigkeit zur Dek- 
kung der Ausgaben des Titels 522 34 ver- 
wendet worden 511,82 DM 


Mithin waren verfügbar 


279 488,18 DM. 
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Der Mehrbedarf ist entstanden, weil die Zahl der Lazarett- 
aufenthalte, die bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
nur geschätzt werden konnte, im Laufe des Rechnungsjahres 
1969 gegenüber den Vorjahren zugenommen hatte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 14 und 522 19. 


14 12 
517 01 


294 200 000,— 


27 045 395,60 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Durch den lang anhaltenden Winter 1968/1969 ist ein Teil 
der Mindestreserven an festen und flüssigen Brennstoffen 
verbraucht worden. Infolgedessen waren vermehrte Beschaf- 
fungen zu teils erheblich gestiegenen Preisen durchzuführen. 
Darüber hinaus haben sich die Kosten der Entwässerung der 
Liegenschaften durch Anheben der Kanalgebühren teilweise 
verdoppelt. Die Beschaffung der Brennstoffe konnte im Hin- 
blick auf eine Mindesbevorratung nicht aufgeschoben wer- 
den. Auf die erhöhten Abgaben im Zusammenhang mit der 
Entwässerung hatten die Kommunen einen Rechtsanspruch. 


Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unabweisbar. 


Einsparung bei A Kap. 14 12 Tit. 883 41 und Tit, 862 51. 


14 12 
517 32 


80 000,— 


167 682,63 


Bewirtschaftungskosten (Liegenschaften, die von der Bundes- 
vermögensverwaltung für Zwecke des Verteidigungsressorts 
freigehalten werden) 


Eine Stadtgemeinde hat in den Rechnungsjahren 1968/1969 
eine Straße ausgebaut, an der ein bundeseigenes Grundstück 
für die Bundeswehr freigehalten wird. Für dieses Grundstück 
waren Erschließungsbeiträge zu zahlen. Außerdem mußten 
Bewirtschaftungskosten für eine von den Stationierungs- 
streitkräften kurzfristig freigegebene Kasernenanlage ge- 
zahlt werden. 


Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
der Bund zur Zahlung der Erschließungsbeiträge und Bewirt- 
schaftungskosten rechtlich verpflichtet war. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 681 01. 


14 12 
519 01 


160 000 000,— 


35 865 932,42 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


Die durch den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages 
zu Recht erhobenen Beanstandungen an den Unterkunftsver- 
hältnissen der Soldaten, wie mangelhafte Wasch- und Dusch- 
anlagen und unzumutbare sanitäre Einrichtungen, veranlaß- 
ten das Bundesverteidigungsministrium, diese Mängel kurz- 
fristig zu beseitigen. Ferner mußten zur erhöhten Sicherung 
für Bundeswehranlagen und Geräte auf Grund einer Emp- 
fehlung des Staatssekretärausschusses für Sicherheitsfragen 


69 



Drucksache VI/ 1054 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Haushalts- 

betrag 

1969 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- ^ 
gabemittein sind ‘ 
zugewiesen 

DM 

Begründung 

2 

: 3 

4 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


unaufschiebbare Instandsetzungsmaßnahmen an Alarm- und 
Sicherungsanlagen durchgeführt werden. Außerdem wurden 
zur Vermeidung von Schäden für Menschen und Material 
Startbahnen ausgebessert und ein Standortübungsplatz kurz- 
fristig entmunitioniert. 

Die hierdurch entstandene Mehrausgabe war unabweisbar, 
da die Maßnahmen für das innere Gefüge und die Sicherheit 
der Bundeswehr erforderlich waren. 

I Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 521 02 und A Kap. 14 12 Tit. 
862 51. 


14 12 ! 61 000 000,— 

539 14 I 


5 703 695,05 Bewachungskosten 

j In den einzelnen Bundesländern sind die Bewachungskosten 
infolge Lohnerhöhung zwischen 8 und 22 v. H. gestiegen. 

, Ferner wurde auf Grund einer Empfehlung des Staatssekre- 
tärausschusses für Sicherheitsfragen, die das Bundeskabinett 
gebilligt hatte, die Bewachung des militärischen Geräts er- 
weitert und verbessert. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Lohnerhöhungen auf Grund vertraglicher Vereinbarun- 
gen gezahlt werden müssen und die verbesserte Bewachung 
einem unabdingbaren Erfordernis entspricht. 

Einsparung bei A Kap. 14 12 Tit. 863 61. 


14 12 ' 5 800 000,— 



643 01 


I 


I 


14 13 20 000 000,— 
553 01 


2 661 812,82 Ersatzleistungen an Gemeinden und Gemeindeverbände für 
Wege- und Straßenschäden 

Truppenübungen, die in vermehrtem Umfange im Rahmen 
größerer Verbände durchgeführt wurden, verursachten 
— bedingt auch durch Schlechtwettereinbrüche — in weit 
' größerem Umfange Wege- und Straßenschäden, als dies vor- 
: hergesehen werden konnte. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Schäden zur Vermeidung von Unfallursachen schnell- 
! stens beseitigt werden mußten. 

I Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 685 51. 


4 307 600,53 Erhaltung des Pioniermaterials 

Der Mehrbedarf ist insbesondere darauf zurückzuführen, daß 
zur Erhaltung der Pionier-Wasserfahrzeuge zwangsläufig 
Instandsetzungskosten in einem bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1969 nicht vorhergesehenen Umfang 
entstanden sind. 

Die Instandsetzungen der Pionier-Wasserfahrzeuge waren 
für die Erhaltung der Einsatzbereitschaft der Flußpionier- 
kompanien unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 553 04. 
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14 21 
515 34 

1421 
522 31 


1 700 000 — 
-114 385,74 

1 585 614,26 
1 500 000,— 


14 21 350 000,— 

539 99 


14 22 2 289 000,— 

676 05 ' 


! Erhaltung der Anlagen, Betriebseinrichtungen und Geräte 
I der technischen und der wissenschaftlichen Dienststellen so- 
wie des Güteprüfdienstes 


200 468,41 


Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung 


500 000, — I Verbrauchsmittel 

Bei Titel 515 34 sind vom Sollbetrag in 
Höhe von 1 700 000, — DM 

j für Mehrausgaben bei Titel 522 31 114 385,74 DM 

auf Grund des Haushaltsvermerks über die 

i gegenseitige Deckungsfähigkeit verwendet 

I v/orden. Mithin verfügbar 1 585 614,26 DM. 


Mit dem fortschreitenden Aufbau der technischen und wis- 
senschaftlichen Dienststellen steigen auch die Kosten für die 
I Unterhaltung, den Ersatz und die Ergänzung der Geräte so- 
i wie für Verbrauchsmittel. Diese Kosten sind nicht zu um- 
' gehen, da ein reibungsloser Erprobungsablauf und die 
i Sicherheit in den Betrieben eine ständige Wartung und In- 
standhaltung der Anlagen erfordern. 

Die Mehrausgaben waren unvorhergesehen und unabweis- 
I bar. 

j Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 537 01 und Tit. 537 02. 


95 990,49 I Vermischte Verwaltungsausgaben 

! Im Rechnungsjahr 1968 verkaufte das Bundesamt für Wehr- 
' technik und Beschaffung, Munition für Güteprüfbeschüsse. 

' Der Kaufpreis wurde damals bei Kap. 14 02 Tit. 4 a verein- 
nahmt. Eine Nachprüfung und Neuberechnung des Preises 
I ergab, daß der Kaufpreis zu hoch angesetzt war und daher 
j teilweise zurückgezahlt werden mußte. Da das Rechnungs- 
jahr 1968 abgeschlossen war, mußte der Betrag auf Kap. 
I 14 21 Tit. 539 99 übernommen werden. Der knapp bemessene 
Titelansatz reichte hierfür jedoch nicht aus. 

Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 wurde die 
Notwendigkeit einer Rückzahlung in dieser Höhe nicht vor- 
hergesehen. Da die Firma einen Rechtsanspruch auf Rück- 
zahlung hatte, war die Mehrausgabe unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 552 21. 


1 207 846,71 Kosten der Teilnahme der Bundesrepublik an NATO-Pro- 
duktionsgemeinschaften für neue Waffensysteme 

Bei der Mehrausgabe handelt es sich um den deutschen Bei- 
trag zu den Verwaltungskosten der 1969 gemeinsam mit 
Großbritannien und Italien gegründeten NATO-Multi-Role 
Combat Aircraft (MRCA) Entwicklungs- und Produktionsge- 
meinschaft (NAMMO). 

Die Ausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, 
weil sie in Erfüllung internationaler Verpflichtungen zu 
leisten war. 

■ Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 676 11. 
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14 23 1 

1 050 000,— 

71 663,74 

1 Überführung und Bestattung verstorbener Soldaten 


532 11 Der Mehrbedarf beruht auf erhöhten Ausgaben infolge der 

Preisentwicklung und auf einer Zunahme der Todesfälle. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
weil der Bedarf nur geschätzt werden kann und der Bund 
zur Leistung verpflichtet ist 

} 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit 643 16. 


Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 


15 01 223 400,— 

513 01 


15 01 106 000 — 

527 01 


37 815,32 Post- und Fernmeldegebühren 

Dienstliche Ferngespräche, zusätzliche Einrichtungskosten 
sowie erhöhte laufende Miet- und Wartungsgebühren der 
im Jahre 1969 notwendig gewordenen Erweiterung der Fern- 
sprechmietanlage führten zu unvermeidbaren Mehrausgaben. 
Die Mehrausgaben beruhten auch auf Personalverstärkung 
sowie auf Intensivierung aller Arbeiten auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens, insbesondere der gesundheitlichen Auf- 
klärung und der Öffentlichkeitsarbeit. 

Trotz sparsamer Handhabung des Fernsprechverkehrs war 
eine Steigerung der Fernsprechgebühren nicht zu verhindern. 

Auf Grund der Personalverstärkung mußten im Hause IV 
— Karl-Finkelnburg-Str. 19 • — weitere Dienstzimmer einge- 
richtet und mit Fernsprecheinrichtungen mit sechs Leitungen 
versehen werden. 

Weiterhin teilte das Fernmeldeamt Bonn mit Schreiben vom 
10. Juli 1969 mit, daß die Anschlußleitungen der Nebenstel- 
lenanlage überlastet sind. Aufgrund des Prüfungsergebnis- 
ses mußten die bisherigen Anschlußleitungen um acht 
Hauptanschlüsse vermehrt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und aus den ge- 
nannten Gründen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 15 05 Tit. 532 02. 


10 468,67 Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

Infolge der ständigen Intensivierung der Arbeiten auf dem 
Gebiet des Gesundheitswesens war es auch bei Anlegung 
eines strengen Maßstabes nicht zu vermeiden, daß die Zahl 
der unumgänglich notwendigen Inlandsreisen der Bedienste- 
ten des Bundesministeriums für Gesundheitswesen zugenom- 
men hat. 
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noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 

Um die Zusammenarbeit mit allen auf dem Gesundheitssek- 
tor tätigen Dienststellen und anderen Institutionen sicher- 
zustellen, waren die im Rechnungsjahr 1969 durchgeführten 
Reisen unabdingbar. Außerdem erforderten die im Herbst 
1969 durchgeführten Fachkongresse und Veranstaltungen 
aus gesundheitspolitischen Gründen die Teilnahme von Be- 
diensteten des Ministeriums. Darüber hinaus war im Rah- 
men des weiteren Ausbaues des Bundesgesundheitsamtes 
eine größere Anzahl von Reisen nach Berlin notwendig. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und aus den vor- 
stehend genannten Gründen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 15 05 Tit. 532 02. 


15 02 
532 02 


70 000,— 


23 644,27 


Erfüllung von Aufgaben des internationalen Gesundheits- 
wesens 


Aus diesen Haushaltsmitteln wurden u. a. die Kosten für die 
fremdsprachliche, organisatorische und fachliche Vorberei- 
tung von Konferenzen usw. sowie für die Erfüllung der aus 
der Mitgliedschaft sich ergebenden sonstigen Verpflichtun- 
gen bestritten. 

Aus politischen Gründen kann das Komitee für Analysen- 
methoden und Probenahme der Joint FAO/WHO Codex 
Alimentarius Commission bis auf weiteres nicht mehr in 
Berlin tagen. Die 5. Sitzung des Codex Komitees für „Ana- 
lysenmethoden und Probenahme" war deshalb nach sorg- 
fältiger Prüfung und Fühlungnahme mit dem Auswärtigen 
Amt Anfang Dezember 1969 von Berlin nach Köln verlegt 
worden. 

Da die technischen Einrichtungen des Bundesgesundheits- 
amtes nicht mehr in Anspruch genommen werden können, 
ergaben sich Mehrkosten für Saalmiete und die Inanspruch- 
nahme einer Simultananlage. 

In der 6. Generalversammlung vom 4./14. März 1969 hatte 
die Gemeinsame FAO/WHO Codex Alimentarius Commis- 
sion beschlossen, wegen des starken Arbeitsanfalles die 
5. Sitzung des Codex Komitees um einige Tage zu verlän- 
gern. 

Die Welt-Gesundheits-Organisation hatte im Jahre 1969 
für die 19. Tagung des Regionalkomitees in Budapest und 
das WHO-Seminar in Hannover erstmalig die deutsche Spra- 
che als offizielle Konferenzsprache der WHO zugelassen. 

Für die genannten Maßnahmen entstanden dem Bund zu- 
sätzliche Kosten, die auf Grund der rechtlichen Verpflichtun- 
gen unabweisbar waren. Die Mehrausgabe war unvorherge- 
sehen. 

Einsparung bei Kap. 15 05 Tit. 532 02. 
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15 02 15 839 300 — 

686 01 


19 078,66 I Beitrag zur Welt-Gesundheits-Organisation 

Der Beitrag an die Welt-Gesundheits-Organisacion war in 
j US-Dollar zu zahlen. Die Veranschlagung der Mittel im DM- 
I Gegenwert erfolgte nach den für die Haushaltsaufsteilung 
; geltentenden Richtlinien. Wegen der später eingetretenen 
I Erhöhung des Umrechnungskurses reichten die veranschlag- 
ten Mittel jedoch nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf Rechtsver- 
pflichtung beruht; sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 15 05 Tit. 532 02. 


15 03 860 000, — 140 177,85 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

01 l. Ende 1968 wurden die Gebäude Berlin-Dahlem, Thiel- 

allee 68 und Unter den Eichen 84 b und c, gekauft sowie 
' ein Fertighaus auf dem Gelände des Max-von-Petten- 

! kofer-Instituts für die Abteilung Erforschung von Um- 

weltschäden und Zivilisationskrankheiten errichtet. Die 
I erforderlichen Hausbewirtschaftungskosten waren nicht 

I i vorherzusehen. 

I I ; _ 

I 2. Durch die Inbetriebnahme des Isolierhauses im Max-von- 

Pettenkofer-Institut mit seinen Dauerbetriebsanlagen wa- 
ren Auswirkungen auf Versorgungsleistungen entstanden, 
die in diesem Ausmaß bei der Aufstellung des Haushalts 
1969 nicht zu übersehen waren (Strom, Gas, Be- und Ent- 
wässerung). So wurde davon ausgegangen, daß eine all- 
mähliche Nutzung dieses Hauses eintreten würde. Dem- 
gegenüber zeigte es sich jedoch, daß, bedingt durch die 
vorher eingeschränkten Arbeitsmöglichkeiten der Veteri- 
närabteilung, der Betrieb in den Laboratorien in großem 
I Umfange aufgenommen wurde. So war z. B. die ther- 

I , mische Abwasserdesinfektionsanlage, die bei den Arbei- 

ten mit Infektionserregern eingesetzt werden muß, 
von Anbeginn sofort betrieben worden mit der Folge 
eines in dieser Größenordnung nicht absehbar gewesenen 
Verbrauchs an Heizöl. Ferner hat der ungewöhnlich heiße 
Sommer im Jahr 1969 außerordentlich hohe Kühlleistun- 
gen mit den entsprechenden Auswirkungen auf den Ener- 
I gieverbrauch erforderlich gemacht (Dauerbetrieb der Käl- 

j tekompressoren). 

: 3. Die Errichtung der Zentralen Versuchstieranlage zog 

zwangsläufig die Umgestaltung von Tierställen in Tier- 
laboratorien nach sich (Einbau von Be- und Entlüftungs- 
i sowie Be- und Entwässerungsanlagen), deren spezielle 

Nutzung, teilweise im 24-Stundenbetrieb, einen in diesem 
Umfange nicht vorhersehbar gewesenen erhöhten Be- 
darf an Strom sowie an Mitteln zur Sicherung der 
Hygiene, wie Wasser und Desinfektionsmittel, erforder- 
i ! lieh machten. 
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noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit • — 

4. Schließlich führten die nach Aufstellung des Haushalts 
1969 eingetretenen Preissteigerungen zu unabweisbaren 
Mehrausgaben. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen, weil bei der Ver- 
anschlagung die Ausgaben für Versorgungsleistungen, 
die mit der Inbetriebnahme des Isolierhauses und der 
I Errichtung einer Zentralen Versuchstieranlage entstehen 
würden, schwer zu schätzen waren und weder die Bewirt- 
schaftungskosten für die neu erworbenen Gebäude noch 
, die Preissteigerungen bei der Aufstellung des Haushalts 

' berücksichtigt werden konnten. 

! Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Aufgaben 

des Bundesgesundheitsamtes mit dem dazugehörigen Be- 
trieb von Laboratorien keine Drosselung von Versor- 
gungsleistungen zuließ und vertragliche Verpflichtungen 
zur Leistung fälliger Zahlungen bestanden. 

Einsparung bei Kap. 15 03 Tit. 422 01. 


15 03 27 700, — 83 229,39 | Vermischte Verwaltungsausgaben 

539 99 Die zusätzlichen Mittel wurden benötigt: 

I 1. Zum Ausgleich von Schadenersatzforderungen wegen der 

schweren Beschädigung einer Phytotronanlage in der 
Außenstelle Düsseldorf des Instituts Wasser-, Boden- und 
Luflhygiene des Bundesgesundheitsamtes, die dem Bun- 
desgesundheitsamt leihweise überlassen worden war, 

2. für weitere Stellenausschreibungen, für Vorstellungsrei- 
sen sowie für Transportkosten wegen der Verlegung des 
Labors für Dosimetrie und Strahlenphysik nach Neuher- 
berg, bei der durch das Verladen hochempfindlicher 
Apparaturen eine unvorhersehbare hohe Anzahl von 
i Packerstunden entstanden war, die bei der Kostenermitt- 
; lung nicht berücksichtigt werden konnte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und aus den vor- 
stehend genannten Gründen unabweisbar. 

' Einsparung bei Kap. 15 03 Tit. 45101, Tit. 532 04 und Tit. 

71201. 


15 03 15 000, — 18 304,70 Erstattung an die Versorgungsanstalt des Bundes und der 

— Länder für Zahlungen zur Angleichung der Renten von aus- 

geschiedenen Arbeitnehmern und ihren Hinterbliebenen, die 
vor der Übernahme der Institute des ehemaligen Reichsge- 
sundheitsamtes durch den Bund im Dienste des Landes Ber- 
lin standen 

Den bei der Gründung des Bundesgesundheitsamtes aus dem 
Dienst des Landes Berlin in den Bundesdienst übernomme- 
nen Arbeitnehmern war vom Bundesgesundheitsamt eine 
I 1 i Versorgungszusicherung erteilt worden. Danach wurden 
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noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 

diese Arbeitnehmer beim Ausscheiden aus dem Arbeitsver- 
hältnis zum Bund durch Eintritt des Versicherungsfalles so 
gestellt, als wenn sie seit Beginn des Arbeitsverhältnisses 
beim Land Berlin bei der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder in Karlsruhe versichert gewesen wären. 

Die Berechnung der Unterschiedsbeträge zwischen der bis- 
herigen VBL-Rente und den unter Berücksichtigung der beim 
Land Berlin verbrachten Dienstzeit neu festgesetzten Bezü- 
gen fiel allein in die Zuständigkeit der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder. Sie konnte vom Bundesgesund- 
heitsamt weder vorgenommen noch nadigeprüft werden, da 
die versicherungstechnischen Merkmale der früheren Arbeit- 
nehmer nicht bekannt waren. Die im Haushalt veranschlag- 
ten Mittel konnten daher nur geschätzt werden. Nach den 
bisherigen Erfahrungen hätte der Betrag von 150 000 DM 
auch ausreichen müssen, da die Gesamtausgleichsbeträge 
größtenteils geringfügig waren und nur in einzelnen Fällen 
zwischen 3000 DM und 4000 DM lagen. Die VBL hatte je- 
doch in zwei Fällen höhere Ausgleichsbeträge errechnet, so 
daß allein schon hierdurch ein unvorhergesehener Mehrbe- 
darf entstanden ist. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf Rechtsver- 
pflichtung beruhte. 

Einsparung bei Kap. 15 03 Tit. 422 01. 


19 01 
518 02 


Einzelplan 19 — Bundesverfassungsgericht — 


8 000 ,— 


17 304,— 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 

Der Mehrbedarf beruht auf den Kosten des Neudrucks des 
Nachschlagewerks zur Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war wegen der 
Bedeutung des Nachschlagewerks für politische Instanzen, 
Behörden, Institute und Rechtsanwälte unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 19 01 Tit. 517 01. 


20 01 
51301 


164 000,—- 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


27 994,17 


Post- und Fernmeldegebühren 

Die veranschlagten Mittel reichten trotz sparsamster Wirt- 
schaftsführung nicht aus. Der Mehrbedarf beruht insbeson- 
dere auf den höheren Wartungskosten für die 1968 umge- 
baute und erweiterte Fernsprechwählanlage und ihrer er- 
höhten Inanspruchnahme zur Vermeidung des oft umständ- 
lichen Schriftwechsels. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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noch Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 

20 01 

740 000,— 

171 373,02 

Reisekostenvergütungen für Inlandsreisen 

527 01 

i 

1 



Trotz Sparmaßnahmen reichte der Haushaltsansatz insbe- 
sondere infolge Erhöhung der Tage- und Übernachtungsgel- 
der ab 1. Januar 1969 nicht aus. Die Mehrausgabe war er- 
forderlich, um die unbedingt notwendigen örtlichen Prüfun- 
gen und Erhebungen durchführen zu können. Eine Einschrän- 
kung der gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungstätigkeit war 
nicht vertretbar. 




Die Mehrausgabe entsprach einem unabweisbaren Bedürfnis. 
Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


23 01 
527 01 


23 01 
527 02 


Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


78 000 — 


12 174,94 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Der Mehrbedarf ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, 
daß unvorhergesehene Dienstreisen vorgenommen werden 
mußten zur Durchführung 

dringend erforderlich gewordener Verwaltungsprüfungen bei 
den Zuwendungsempfängern, 

weiterer Ausbildungsseminare beim Deutschen Institut für 
Entwicklungspolitik in Berlin und 

von Maßnahmen im Zusammenhang mit der am 1. Juli 1969 
errichteten Bundesstelle für Entwicklungshilfe in Frankfurt/ 
Main (Besprechungen beim BAW, BRH, bei der GAWI und 
anderen Behörden). 


Die Durchführung der Dienstreisen war aus Gründen der 
Organisation und der Koordnierung der Entwicklungshilfe- 
aufgaben sowie im Interesse einer verstärkten Örtlichen Prü- 
fung der zahlreichen im Rahmen der Entwicklungshilfe täti- 
gen Zuwendungsempfänger notwendig und unabweisbar. 


Außerdem hat die Erhöhung der Tage- und Ubernachtungs- 
gelder ab 1. Januar 1969, die bei der Bemessung des Ansat- 
zes 1969 noch nicht vorauszusehen war, zu einem. Mehrbe- 
darf geführt. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 531 14. 


750 000,— 


90 543,04 


Reisekosten Vergütungen für Auslandsdienstreisen 


Der Mehrbedarf ergab sich zum Teil als zwangsläufige Aus- 
wirkung der am 1. September 1969 in Kraft getretenen Er- 
höhung der Auslandsreisekosten-Verordnung, die bei der 
Veranschlagung der Mittel nicht berücksichtigt werden 
konnte. 

Ferner traten im Rechnungsjahr 1969 folgende nicht voraus- 
sehbare Umstände und Ereignisse ein, die zusätzliche Dienst- 
reisen verursacht haben: 
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I 

! 


23 02 j 8 985 600 — 


685 03 


t 

I 


i 


Im Zusammenhang mit der Wiederaufnahme diplomatischer 
Beziehungen zur Arabischen Republik Jemen waren Ver- 
handlungen über entwicklungspolitische Hilfsmaßnahmen so- 
wie Untersuchungen erforderlich, ob und inwieweit die vor 
! Abbruch der diplomatischen Beziehungen eingestellten Pro- 
I jekte der Technischen Hilfe fortgeführt werden konnten und 
i in welchem Umfange Nahrungsmittellieferungen notwendig 
j waren. 

Aus Anlaß der Überschwemmungskatastrophe in Tunesien 
hat es die Bundesregierung einem tunesischen Wunsche ent- 
I sprechend für unerläßlich gehalten, Straßenbausachverstän- 
! dige in das Katastrophengebiet zur Feststellung der Schäden 
i und zur Unterbreitung von Vorschlägen zur Schadensbesei- 
I tigung zu entsenden. 

I Im Hinblick auf die schwierige Ernährungslage in den Ent- 
wicklungsländern, die insbesondere durch den Proteinman- 
gel gekennzeichnet ist, war es aus entwicklungspolitischen 
Gründen notwendig, durch Versuche in einigen tropischen 
und subtropischen Entwicklungsländern zu prüfen, ob die in 
I der Bundesrepublik entwickelte Grünalgentechnologie an- 
wendbar ist. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 686 25. 


602 660, — I Deutsche Stiftung für Entwicklungsländer 

Die Mehrausgabe ist auf die am 1. Januar 1969 in Kraft ge- 
tretene Erhöhung der Tarife für Angestellte im öffentlichen 
I Dienst sowie auf die Zahlung eines Überbrückungsgeldes 
j von 300 DM an die Angestellten und Arbeiter zurückzufüh- 
I ren. Die unvorhergesehenen Ausgaben mußten auf Grund 
i von Rechtsansprüchen geleistet werden. 

Ferner sind der DSE durch den Bezug des neuen Dienstge- 
bäudes in Berlin, Rauchstraße 22, unerwartet hohe Bewirt- 
schaftungskosten entstanden, die unabweisbar waren. 

Eine Deckung der Mehrausgaben innerhalb des Wirtschafts- 
plans der DSE war nicht möglich, weil dies zu einer nicht 
vertretbaren Einschränkung der entwicklungspolitischen Auf- 
gaben der DSE geführt hätte. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 666 01. 


23 02 
686 24 


87 000 000,— I 


12 000 000 ,— 


Nahrungsmittelhilfe für Entwicklungsländer im Rahmen des 
Weltgetreideabkommens 


Aufgrund der Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 290/ 
69 des Rates vom 17. Februar 1969 (Aufbringungsverord- 
I nung) in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 832/69 
vom 6. Mai 1969 war die Bundesrepublik Deutschland ver- 
pflichtet, über den deutschen Lieferanteil von 320 000 t Ge- 
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noch Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 

treide hinaus, für die EWG-Nahrungsmittelhilfe-Gemein- 
schaftsaktionen im Getreidewirtschaftsjahr 1968/69 zusätz- 
lich 50 000 t Getreide aufzubringen. Diese überproportiona- 
I I len Lieferungen konnten von der Kommission im Verwal- 

I tungsausschuß „Getreide" entsprechend ihren Rechten aus 

der Aufbringungsverordnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land auferlegt werden. Die Bundesrepublik Deutschland war 
' zur Lieferung des Getreides und zur Vorfinanzierung der 
Kosten verpflichtet. Die Mehrausgaben fielen bezüglich des 
Schenkungsanteils dem Einzelplan 23 und hinsichtlich des Er- 
stattungsanteils dem Einzelplan 10 zur Last. 

Die Mehraufwendungen für diese überproportionalen Liefe- 
rungen beruhten auf rechtlichen Verpflichtungen und waren 
somit unabweisbar. Sie konnten nicht vorhergesehen wer- 
den, da bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 
nicht zu übersehen war, in welchem Umfange überpropor- 
tionale Getreidelieferungen von der Bundesrepublik aufzu- 
bringen waren. 

j Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 686 25. 


apl. 669 200,— 

23 03 (übertragen 

von Kap. 09 05) 


*) 605 119,41 Bundesstelle für Entwicklungshilfe 

Die Bundesstelle für Entwicklungshilfe wurde nach Zustim- 
mung des Bundeskabinetts vom 19. Februar 1969 durch Er- 
laß des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
vom 1. Juli 1969 am gleichen Tage errichtet. Für den Auf- 
bau der BundessLelle und deren Ausstattung standen Haus- 
i haltsmittel nicht zur Verfügung, da bei Aufstellung des Bun- 
I deshaushaltsplans 1969 die Errichtung der Bundesstelle für 
Entwicklungshilfe nicht vorherzusehen war. Für die Dienst- 
stelle mußte deshalb innerhalb des Einzelplans 23 das Kapi- 
tel apl. 23 03 neu eingerichtet werden. Mit der Errichtung der 
Bundesstelle sind die Aufgaben der Abteilung IV des Bun- 
1 desamtes für gewerbliche Wirtschaft von der Bundesstelle 
I übernommen worden. Die für die Abteilung IV des BAW 
i bei Kap. 09 05 veranschlagten Stellen und Mittel im Gesamt- 
I betrag von 669 200 DM wurden gemäß § 14 Abs. 1 HG 
; 1969 auf das Kap. apl. 23 03 übertragen. Die darüber hinaus 

erforderlichen Mittel in Höhe von 605 119,41 DM sind inner- 
halb des Einzelplans 23 gedeckt worden. 

1 Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 173. Sitzung am 18. Juni 1969 von der Einrichtung 
eines außerplanmäßigen Kapitels 23 03 und von der über- 
! tragung von Planstellen und Mitteln aus Kap. 09 05 — Bun- 
j desamt für gewerbliche Wirtschaft — zustimmend Kenntnis 
j genommen. 

I Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 686 25. 
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Einzelplan 24 - 

- früher: Bundesschatzminister — 

24 01 

18 600,— 

17 357,86 

Erwerb von Dienstfahrzeugen 


811 01 


Die für die Ersatzbeschaffung eines Ministerwagens ver- 
anschlagten Mittel reichten nicht aus, weil anstelle eines 
Kraftwagens des Typs Mercedes 250 S in Übereinstimmung 
mit dem Grundsatzbeschluß des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages vom 2. Juli 1969 ein Wagen des 
Typs Mercedes 280 S beschafft wurde. Außerdem wurde für 
den Staatssekretär ein neuer Wagen des Typs Mercedes 250 
beschafft, weil der bisher von ihm benutzte Wagen des Typs 
Mercedes 230 als Ersatz für einen ausgefallenen Abteilungs- 
leiterwagen verwendet wurde. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 24 01 Tit. 519 01. 


24 02 


apl. 
831 01 


*) 37 200 000 — 


Finanzierung der Saarbergwerke AG, Saarbrücken 

Übernahme der den Saarbergwerken entstehenden Auf- 
wendungen aus: 


a) Kapitalerhöhung bei ihrer Tochtergesell- 
schaft Erdölwerke Frisia AG 


16,2 Mio DM 


b) Ausübung der auf die freien Frisia- 

Aktionäre entfallenden Bezugsrechte 11,7 Mio DM 


c) Übernahmeangebot an die freien Frisia- 

Aktionäre (70 Vo auf nom. rd. 13 Mio DM) 9,1 Mio DM 

d) Börsenumsatzsteuer und sonstige Neben- 
kosten 0,2 Mio DM 


37,2 Mio DM 

Diese Aufwendungen waren im Zusammenhang mit der 
Sanierung der Frisia erforderlich, die infolge des nicht vor- 
hersehbaren Preisverfalls in der Mineralölbranche seit Früh- 
jahr 1969 mit erheblichen Verlusten arbeitete. 

Die Ausgabe war zur Vermeidung der Liquidation der Frisia 
unabweisbar. Die Saarbergwerke waren infolge ihrer eigenen 
schlechten Ertrags- und Finanzlage nicht imstande, den Be- 
trag aus eigener Kraft aufzubringen. 

Außerplanmäßige Haushaltsausgabe zu Lasten des Gesamt- 
haushalts. 


24 03 
517 01 


33 000 000,— 


357 808,36 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Im Laufe des Rechnungsjahres 1969 wurde eine unerwartet 
große Anzahl von Wohnungen von den Stationierungsstreit- 
kräften freigegeben. Die Anzahl der zu bewirtschaftenden 
Liegenschaften hatte sich dadurch wesentlich erhöht, so daß 
die verfügbaren Ausgabemittel nicht ausreichten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 
Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 713 05. 
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noch Einzelplan 24 — früher: Bundesschatzminister — 


24 03 ' 1 000 000,— ! 

518 01 I i 


240 978,26 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Wegen Erhöhung der Mieten, Pachten und Nutzungsentschä- 
digungen reichten die veranschlagten Mittel nicht aus. Die 
Mehrausgabe war aufgrund der vertraglichen Verpflichtun- 
gen unabweisbar; sie war unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 713 02. 


24 03 I 43 000 000,— 
51901 : 


1 469 338,67 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen des 
allgemeinen Sachvermögens 

Für die Erneuerung bzw. den Ersatz von Gasversorgungs- 
leitungen und Gasgeräten in bundeseigenen Liegenschaften, 
die durch die Umstellung der Gasversorgung in mehreren 
Städten auf Erdgas bedingt war, mußten erhebliche Ausgaben 
geleistet werden, die nicht vorherzusehen waren. Außerdem 
hatten die Stürme im Frühjahr und im Monat Juli 1969 teil- 
weise schwere Schäden an bundeseigenen Liegenschaften 
verursacht, so daß wesentlich umfangreichere Bauunter- 
haltungs- und Instandsetzungsarbeiten erforderlich waren. 


.Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil der Bund als Vermieter zur Durchführung der er- 
forderlichen Instandsetzungsarbeiten vertraglich verpflichtet 
ist. Die möglichst umgehende Beseitigung der aufgetretenen 
Sturmschäden war außerdem wegen der teilweise bestehen- 
den Unfallgefahren dringend geboten. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 713 05. 


24 03 
532 02 


24 03 j 
532 04 I 


500 000,-1 

j 

i 


I 


250 000,— 


2 783 925,44 


I 


Ausgaben aus Anlaß der Übergabe von Liegenschaften des 
Reiches an den Bund bzw. aus Anlaß der Abgabe vom Bund 
an andere Rechtsnachfolger 

Zur Abgeltung der Ansprüche nach dem RVermG mußten an 
das Land Schleswig-Flolstein unvorhergesehen in einem Falle 
3 Millionen DM zurückgezahlt werden. Es handelte sich da- 
bei um einen vom Bund in den Vorjahren vereinnahmten 
Kaufpreis für eine Liegenschaft, die dem Land Schleswig- 
Flolstein gemäß Artikel 134 GG in Verbindung mit dem 
RVermG zugesprochen wurde. 

Die Mehrausgabe war aufgrund der bestehenden rechtlichen 
Verpflichtung unabweisbar; sie war unvorhergesehen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


59 942,29 Vermischte Ausgaben für das allgemeine Sachvermögen 
(ohne Forsten) 

Bei mehreren Grundstücksverkäufen mußten nach amtlicher 
Vermessung der Grundstücksflächen unerwartet hohe Teil- 
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betrage der in den Vorjahren vereinnahmten Kaufpreise zu- 
rückgezahlt werden, da die verkauften Grundstücke kleiner 
als ursprünglich angenommen waren. 

Die Mehrausgabe war deshalb unvorhergesehen. Sie war 
unabweisbar, da aufgrund der Vertragsvereinbarungen der 
Bund zur alsbaldigen Zurückzahlung der zuviel vereinnahm- 
ten Kaufpreisteilbeträge verpflichtet war. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 713 02. 


24 03 j 4 900 000,— 
532 12 ! 


24 03 
653 06 


900 000,— 


! 


24 03 
712 02 


769 116,75 Bewirtschaftung der Forsten 

Im Fortswirtschaftsjahr 1969 mußten aus militärischen Grün- 
den zahlreiche Sondermaßnahmen durchgeführt werden, die 
unabweisbar waren und in diesem Umfang nicht vorgesehen 
werden konnten. Die dadurch bedingten Mehrausgaben 
konnten nur teilweise durch Zurückstellung planmäßiger 
Forstbewirtschaftungsmaßnahmen aufgefangen werden. 

j Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 713 09. 


170 943,28 Deckung von Anliegerbeiträgen für bundeseigene Grund- 
stücke des allgemeinen Sachvermögens 

Mehrere Gemeinden haben im Rechnungsjahr 1969 in un- 
erwartetem Umfang Anliegerbeiträge vom Bund gefordert. 
Die Ausgaben konnten nicht vorhergesehen werden, da Höhe 
und Fälligkeit der einzelnen Anliegerbeiträge bei Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1969 noch nicht bekannt 
waren. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da aufgrund der ergan- 
genen, rechtskräftigen Beitragsbescheide für den Bund eine 
rechtliche Verpflichtung zur Zahlung der Anliegerbeiträge 
bestand. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 713 02. 

114 459,91 Berlin 30, Von-der-Heydt-Straße 18, Wiederaufbau für 
Zwecke der Bundesregierung 

An dem unter Denkmalschutz stehenden Gebäude mußten 
zur Substanzerhaltung dringende Instandsetziingsmaß- 
nahmen durchgeführt werden. Es handelte sich dabei ins- 
besondere um Dacharbeiten und Oberflächenschutzmaß- 
' nahmen an den Stahlprofilen der Decken, um deren Zer- 
störung durch Rost zu verhindern. 

Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 war nicht 
vorherzusehen, ob und in welchem Umfang Instandsetzungs- 
maßnahmen durchzuführen sind, zumal über die weitere Ver- 
wendung des Gebäudes noch keine Entscheidung getroffen 
ist. Die Ausgabe war aus den o. a. Gründen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 713 05. 
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noch Einzelplan 24 — früher: Bundesschatzminister — ■ 


24 03 
712 03 


9 500 000,^ I 


I 


24 04 
517 01 


194 900,— 


12 493 164,58 Herrichtung und Umbau von Wohnsiedlungen, die von 
j Stationierungsstreitkräften freigegeben worden sind 

j Infolge von Truppenverlegungen haben die Stationierungs- 
streitkräfte im Rechnungsjahr 1969 eine unerwartet große 
I Anzahl von Wohnungen und Einfamilienhäusern freigege- 
I ben. Mit den Instandsetzungsarbeiten mußte unmittelbar 
I nach Übernahme der Wohnungen begonnen werden, damit 
j möglichst bald Mieteinnahmen erzielt und, da die fertig- 
i gestellten Wohnungen überwiegend an Angehörige der 
Bundeswehr vermietet werden, Trennungsgelder eingespart 
werden konnten. Auch aus Gründen der Substanzerhaltung 
war die sofortige Instandsetzung dringend erforderlich. Die 
I veranschlagten Mittel reichten deshalb nicht aus. 

' Die Mehrausgabe war aus den o. a. Gründen unabweisbar; 
sie war unvorhergesehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 179. Sitzung am 3. Juli 1969 von der überplanmäßigen 
Haushaltsausgabe bis zur Höhe von 10 Millionen DM zu- 
I stimmend Kenntnis genommen. 

I Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 862 51. 


62 993,78 j 

I 

j 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Dienst- 
leistungs- und Bewirtschaftungskosten erheblich angestiegen 
waren, in allen Diensträumen durch den anhaltenden Win- 
ter erhöhte Heizungskosten und bei den Auslandsbau- 
loitungen wesentlich höhere Bewirtschaftungskosten ent- 
standen sind, als bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1969 vorhergesehen werden konnten. 


Die Mehrausgabe war unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 24 04 Tit. 711 01 . 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen — 


25 01 
811 01 


17 500,— 


29 750,48 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Aufgrund des Gutachtens des technischen Beamten für das 
Kraftfahrzeugwesen beim BMF vom 14. März 1969 war ein 
Dienstkraftwagen auszusondern. Als Ersatzfahrzeug wurde 
ein Mercedes Benz 200 beschafft; Mehrausgabe rd. 3100 DM. 

Die für die Ersatzbeschaffung eines Ministerwagens ver- 
anschlagten Mittel von 17 500 DM reichten nicht aus, weil 
sich das Typen-Programm der Firma Mercedes Benz ver- 
ändert hatte und die Anschaffung eines Autotelefons er- 
forderlich wurde; Mehrausgabe rd. 9600 DM. 


83 



Drucksache VI/ 1054 Deutscher Bundestag — • 6. Wahlperiode 



1 An über- und 

Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1969 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 

2 

i 3 


Begründung 


4 


noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen • — 


25 02 
671 14 


200 000 — I 



Für den im Zuge der Regierungsneubildung ernannten 
Parlamentarischen Staatssekretär beim BMSt wurde ein 
weiterer Dienstkraftwagen angeschafft; Mehrausgabe rd. 
17 100 DM. 

Die Anschaffung der Dienstkraftwagen im Rechnungsjahr 
I 1969 war unabweisbar. Ein Hinausschieben der unvorher- 
j gesehenen Mehrausgaben in das nächste Rechnungsjahr war 
I nicht möglich. Die Kraftfahrzeuge werden in vollem Umfange 
I für die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes benötigt. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 681 01. 

i 

I 

37 495,35 Kosten der Freimachung und Bereithaltung von Wohnungen 
für Bundesbedienstete 

I Im Rechnungsjahr 1969 sind für die Freimachung von Woh- 
j nungen für Bundesbedienstete erhöhte Aufwendungen ent- 
j standen, die in diesem Umfang bei Aufstellung des Bundes- 
I haushaltsplans 1969 nicht vorhergesehen werden konnten. 

, Der Einsatz der Mittel erfolgte nach der im Einvernehmen 
mit den Bundesministern der Finanzen und des Innern er- 
lassenen Richtlinie 7/63. 

Durch die Freimachung von dem Besetzungsrecht des Bundes 
unterliegenden Wohnungen werden mit geringen Umzugs- 
kosten Bundesdarlehen für die Schaffung neuer Wohnungen 
erspart. Eine Verlagerung der Mehrausgabe in das folgende 
Rechnungsjahr war nicht möglich. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 662 14. 


25 02 I 580 000 000,— 
882 01 ; 


28 362 500,55 


Prämien nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 

Der Haushaltsansatz wurde unter Zugrundelegung des bis- 
herigen Erfahrungssatzes für das Rechnungsjahr 1969 gegen- 
über dem des Vorjahres um etwa 6 v. H. erhöht, um den er- 
warteten Mehrbedarf an Prämienmitteln des Rechnungs- 
jahres 1969 zu decken. Der Ansatz reichte jedoch zur Er- 
füllung der Anforderungen nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Ein Hinausschieben 
der Prämienausgaben in das kommende Rechnungsjahr war 
nicht möglich, da ein Rechtsanspruch der Länder auf Bereit- 
stellung der Mittel gemäß § 7 des Wohnungsbau-Prämien- 
gesetzes besteht. Die Mehrausgabe war deshalb unabweisbar. 

Einsparung in Höhe von 528 000 DM bei Kap. 25 02 
Tit. 681 01; im übrigen Mehrausgabe zu Lasten des Gesamt- 
haushalts. 


84 



Deutscher Bundestag — • 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1054 


Kap 
Tit. 

‘ DM 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


Haushalts- 

betrag 

1969 


1 : 2 3 


Begründung 




Einzelplan 26 — früher: Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 02 
671 04 


13 500 000 — i 


26 02 
684 04 


2 755 000 — 


I 

j 

i 


2 385 964,91 | Kosten der Rückführung von Deutschen 


j Infolge verstärkter Aussiedlung aus der Tschechoslowakei 
I und dem polnischen Raum reichten die veranschlagten Mittel 
i nicht aus. 

i Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 waren die 
Aussiedlerzahlen rückläufig. Die Mehrausgabe war deshalb 
S unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, da der Bund nach 
^ dem Ersten Überleitungsgesetz verpflichtet ist, die außerhalb 
des Bundesgebietes entstehenden Aufwendungen zu tragen. 

1 Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 


32 490, — I Kosten der Familienzusammenführung und Repatriierung 
von Deutschen 

Der DRKnSuch dienst in Hamburg hat auf Grund der Ver- 
gütungstarifverträge Nr. 6 zum BAT vom 3. Dezember 1967 
(GMBl. 1968 S. 53) und Nr. 7 vom 1. Februar 1969 (GMBl. 1969 
I S. 82) die Vergütungen seiner Angestellten erhöht. Hinzu 
i kamen Verbesserungen des Ortszuschlages und der jähr- 
' liehen Sonderzuwendungen. 

Hierdurch reichten die veranschlagten Mittel nicht aus. Die 
Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, 
da sie auf Rechtsverpflichtung beruhte. 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 681 09. 


27 01 
515 01 


27 01 
811 01 


Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


88 700,— 


18 065,92 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Für den beim Bundesministerium für innerdeutsche Be- 
ziehungen im Rahmen der Neuorganisation der Bundes- 
regierung erstmals ernannten Parlamentarischen Staats- 
sekretär sowie für seinen Persönlichen Referenten und seine 
Sekretärin mußten Dienstzimmerausstattungen beschafft 
werden. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 02. 


49 900,— 


24 424,19 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


1. Für den beim Bundesminister für innerdeutsche Beziehun- 
gen im Rahmen der Neuorganisation der Bundesregierung 
erstmals ernannten Parlamentarischen Staatssekretär 
mußte ein Dienstkraftwagen des Typs Mercedes 250 be- 
schafft werden. 
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noch Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 

2. Der Dienstkraftwagen Opel-Rekord R 3, der im Rech- 
nungsjahr 1970 ausgesondert werden sollte, war infolge 
eines Verkehrsunfalls ausgefallen. Eine Instandsetzung 
dieses Dienstkraftwagens wäre nach dem vorliegenden 
Gutachten des Sachverständigen unwirtschaftlich gewesen. 
Die Ersatzbeschaffung war daher notwendig und zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebs unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1969 wurde be- 
stimmt, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

I Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 05. 


27 02 
685 01 


42 300 000,— 


48 309 370,39 


Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und volks- 
politische Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie für all- 
gemeine kulturelle Zwecke 

Die Mehrausgabe diente zur Durchführung bestimmter im 
gesamtdeutschen Interesse notwendiger Maßnahmen, die sich 
auf Grund der politischen Entwicklung zwangsläufig ergeben 
haben und nicht vorhersehbar waren. Die Ausgaben waren 
im Sinne der Zielrichtung des Fonds unerläßlich und konnten 
nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Gemäß § 2 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1969 wurde be- 
stimmt, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 29 — früher: Bundesminister für Familie und Jugend — 


29 02 I 6 500 000,— 
681 03 i 


1 602 210,67 


Beihilfen (Überbrückungsvorschüsse und Zuschüsse) an 
jugendliche Zuwanderer für ihre Schul- und Berufsausbildung 
(einschließlich Umschulung und Fortbildung) 


Der Mehrbedarf beruht auf folgenden Maßnahmen: 


1. Die wegen der politischen Verhältnisse in ihrer Heimat 
in der Bundesrepublik Deutschland um politisches Asyl 
nachsuchenden jungen Tschechoslowaken erhielten bei 
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen aus dem Ga- 
rantiefonds Ausbildungsbeihilfen. Die im Jahr 1968 be- 
gonnenen Ausbildungen wurden 1969 fortgesetzt; 

2. die Zahl der jungen Aussiedler war konstant; 

3. die Pauschalen für Studierende an nichtwissenschaftlichen 
Hochschulen wurden mit Wirkung vom 1. Januar 1969 
den Förderungssätzen des Honnefer Modells in Höhe der 
jeweiligen Landesregelung für einheimische Studierende 
angepaßt; 
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noch Einzelplan 29 — früher; Bundesminister für Familie und Jugend — 

I I 4. die Freibeträge für die Besucher von Vorstudienkursen, 

i j von Sonderkursen für zugewanderte Schüler und von 

1 j Förderschulen wurden mit Wirkung vom 1. Januar 1969 

I , ebenfalls auf die für das Honnefer Modell geltenden 

I ; Sätze angehoben; 

I j 

I i 5. die Kosten für den Förderschulbesuch von spätausge- 

I siedelten volksschulpflichtigen Kindern und Jugendlichen 

I I waren nach wie vor weitgehend aus dem Garantiefonds 

! I zu übernehmen. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

i j 

i Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 

seiner 7. Sitzung am 29. Januar 1970 von der überplan- 

I I mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

I Einsparung bei Kap. 29 02 Tit. 681 01. 


Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


73 000,— 


51 533,95 


Kosten der Prüfung und Begutachtung von Sicherheits- 
berichten durch die Reaktor-Sicherheitskommission 


Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 ist davon 
ausgegangen worden, daß die von der Reaktor-Sicherheits- 
kommission (RSK) im Jahre 1969 zu leistende Gutachter- 
tätigkeit den bis dahin üblichen Umfang nicht übersteigen 
und der für Fachhonorare aufzuwendende Betrag sich mithin 
nicht wesentlich erhöhen würde und daß im Jahre 1969 die 
RSK-Prüfungsverfahren „Kernkraftwerk Lingen" und „Kern- 
kraftwerk Obrigheim"' noch nicht abgeschlossen und daher 
für diese Verfahren noch keine Grundhonorare zu zahlen 
sein würden. Entgegen dieser Annahme mußte die RSK 
wegen einer Fülle neuartiger Sicherheitsprobleme sowohl im 
Rahmen der damals bereits laufenden als auch der im 
Jahre 1969 hinzugekommenen Prüfungsverfahren verstärkt 
eingeschaltet werden. Wider Erwarten sind auch die vor- 
bezeichneten Prüfungsverfahren schon 1969 abgeschlossen 
worden. Hierdurch stieg der Mittelbedarf für Fachhonorare 
und Reisekostenvergütungen in unvorhersehbarem Maße. 
Die den RSK-Mitgliedern für die Begutachtung dieser Pro- 
jekte zustehenden Grundhonorare wurden mithin noch im 
Rechnungsjahr 1969 fällig. 

Die Auszahlung der Honorare und Reisekostenvergütungen 
war unabweisbar und konnte nicht aufgeschoben werden. 

Einsparung bei Kap. 31 02 Tit. 685 53. 
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nodi Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


31 01 
527 02 


260 000,— 


31 01 
811 01 


19 000,— 


55 945,53 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


In nahezu allen Aufgabenbereichen des Ministeriums für Bil- 
dung und Wissenschaft mußte die internationale Aktivität 
über den vorgesehenen Umfang hinaus verstärkt werden. 
In besonderem Maße traf das für die Weltraumforschung zu. 
Die intensivierte ständige Zusammenarbeit mit der ameri- 
kanischen Weltraumbehörde (NASA), die sich insbesondere 
bei der Vorbereitung und Durchführung gemeinsamer Satel- 
liten-Vorhaben und der Sonnensonde als notwendig erwie- 
sen hat, und die langwierigen und schwierigen Verhandlun- 
gen in den USA über das künftige Intelsat-Abkommen er- 
forderten zahlreiche zusätzliche Reisen in die USA. 


Die damit verbundenen Kosten konnten bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht vorhergesehen wer- 
den. Die Mehrausgabe war auf Grund der internationalen 
Verpflichtungen für die ordnungsgemäße Durchführung 
wichtiger Weltraumprojekte und zur wirksamen Vertretung 
der deutschen Interessen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 31 02 Tit. 685 53, 


34 958,64 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Die Mittel für das Rechnungsjahr 1969 waren unter Zugrun- 
delegung von Vorgutachten des technischen Beamten für das 
Kraftfahrzeugwesen beim BMF zur Ersatzbeschaffung von 
zwei Dienstfahrzeugen (Mercedes 200 und Opel Record) ver- 
anschlagt. Die Ersatzbeschaffungen wurden entsprechend 
vorgenommen. 


Im Zuge der Neubildung der Bundesregierung ist für das 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft erstmals 
ein Parlamentarischer Staatssekretär und ein zweiter beam- 
teter Staatssekretär ernannt worden. Darüber hinaus wurde 
eine Planstelle der Besoldungsgruppe Bll aus dem Einzel- 
plan 28 auf den Einzelplan 31 übertragen. Es war deshalb 
erforderlich, zwei zusätzliche Dienstkraftfahrzeuge anzu- 
schaffen. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil für den Parlamentarischen Staatssekretär und den 
zweiten beamteten Staatssekretär unbedingt je ein Fahrzeug 
zur Verfügung stehen mußte. 

Einsparung bei Kap. 31 03 Tit. 683 15. 


31 03 


7 000 000,— 


2 872 999,60 


Sicherung der Uranversorgung 


683 23 


Der deutsche Uranbedarf kann nicht aus eigenen Vorkom- 
men gedeckt werden. Es war daher dringend notwendig, sich 
schon jetzt den Zugang zu eigenem Uran durch Beteiligun- 
gen an entdeckten Lagerstätten im Ausland zu sichern, um 
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83 700 000,— i 


i 


einen Teil des benötigten Bedarfs der deutschen Kernkraft- 
werke zu decken, zumal von der Prospektion bis zur Gewin- 
nung des Urans in der Regel etwa sechs Jahre vergehen. 

Nach einer fast zweijährigen Verhandlungszeit gelang es 
der Urangesellschaft mbH. & Co. KG, Frankfurt, sich zu an- 
nehmbaren Bedingungen an der französisch-nigerischen 
Firma Somair zu beteiligen. Mit dieser Beteiligung konnte 
erstmals eine deutsche Gesellschaft Zugang zu eigenen Uran- 
vorräten im Ausland erlangen. Aus der Lagerstätte werden 
I ab 1974 jährlich 325 sht U.^^Oh zur Verfügung stehen. Dies ist 
j ein erster ernsthafter Beitrag zur langfristigen Uranversor- 
I gung der Bundesrepublik. Unter Berücksichtigung der Ände- 
I rungen in den Währungsparitäten betrug das zu zahlende 
Aufgeld 3 829 636,44 DM, wovon 75 Vo (= rd. 2 873 000 DM) 
als Bundeszuschuß gewährt werden mußten. Dieser Betrag 
konnte aus dem vorhandenen Ansatz bei Kap. 31 03 Tit. 
683 23 nicht finanziert werden, weil darüber bereits voll für 
! Prospektion und Explorationsarbeiten im ln- und Ausland 
verfügt war. 

Die Mehrausgabe war aus den dargelegten Gründen unab- 
weisbar. Sie war unvorhergesehen, weil sich erst nach der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 erkennen ließ, 
daß eine Beteiligung an einer großen Lagerstätte für Uran 
zur Sicherung der Uranversorgung in der Bundesrepublik be- 
reits im Jahre 1969 möglich sein würde. 

' Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


20 750 000,— 


Zuschuß zum Betrieb der Gesellschaft für Kernforsdiung 
mbH (GfK) in Karlsruhe 


Die Kommission der europäischen Gemeinschaften hatte am 
23. April 1969 dem Ministerrat einen Vorschlag für ein 
Mehrjahresprogramm von Euratom vorgelegt, das entgegen 
früheren Erwartungen im Bereich der schnellen Brutreakto- 
ren lediglich ein begrenztes Programm von allgemeiner Be- 
deutung in der Anstalt Ispra der gemeinsamen Kernfor- 
schungsstelle und eine Koordinierungstätigkeit vorsieht. Auf 
eine Beteiligung an den Grundlagenprogrammen der Mit- 
gliedstaaten sollte verzichtet werden. Eine Entscheidung des 
Rates über die Fortsetzung oder Erneuerung der bis Ende 
1967 gültigen Assoziationsverträge lag bis Ende 1969 noch 
nicht vor. 


Von den im Wirtschaftsplan der GfK 1969 veranschlagten 
Einnahmen in Höhe von 23 250 000 DM auf Grund der 
Beteiligung von Euratom am Grundlagenprogramm des Pro- 
jektes „Schneller Brüter'' gemäß Assoziationsvertrag vom 
2. Mai 1963 sind daher lediglich 2 500 000 DM als rest- 
licher Anteil von Euratom aus der Zeit vor 1968 eingegan- 
gen. Mithin hatte die Gesellschaft für Kernforschung mbH, 
Karlsruhe, einen Einnahmeausfall von 20 750 000 DM. 
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I 


i 

I 

31 03 40 278 000,— 

I 

685 55 : j 


I ! 

! 

I 


Die im Rahmen dieses Assoziationsvertrages begonnenen 
Forschung- und Entwicklungsarbeiten, auf deren besondere 
Bedeutung auch im 3. Deutschen Atomprogramm hingewie- 
sen wird, mußten jedoch fortgeführt werden, weil es sich um 
langfristig ausgerichtete Arbeiten handelt, deren — wenn 
I auch nur vorübergehende — Unterbrechung oder Beein- 
I trächtigung unwiederbringlichen Schaden für den Fortschritt 
der deutschen Kernenergieentwicklung — auch im Vergleich 
zu den anderen Industrienationen — verursacht hätte. Es 
I war daher unumgänglich, den durch den unvorhergesehenen 
i Ausfall der Euratom-Zahlungen entstandenen Fehlbetrag 
durch Bereitstellung von Bundesmitteln zu decken. 

j Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung am 26. November 1969 von der überplan- 
I mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genom- 
men. 

; Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


6 292 500, — I Zuschuß zum Betrieb der Kernforschungsanlage Jülich GmbH 
(KFA) 

Im Wirtschaftsplan der Kernforschungsanlage Jülich GmbH 
waren für das Rechnungsjahr 1969 entsprechend den frühe- 
ren Verhandlungen und Erwartungen Euratom-Einnahmen 
in Höhe von 7 950 000 DM veranschlagt, und zwar 
' 6 000 000 DM für die Hochtemperaturreaktorentwick- 

' lung und 1 950 000 DM für Forschungsarbeiten auf dem 
Gebiet der Plasmaphysik. Auf Grund des Beschlusses des 
Rates der europäischen Gemeinschaften vom 11. März 1969 
beteiligte sich die Gemeinschaft lediglich mit 21 v. H. an 
den Kosten des Jahres 1969 für Arbeiten auf dem Gebiet 
der Plasmaphysik. Diese betrugen 6 500 000 DM, so daß 
sich ein Euratom-Beitrag von 1 365 000 DM ergab. Trotz 
der Bemühungen der Bundesrepublik Deutschland gelang es 
nicht, die Arbeiten für die Hochtemperaturreaktorenentwick- 
i lung für 1969 im Euratom-Programm zu belassen. Die KFA 
! hatte daher einen Einnahmenausfall in Höhe von 
6 585 000 DM. 


Die Fortführung der seinerzeit im Rahmen von Assoziations- 
verträgen begonnenen Forschungs- und Entwicklungsvorha- 
ben und die Erhaltung des damit beschäftigten Personals zur 
Durchführung des 3. Deutschen Atomprogramms waren je- 
doch unerläßlich, weil es sich um langfristig ausgerichtete 
* Arbeiten handelt. Eine — wenn auch nur vorübergehende — 
Unterbrechung oder Beeinträchtigung dieser Arbeiten hätte 
dem Fortschritt der deutschen Kernforschung geschadet. Es 
war daher unumgänglich, den durch den unvorhergesehenen 
Ausfall der Euratom-Zahlungen entstandenen Fehlbetrag je 
: zur Hälfte durch Bereitstellung von zusätzlichen Bundesmit- 
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■ teln und zusätzlichen Mitteln des Landes Nordrhein-Westfa- 

len zu decken. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung am 26. November 1969 von der überplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genom- 
I men. 

1 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


7 564 400,— 


12 770 000- 


2 334 462,24 


Zuschuß an das Institut für Plasmaphysik GmbH (IPP) zum 
Betrieb der Fusionsforschungsanlagen in Garching bei 
München 


Im Wirtschaftsplan des Instituts für Plasinaphysik GmbH wa- 
ren für das Rechnungsjahr 1969 entsprechend den früheren 
i Verhandlungen und Erwartungen Euratom-Einnahmen in 
Höhe von 7 459 500 DM veranschlagt. Diesem Betrag lag 
eine Euratom-Beteiligung in Höhe von 33 v. H. an 95 v. H. 
des gemeinsamen Budgets zugrunde. Aufgrund des Beschlus- 
ses des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 11. März 
I 1969 beteiligte sich die Gemeinschaft lediglich mit 21 v. H. an 
j 95 V. H. der im Jahre 1969 für das gemeinsame Forschungs- 
! Programm auf dem Gebiet der Plasmaphysik und der kon- 
trollierten Kernfusion entstandenen Kosten. Das bedeutete 
einen Einnahmeausfall in Höhe von 2 890 616 DM. 


Die Fortführung der gemeinsamen Forschungsarbeiten mit 
dem vorhandenen Personal, insbesondere aber die Erhaltung 
i der eingearbeiteten Arbeitsteams zur Durchführung des 3. 

I Deutschen Atomprogramms ohne Einschränkung war jedoch 
unerläßlich, weil es sich um langfristig ausgerichtete Arbei- 
ten handelte, deren Unterbrechung oder Beeinträchtigung 
den Fortschritt der Deutschen Kernforschung geschadet hätte. 
Es war daher unumgänglich, den durch den unvorhergese- 
henen Ausfall der Euratom-Zahlungen entstandenen Fehl- 
' betrag durch Bereitstellung von Bundesmitteln zu decken. 


I Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
I seiner 2. Sitzung am 26. November 1969 von der überplan- 
I mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genom- 
I men. 

j Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

I 


I 

850 000, — I Zuschuß zum Betrieb der Gesellschaft für Strahlenforschung 
mbH (GSF) in München 

Auf Grund des Beschlusses des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 11. März 1969 hatte Euratom die Asso- 
ziationsverträge Strahlenhämatologie und Strahlenpatho- 
genese rückwirkend zum 1. Januar 1969 fortgesetzt. Zah- 
lungen wurden jedoch erst ab Anfang 1970 in Aussicht ge- 
stellt. Die für diese Arbeiten im Wirtschaftsplan 1969 der 
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Gesellschaft für Strahlenforschung mbH (GSF) entsprechend 
den früheren Verhandlungen und Erwartungen veranschlag- 
ten Euratom-Einnahmen in Höhe von 850 000 DM gingen 
1969 nicht ein. Mithin hatte die GSF einen Einnahmeausfall 
in gleicher Höhe. 

Die Fortführung der im Rahmen dieser Assoziationsverträge 
begonnenen Forschungs- und Entwicklungsvorhaben und die 
Erhaltung des damit beschäftigten Personals zur Durch- 
führung des 3. Deutschen Atomprogramms war jedoch un- 
erläßlich, weil es sich um langfristig ausgerichtete Arbeiten 
; handelt, deren Unterbrechung oder Beeinträchtigung dem 

' Fortschritt der deutschen Kernforschung geschadet hätte. Es 
war daher unumgänglich, den durch den unvorhergesehenen 
Ausfall der Euratom-Zahlungen entstandenen Fehlbetrag 
durch Bereitstellung von Bundesmitteln zu decken. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
I ' seiner 2. Sitzung am 26. November 1969 von der überplan- 

mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


31 03 10 081 300,— 

685 65 


1 579 970,67 Zuschuß zum Betrieb der Gesellschaft für Kernenergie- 
verwertung in Schiffbau und Schiffahrt mbH (GKSS) in 
Hamburg 

Im Wirtschaftsplan 1969 der GKSS war ein Zuwendungs- 
bedarf zu den Betriebskosten veranschlagt in Höhe von 
15 221 000 DM. Davon waren nach dem Konsortialvertrag 
' vom 21. Dezember 1961 / 20. Juli 1965 durch den Bund zu 
decken 60 v. H. = 9 132 600, — DM. 

Außerdem hatte der Bund zur Deckung von 
Restverpflichtungen aus den Rechnungs- 
jahren 1966 und 1967 noch aufzubringen 763 230,67 DM 

Danach betrug der Bundeszuschuß 9 895 830,67 DM. 

Die GKSS hatte am 20. Oktober 1969 gegenüber den Kon- 
sorten einen nicht vorhergesehenen Zuwendungsmehrbedarf 
geltend gemacht in Höhe von 2 292 400 DM, der insbesondere 
auf Tariferhöhungen und Ausfall von Frachteinnahmen für 
die „Otto Hahn" zurückzuführen war. 

Nach Prüfung der Wirtschaftslage der GKSS hatten die Kon- 
sorten in der Sitzung des Arbeitsausschusses Kernenergie 
des Bundes und der norddeutschen Küstenländer am 
20. Oktober 1969 beschlossen, den Zuwendungsmehrbedarf 
durch Einsparungen an anderer Stelle des Wirtschaftsplans 
und durch zusätzliche Zuwendungen im Rechnungsjahr 1969 
entsprechend dem Konsortialschlüssel zu decken. Danach er- 
höhte sich die Zahlungsverpflichtung des Bundes im Rech- 
nungsjahr 1969 um 60 v. H. von 2 942 400 DM — 1 765 440 DM 
auf insgesamt also 11 661 270,67 DM. 
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i I Da laut Haushaltsansatz nur 10 081 300 DM zur Verfügung 

standen, war eine überplanmäßige Haushaltsausgabe von 
' 1 579 970,67 DM unvermeidbar. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

I Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
I , seiner 5. Sitzung vom 11. Dezember 1969 von der überplan- 

i mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

I Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Beteiligung an der Gesellschaft für Schwerionenforschung 
mbH in Darmstadt 

Der Bund und das Land Hessen haben im Dezember 1969 den 
Vertrag zur Gründung der Gesellschaft für Schwerionenfor- 
schung mbH (GSI) unterzeichnet. Zweck der Gesellschaft sind 
die Errichtung und der Betrieb eines Schwerionenbeschleuni- 
gers sowie Forschungsarbeiten mit schweren Ionen auf den 
Gebieten Kernphysik, Kernchemie, Festkörperforschung, 
Strahlenbiologie und anderen Gebieten. Die Anlage wird 
allen deutschen Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
als nationales Schwerionenlaboratorium zur Verfügung 
stehen. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 100 000 
DM, davon übernehmen an Stammeinlagen der Bund 90 000 
DM und das Land Hessen 10 000 DM. 

Im Konsortialvertrag vom 17. Dezember 1969 ist vorgesehen, 
daß die das Stammkapital der Gesellschaft übersteigenden 
Ausgaben für Investitionen vom Bund zu 90 v. H. und vom 
Land zu 10 v. H. durch Zuschüsse gedeckt werden. Die durch 
die Wahl des Standorts bedingten Mehrkosten werden vom 
Land allein getragen. Als standortbedingte Mehrkosten 
gelten insbesondere die 75 Millionen DM übersteigenden In- 
vestitionsausgaben. Die Betriebsausgaben der Gesellschaft 
werden vom Bund und Land ab Inbetriebnahme des Be- 
schleunigers im Verhältnis 80 : 20 und ab sechstem Betriebs- 
jahr 90: 10 aufgebracht. 

I 1 

Die außerplanmäßige Ausgabe war unvorhergesehen und 
unabweisbar, weil bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1969 noch nicht feststand, daß es bereits im Jahre 1969 zur 
1 Gründung der Gesellschaft kommen würde. 

I Einsparung bei Kap, 31 03 Tit. 683 15. 


8 355 000, — j 1 504 135,18 Zuschuß zur Unterhaltung der Gesellschaft für Weltraum- 

j forschung mbH (GfW) in Bad Godesberg 

Bei der Aufstellung des Wirtschaftsplans der GfW für das 
1 Rechnungsjahr 1969 im Mai 1968 war nicht vorauszusehen, 

j daß im März 1969 ein neuer „Personal- und Terminplan für 

! j den Aufbau der Projektleitungen in den Jahren 1969, 1970 

I I und 1971" erstellt werden mußte, um die zügige und wirt- 


*) 90 000,— 


i 
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schaftliche Durchführung laufender Projekte sicherstellen und 
neue Projekte in Angriff nehmen zu können. (HELIOS, 
DIAL, A2, A4). Hierdurch war die GfW gezwungen, ihr Stel- 
lensoll 1969 voll auszuschöpfen, obwohl der Personalmittel- 
ansatz wegen der bisherigen Schwierigkeiten bei der Gewin- 
nung qualifizierten Personals niedriger bemessen worden 
I war als dem Stellenplan entsprochen hätte. Zu weiteren 
I Mehrausgaben führte die ab 1. Januar 1969 eingetretene 
I Tariferhöhung von 6 ^Vo. Infolge des beschleunigten Personal- 
I Zuwachses stiegen zwangsläufig auch die personalbezogenen 
1 Sachausgaben. Außerdem mußten die Reisen zur Durch- 

' führung und Überwachung der internationalen Projekte 

I erheblich verstärkt werden, um die Termine einhalten und 

I durch laufende Überwachung die Projektkosten so gering 
I wie möglich halten zu können; insbesondere waren im 

I Rahmen der Zusammenarbeit mit der amerikanischen Welt- 
i i raumbehörde (NASA) zusätzliche Dienstreisen deutscher 

' Wissenschaftler und Techniker in die ÜSA notwendig. 

I I Die Ausgaben waren zur Durchführung des mittelfristigen 

' i Programms der Bundesregierung zur Förderung der Welt- 

■ ä raumforschung und Weltraumtechnik unabweisbar und 

' I unvorhergesehen. 

* Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 

I seiner 2. Sitzung am 26. November 1969 von der überplan- 
I mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

' ' Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


32 03 74 800,— 

511 01 


35 499,72 Geschäftsbedarf 

Infolge erhöhter Ausgaben der Verkaufsstelle für Sammler- 
münzen der Bundesrepublik Deutschland für Geschäfts- 
bedürfnisse (Versandtaschen, Wertbriefumschläge u. a.) 
reichten die veranschlagten Ausgabemittel nicht aus. 

Der Mehrbedarf war unabweisbar und infolge unerwartet 
hoher Nachfrage nach der Fontane-Gedenkmünze bei der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht vorauszu- 
sehen. 

Die Mehrausgabe wird durch den beim Verkauf der Sammler- 
münzen entstehenden Münzgewinn ausgeglichen. Eine haus- 
haltsmäßige Mehrbelastung ist im Rahmen des Gesamthaus- 
halts daher nicht eingetreten. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 539 99. 


94 



Kap. 

Tit. 


36 04 
519 62 


36 06 
515 04 


36 06 
547 01 


36 08 j 
671 01 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1054 



An über- und 


Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

1969 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 


zugewiesen ' 


DM 

DM 


2 

3 : 

4 


100 000 — 


300 000 — I 


I 

I 


9 956 500 — 


550 000 — 

I 


Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 


243 351,36 Unterhaltung bundeseigener Anlagen für öffentliche Zivil- 
schutzzwecke, bei denen die Bestimmung der Verwendung 
für ZS-Zwecke getroffen ist, die aber noch nicht den Gemein- 
den übergeben sind oder die behelfsmäßig hergerichtet und 
den Gemeinden bereits übergeben sind, für die Zeit der 
endgültigen Instandsetzung 

Die Mehrausgabe entstand für die Unterhaltung von Objek- 
ten, die den Gemeinden noch nicht übergeben worden sind. 

' Sie konnte aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht, zur 
Vermeidung weiterer Substanzschäden und wegen verschie- 
dentlich aufgetretener Hochwasserschäden nicht zurückge- 
slellt werden und war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit, 517 62 und Tit. 532 61. 


79 823,88 

i 


i 

I 


Ausrüstung der Fischereischutzboote und Fischereiforschungs- 
schiffe mit zusätzlichen Funkgeräten 

Durch die in Abstimmung mit der Bundesmarine notwendige 
Umstellung des FSB „Poseidon" von Draht- auf Stabantennen 
wurden größere Umbauten erforderlich. Außerdem wurde 
durch den Einbau der zusätzlichen Funkgeräte die Anschaf- 
fung eines leistungsfähigeren Umformers notwendig. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war zur Erfül- 
lung der Aufgaben des FSB unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 36 06 Tit. 522 01. 


35 914 32 Kosten für die Haltung von Vorräten, die aus Mitteln des 
Tit. 522 01 zu beschaffen sind oder nicht im Eigentum des 
Bundes stehen 

Durch den vorzeitigen Verkauf von Magermilchpulver ent- 
standen Auslagerungskosten, die im Bundeshaushaltsplan 
1969 nicht veranschlagt waren. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war wegen der 
guten Verkaufserlöse für das im Jahre 1970 ohnehin zum 
' Verkauf anstehende Magermilchpulver und zur Vermeidung 
weiterer Lagerkosten unabweisbar, 

I Einsparung bei Kap. 36 06 Tit. 522 01. 


48 646,42 Unterhaltung und Instandsetzung sowie erforderliche Ände- 
rungen und Ergänzungen von technischen Fernmeldeeinrich- 
tungen im Nahverkehrsraum einschließlich der Kosten für 
i Bereithaltung von Sonderleitungen sowie Erneuerung eines 
Verpflegungsvorrates 

Der Ausbau der Fernmeldeeinrichtungen für leitende Dienst- 
stellen hängt vom Fortgang der Bauvorhaben des Bundes ab. 
Die Aufwendungen der Deutschen Bundespost für Unter- 
haltung der Einrichtungen und Bereithaltung der Sonder- 
leitungen überschritten den verfügbaren Ansatz. 

Die überplanmäßige Ausgabe war unvorhergesehen, weil 
Anzahl und Umfang der nach Titel 891 02 veranlaßten Maß- 
^ nahmen bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht 
zu erkennen war. Sie war unabweisbar, weil die Verwend- 
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barkeit der bezugsfertigen Bauten im Sinne ihrer Zweck- 
bestimmung die Betriebsbereitschaft der zugehörigen Nach- 
richtenverbindungen voraussetzt. 

Einsparung bei Kap. 36 08 Tit. 891 12. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

60 02 1 600 000, — 135 598,62 Zuschuß zu den Sozialwerken der Bundesverwaltung 

452 02 Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß als Folge 

der ab 19()9 von den Sozialwerken zu entrichtenden Lohn- 
steuer der Bundeszuschuß von 12 DM auf 13 DM je Mitglied 
angehoben worden ist. Diese Entwicklung war bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht vorherzusehen. 
Die Notwendigkeit für die Maßnahme ergab sich aus der 
Fürsorgepflicht des Bundes. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 686 02. 


60 02 30 000 000, — 5 360 000, — Humanitäre Hilfe für Nigeria/„Biafra“ 

686 03 I ’-G Mehrausgabe war zur Fortführung der von der Bundes- 

republik eingeleiteten humanitären Hilfsmaßnahmen unab- 
weisbar. Sie war unvorhergesehen. 

' Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 

seiner 178. Sitzung am 2. Juli 1969 von der überplanmäßigen 
Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 60 06 Tit. 686 05. 


60 02 — *) 2 709 000, — Saardurchstich bei Saarbrücken 

apl. In Durchführung des Beschlusses der Bundesregierung vom 

712 01 tl. Februar 1969 ist zur Verbesserung der Verkehrs- und 

Strukturlage des Saarlandes als Sofortmaßnahme der Bau des 
Saardurchstiches Saarbrücken St. Arnual vorgesehen worden. 
Die Baumaßnahme war bei Aufstellung des Bundeshaushaits- 
plans 1969 nicht vorherzusehen. Die Mittel waren für den 
Baubeginn im Rechnungsjahr 1969 erforderlich. 

Die Ausgabe war unabweisbar, weil sie nicht bis zum näch- 
sten Rechnungsjahr hinausgeschoben werden konnte. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 178. Sitzung am 2. Juli 1969 von der Maßnahme zu- 
stimmend Kenntnis genommen. 

/\ußerplanmäßige Ausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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60 04 14 000 000, — 2 602 963,79 Ansprüche der Länder aus der Beseitigung deutscher Munition 

642T2~ nicht bundeseigenen Liegenschaften 

: Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlichen Ausgabeverpflich- 
tungen des Bundes nach § 19 Abs. 2 des Allgemeinen Kriegs- 
I folgengesetzes vom 5. November 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1747). Sie war unvorhergesehen. 

' Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 642 11. 


60 04 
646 01 : 


2 700 000,— 


60 04 
681 01 


10 000 000 ,— 


I 

I 


178 216,21 j Zahlungen gemäß §§ 21 (4), 21a, 22 b und 35 (2) BWGöD 

I Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlichen Ausgabeverpflich- 
I tungen, die der Höhe nach bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1969 nicht vorhergesehen worden sind. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 642 11. 


465 707,69 Leistungen auf Grund des Gesetzes zur Abgeltung von Repa- 
(Vorgriff) rations-, Restitutions-, Zerstörungs- und Rückerstattungs- 
schäden (Reparationsschädengesetz) vom 12. Februar 1969 

Das Reparationsschädengesetz ist früher als erwartet in 
Kraft getreten. Die Leistungen nach diesem Gesetz sind zur 
völligen Gleichstellung mit dem Lastenausgleich gegenüber 
j der Regierungsvorlage verbessert worden, insbesondere 
I durch den Übergang auf Frühverzinsung sowie durch die 
j Gewährung von Kriegsschadenrente, Hausratbeihilfe und 
Aufbaudarlehen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


60 04 
681 05 


740 000 000,— ! 

i 


228 477 383,23 j Zahlungen nach dem Spar-Prämiengesetz 

I Mehrausgabe infolge steigender Ausgabeverpflichtungen des 
Bundes auf Grund des Spar-Prämiengesetzes. Die Zunahme 
der Ausgabeverpflichtungen ist bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1969 nicht vorhergesehen worden. Die Mehr- 
ausgabe war unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


60 04 
686 02 


I 

I 


I 

! 

i 

i 


7 802 100,— 


I 


Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zu den Kosten der 
VN-Friedenstruppe in Zypern 

Der Mehrbedarf war unabweisbar, da die Unterstützung der 
Friedensbemühungen der UNO in Zypern im politischen 
Interesse der Bundesrepublik liegt. Die Mehrausgabe war 
unvorhergesehen, da bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1969 nicht bekannt war, ob und in welcher Höhe 
sich die Bundesrepublik Deutschland an den Kosten der VN- 
Friedenstruppe beteiligen werde. Aus diesem Grunde war ein 
Leertitel ausgebracht worden. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 642 11. 
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60 04 

apl. 
866 71 


I 


— *) 276 750 000 — Darlehensgewährung an die Regierung der Vereinigten 

Staaten von Amerika 

1 

I Nach dem mit Briefwechsel vom 8./ 19. August 1969 bestätig- 

ten Protokoll über die am 9. Juli 1969 in Washington ver- 
i einbarte Regelung über die Behandlung der Devisenkosten 
'der US-Streitkräfte in Deutschland für den am 1. Juli 1969 
, beginnenden Zweijahreszeitraum in Verbindung mit dem 
i Schriftwechsel vom 10./ 17. Dezember 1969 gewährt die 
I Bundesrepublik Deutschland der Regierung der Vereinigten 

; Staaten von Amerika ein Darlehen im Gesamtbeträge von 
I 250 Millionen US Dollar, dessen 1. Rate in Höhe von 75 Mil- 

1 lionen US Dollar (DM-Gegenwert: 276 750 000 DM) bis 

, zum 23. Dezember 1969 zu zahlen war. Da Mittel für diese 

j i Zahlung im Bundeshaushaltsplan 1969 nicht zur Verfügung 

i ■ standen, mußte die Ausgabe außerplanmäßig geleistet wer- 

^ den. 

: Die Ausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweisbar, 

' dü sie auf einer rechtlichen Verpflichtung beruht. 

i 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung vom 26. November 1969 von der Mehraus- 
gabe zustimmend Kenntnis genommen. 

i Außerplanmäßige Haushaltsausgabe zu Lasten des Gesamt- 
I haushalts. 


60 05 
612 01 


2 257 260000,— 


68 500 000, I Allgemeiner Zuschuß zum Berliner Haushaltsplan 

Der Mehrbedarf ist auf die Zahlung der einmaligen Uber- 
brückungszulage von 300 DM an die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes einschließlich der Eigenbetriebe und 
an die Versorgungsempfänger zurückzuführen. Im Berliner 
Landeshaushalt waren hierfür ausreichende Deckungsmittel 
nicht vorhanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war als Teil 
des Bundeszuschusses nach § 16 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 5. Sitzung am 11. Dezember 1969 von der überplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Deckung im Rahmen des Kap. 60 02 Tit. 461 01. 
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60 05 95 000 000 — 

652 01 


6 298 497,73 Zuschüsse zur Abdeckung der Verpflichtungen des Landes 
Berlin gegenüber der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin 
und zu Leistungen des Landes Berlin an Berliner Innungs- 
und Betriebskrankenkassen 

Der Mehrbedarf ist im wesentlichen auf die Erhöhung der 
Krankenhauspflegesätze und der Arzthonorare zurückzu- 
führen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war als Teil 
des Bundeszuschusses nach § 16 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat von 
der überplanmäßigen Haushaltsausgabe in seiner 5. Sitzung 
am 11. Dezember 1969 zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparungen bei Kap. 60 05 Tit. 652 02 und Tit. 683 01. 
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